
Die ÖVP will einen „gravieren-
den Systemwechsel“, sagt der 
Zweite Nationalratspräsident 
Fritz Neugebauer. Österreichs 
Verfassung soll von einem pri-
mär repräsentativ-parlamenta-
rischen System, das nur einge-
schränkt plebiszitär ist, zu 
einem viel stärker plebiszitären 
umgewandelt werden.  

Wenn ein Volksbe-
gehren 650.000 Unter-
schriften erhalten hat, 
muss sein Inhalt einer 
bindenden Volksabstimmung 
unterworfen werden. Das Parla-
ment kann zwar vorher noch 
Änderungen anbringen, aber 
letztlich macht „das Volk“ – 
oder ein genügend motivierter 
Teil – Gesetze.  

Das ist – man muss es wieder-
holen – ungefähr das, was sich 
Jörg Haider unter seiner „Dritten 
Republik“ vorgestellt hat. 

Bundespräsident Heinz Fi-
scher stellte nun bei einer Feier 
für den Verfassungsgerichtshofs-
präsidenten sehr klare Fragen: 
Weiß man, weiß die ÖVP, dass 
es sich bei der Änderung, bei der 
„Bundesgesetze auch gegen den 
Willen des vom Volk gewählten 
Gesetzgebers zustande kommen 
können“, um eine Gesamtände-

rung der Bundesverfas-
sung handelt?  

Sollen „auch Verfas-
sungsgesetze gegen 

den Willen der gewählten 
Volksvertretung zustande kom-
men können“? Ist man sich be-
wusst, dass sich dadurch das  
Verhältnis zur EU „gravierend 
verändern“ wird? Und ist man 
sich im Klaren darüber, dass im 
Ja/Nein-Verfahren der parla-
mentarische Prozess, das Ver-
handeln, die Berücksichtigung 
der Minderheit verlorengeht?

Systemwechsel

RAU
Bis auf einzelne, aber durchaus 
heftige Gewitter im Westen wird es 
sonnig und heiß bei Höchstwerten 
zwischen 25 und 33 Grad.    Seite 42
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Nachrichten in Echtzeit auf

Deutscher Ungehorsam 191 Priester 
aus Baden-Württemberg fordern 
die Kommunion für wiederverhei-
ratete Geschiedene. Seite 11 
 
Hochspannung in Ägypten Der Präsi-
dentschaftskandidat der Muslim-
brüder droht bei Wahlfälschung 
mit „neuer Revolution“. Seiten 5, 48 
  
Günther Domenig 1934–2012 Einer 
der wichtigsten Architekten Öster-
reichs ist 77-jährig in der Steier-
mark gestorben. Seite 39

HEUTE ÖVP legt konkreten Fahrplan 
für Volksabstimmungen vor 

 

Neugebauer im Standard: Initiativen müssen zuerst ins Parlament
Wien – Fritz Neugebauer, Zweiter 
Nationalratspräsident, legt im Ge-
spräch mit dem Standard den 
konkreten Plan der ÖVP zur Stär-
kung der direkten Demokratie vor. 
Neugebauer, der auch VP-Frak-
tionsführer im Ausschuss zur Par-
lamentarismusreform ist, spricht 
von einem „gravierenden System-
wechsel“. Künftig sollen Gesetzes-
initiativen mit 650.000 Unterstüt-
zungserklärungen, die auch on-
line gesammelt werden können, 
direkt im Parlament eingebracht 
werden können. Diese müssten 
dort ausführlich behandelt wer-
den und könnten unter Einbin-
dung der Initiatoren auch verän-
dert werden. Lehnt das Parlament 
diese Gesetzesinitiative von 
außen ab, soll zwingend eine 
Volksabstimmung erfolgen. 

Bundespräsident Heinz Fischer 
warnte am Freitag einmal mehr 
vor den Gefahren beim Ausbau 
der direkten Demokratie und for-
derte die Einrichtung einer parla-
mentarischen Enquete-Kommis-

sion. Problematisch sei, wenn Ge-
setzesinitiativen gegen den Willen 
der Volksvertretung durchgesetzt 
werden könnten. Kommende Wo-
che beginnen die Parteienver-
handlungen dazu. (red)   Seite 13 

Ja, ich möchte über die neue A-Klasse,
die im September 2012 erscheint, vorab
informiert werden.

Als Vertreter der Zielgruppe– junger, extrovertierter, moderner Performer –
freue ich mich über die Gelegenheit, einmal abseits von virtuellen
Räumen und sozialen Netzwerken in der Realwelt zu agieren. Nämlich
ganz analog, in Echtzeit, mit eigenen Händen einen Coupon auszufüllen,
auszuschneiden, zu kuvertieren, zu frankieren und zur Post zu tragen.
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Notenbanken sind nervös 
 

Bereit für Aktionen nach Griechenland-Wahl 
Athen/London – Die wichtigsten Notenbanken der 
Welt bereiten sich auf Marktturbulenzen nach der 
Griechenland-Wahl am Sonntag vor. In G-20-Kreisen 
hieß es, die Zentralbanker stünden für konzertierte 
Aktionen bereit. Die Bank of England kündigte an, 
das britische Bankensystem in den kommenden Wo-
chen mit mehr als 100 Milliarden Pfund (123,6 Mrd. 
Euro) zu fluten. (red)  Seiten 4 und 25, Kommentar Seite 48

Slim hat langfristige Ziele 
 

Mit Telekom-Einstieg  über „Märkte lernen“
Wien – Mit dem Erwerb von 26 Prozent der Telekom 
Austria verfolgen der mexikanische Milliardär Car-
los Slim und seine América Móvil langfristige stra-
tegische Ziele in Mittel- und Osteuropa. „Wir sehen 
gute Chancen in der Region“, sagt Finanzchef Carlos 
García Moreno dem Standard. „Von unserem Part-
ner möchten wir lernen, wie diese Märkte funktio-
nieren.“ Genaue Pläne habe man nicht. (ef)  Seite 25

*

Auf dem Erdgip-
fel von Rio 1992 
wurden wegwei-
sende Beschlüsse 
gefasst: So war 
Rio 92 die Geburtsstunde 
der Klimaschutzkonvention 
und für Maßnahmen zum 
Schutz der Biodiversität. 
Zwanzig Jahre später treffen 
einander ab nächstem Mitt-
woch 130 Staats- und Regie-
rungschefs und hunderte 
Experten, um über diesel-
ben Themen zu diskutieren: 
Klimawandel, Hunger, Ar-
mut und Umweltverschmut-
zung. Auch wenn Nachhal-
tigkeit in aller Munde ist, 
die Erwartungen sind dies-
mal bescheiden, denn viele 
Hoffnungen haben sich 
nicht erfüllt. So ist der CO2-
Ausstoß in den vergangenen 
zwanzig Jahren um 40 Pro-
zent gestiegen. 

Wir wollten es genauer 
wissen und haben uns Ent-
wicklungen im Verlauf 
mehrerer Jahre – nicht im-
mer der vergangenen zwan-
zig – angesehen. Satelliten-
aufnahmen, die wir über 
diese Ausgabe verteilt ha-
ben, und die doppelseitige 
Grafik zeigen den Wandel 
sehr deutlich.  

Auch wenn das Fazit der 
von Bettina Stimeder koor -
dinierten und von Rudi  
Reiterer gestalteten Schwer-
punktausgabe ernüchternd 
ausfällt: Vielleicht ist ge -
rade das ein Anstoß für  
Veränderungen. Derzeit  
verbraucht die Menschheit 
die natürlichen Ressourcen 
1,3-mal schneller, als die 
Erde sie regeneriert.  

 Alexandra Föderl-Schmid 
 Chefredakteurin

21. Jänner 1978 31. Jänner 2004

Donezk/Kiew – In Gruppe D 
liegt Frankreich nach dem 2:0 
über die Ukraine in Front. 
Aber auch der EM-Gastgeber 
hat noch Chancen auf den 
Aufstieg. Allerdings müsste 
zu diesem Zweck am Diens-
tag England gebogen werden, 
das Schweden in einem pa-
ckenden Match mit 3:2 aus 
dem Rennen warf. (red) 
    Seiten 21–24, Kopf des Tages S. 48

Frankreich und 
England siegen 
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Geringe Erwartungen – bescheidene Besetzung

Die Beschlüsse vom Weltgipfel in Rio 1992 
waren Meilensteine der internationalen 

Nachhaltigkeitspolitik. 20 Jahre später reisen 
ernüchterte Teilnehmer wieder nach Rio – 
große Fortschritte werden nicht erwartet.

EU eingeführt. Insgesamt ist der 
weltweite CO2-Ausstoß aber seit 
1992 um insgesamt 40 Prozent in 
die Höhe geschnellt. 

Und was die nachfolgenden 
internationalen Klimakonferen-
zen betrifft, trat das ein, was der 
deutsche Umweltpolitiker Her-
mann Scheer (SPD) bis zu seinem 
Tod im Jahr 2010 immer vehemen-
ter angeprangert hatte: Bei diesen 
Konferenzen könne man sich im-
mer nur auf den kleinsten gemein-
samen Nenner einigen. Sprich: 
„Der größte Bremser gewinnt.“ 

Indirekte Erfolge 
Was von Rio 1992 blieb? Einiges 

– wenn man auch die indirekten 
Wirkungen berücksichtigt: dass 
etwa durch die Bio -
diversitäts-Konven-
tion das Artensterben 
zwar längst nicht ge-
stoppt – aber zumin-
dest verlangsamt wer-
den konnte. Ähnli-
ches gilt für die Wald-
prinzipien. Viele Be-
schlüsse von Rio 92 
fanden dann auch 
ihren Weg in nationale Gesetze;  in 
Summe konnten die Umwelt- und 
Sozialgesetzgebungen weltweit 
verbessert werden. 

Die meisten Veränderungen 
dürfte in den letzten zwei Jahr-
zehnten der Ansatz „Global den-
ken, lokal handeln“ bewirkt ha-
ben. In ihrem letzten Text ver-
weist die jetzt verstorbene Com-
mons-Forscherin und Nobelpreis-
trägerin Elinor Ostrom auf die 
Vielzahl von „organischen, sich 
überlappenden“ Umweltinitiati-
ven auch auf lokaler und regiona-
ler Ebene, die erfolgversprechen-

20 Jahre nach Rio bestimmen die Bremser

Vor 20 Jahren waren einige 
geradezu enttäuscht, als der 
Weltgipfel von Rio beendet 

wurde. Noch konkretere, binden-
de Beschlüsse hatte man erwartet.  
Und während der damalige UN-
Generalsekretär Boutros Boutros-
Ghali die vom Gipfel ausgelöste 
„neue Dynamik“ pries – erklärte 
die Umweltorganisation Green-
peace den Gipfel gar für „geschei-
tert“ und prangerte die dort be-
schlossenen „Worthülsen“ an. 

Doch inzwischen ist längst klar, 
dass die 1992 beschlossenen Kon-
ventionen Meilensteine in der 
internationalen Nachhaltigkeits-
politik waren. Allen voran die Rio-
Erklärung über Umwelt und Ent-
wicklung: 27 Grundsätze, die die 
Staaten für den Schutz der Um-
welt und eine nachhaltige Ent-
wicklung berücksichtigen sollten. 

Dazu die Klima-Rahmenkon-
vention, in der erstmals der Klima-
schutz als international verbindli-
ches Ziel angesprochen wurde – 
die Grundlage für das spätere Kio-
toprotokoll und das System des 
CO2-Zertifikate-Handels. 

Weitere Ergebnisse von Rio wa-
ren die Biodiversitätskonvention, 
die „Forest Principles“ – und nicht 
zuletzt das ebenfalls abgesegnete 

Agenda-21-Dokument. In diesem 
800 Seiten umfassenden Werk 
wurden nachhaltige Zukunftssze-
narien beschrieben und  auch kon-
krete Programme festgeschrieben. 

Ein gewaltiger Output für eine 
einzige Konferenz, die in der Auf-
bruchstimmung kurz nach dem 
Ende des Kalten Krieges abgehal-
ten worden war. Umweltschutz 
wurde dabei nicht nur als Luxus 
der Reichen, sondern auch als 
überlebenswichtig für die Armen 
verstanden. Die Industrieländer 
erkannten immerhin an, dass sie 
die Hauptverantwortung für die 
Umweltzerstörung tragen.  

Vom damaligen Schwung ist in-
des so gut wie nichts mehr zu spü-
ren – und auch auf dem interna-
tionalen umweltdiplomatischen 
Parkett scheint sich eine alte 
Weisheit aus dem Wiener Volks-
mund zu bewahrheiten: „Es 
kommt nix Besseres nach.“ 

40 Prozent mehr CO2-Ausstoß  
Hatte der Klimagipfel von Rio 

noch ein euphorisches Ende ge-
nommen, ist die Stimmung gegen-
über den internationalen Konfe-
renzen eher der Ernüchterung ge-
wichen. Das System des Handels 
mit Emissions-Zertifikaten, mit 
dem die Belastung durch Klimaga-
se ein finanzielles Gewicht erhal-
ten sollte – wurde lediglich in der 

der seien als globale Vereinbarun-
gen. 

Die offizielle Bilanz sieht hin-
gegen eher traurig aus: Nur bei 
vier von 90 Zielen habe es bedeut-
same Fortschritte gegeben, heißt 
es im neuen Bericht „Geo-5“ des 
UN-Umweltprogramms, so bei-
spielsweise beim Zugang zu 
sauberem Trinkwasser und bei 
der Reduzierung von Blei in Kraft-
stoffen.  

Nach dem Reigen der enttäu-
schenden Klimakonferenzen der 
letzten Jahre reisen die Teilneh-
mer der Nachfolgekonferenz 
Rio+20, die kommenden Mitt-
woch startet, mit mehr als ge-
dämpften Hoffnungen an. Auch 
angesichts der Rivalität alter und 

neuer Großmächte, 
der Eurokrise und 
des Wahlkampfes in 
den USA droht die 
Umweltpolitik unter 
die Räder zu kom-
men.  

Hand in Hand mit 
den geringen Erwar-
tungen ist die Beset-
zung auch eher be-

scheiden: Weder US-Präsident Ba-
rack Obama noch die deutsche 
Kanzlerin Angela Merkel noch der 
britische Premier David Cameron 
wollen kommen. 

Nichtsdestotrotz hofft Brasi-
liens Chefunterhändler Luiz Al-
berto Figueiredo, dass auch 
Rio+20 ein Ausgangspunkt für 
neue Entwicklungen werden 
könnte. So soll unter anderem die 
Formulierung von Nachhaltig-
keitszielen eingeleitet werden.  

Um den „Zero-Draft“ – dem Ent-
wurf eines Abschlusstextes –  
wurde bereits im Vorfeld gerun-

gen: Das ursprünglich recht 
schlanke Dokument war durch Er-
gänzungsvorschläge der einzel-
nen Staaten auf 300 Seiten ange-
wachsen, dann wurde es auf 70 
Seiten heruntergekürzt – um in-
zwischen wieder auf mehr als 200 
Seiten anzuwachsen. 

Konferenz-Insider rechnen da-
her damit, dass der brasilianische 
Vorsitz irgendwann im Laufe der 
Konferenz einen komplett neuen 
und sehr kurzen, einprägsamen 
Entwurf vorlegen wird: Figueire-
do hält die Einigung auf fünf oder 
sechs Ziele für möglich, die 2015 
in Kraft treten könnten, etwa zu 
den Themen Energie, Wasser, 
Städte oder Meere. 

Umstrittene Green Economy 
Höchst umstritten ist in Rio vor 

allem ein Thema aus dem „Zero 
Draft“: der neue, schwammige 
Leitbegriff der „Green Economy“, 
der „Grünen Wirtschaft“, durch 
die der Gegensatz zwischen Um-
welt- und Wirtschaftspolitik auf-
gehoben werden soll. Während 
gegen den sorgsameren Umgang 
mit Ressourcen oder mehr Ener-
gieeffizienz kaum etwas einzu-
wenden ist, scheiden sich beim 
Agrosprit oder beim Emissions-
handel die Geister.  

Auf dem „Völkergipfel“ der Ba-
sisaktivisten, der am Freitag be-
gann, ist die Skepsis vor einem 
„grünen Anstrich des Kapitalis-
mus“ bereits allgegenwärtig. Und 
auch Boliviens Verhandlungsfüh-
rer René Orellana betonte schon 
im Vorfeld der Rio+20-Konfe-
renz: „Wir wollen, dass das Recht 
auf souveräne Entwicklung res-
pektiert wird, dass es verschiede-
ne Modelle geben darf.“

Roman David-Freihsl 
Gerhard Dilger

Die Aufnahme aus dem Jahr 1993 zeigt den Kilimandscharo (Tan-
sania) in weißer Pracht, von der auf der Aufnahme aus dem Jahr 
2000 kaum mehr eine Spur zu sehen ist – wodurch der höchste 

Berg Afrikas zu einem Symbol für den Klimawandel wurde. „Gerade bei Symbolen sollte 
man vorsichtig sein“, warnt Klimaforscher Reinhard Böhm (ZAMG): „Man muss sehr ge-
nau sein und darf sich keinen Fehler erlauben, weil Klimawandelgegner jeden Fehler auf-
greifen und den Klimawandel als unwahr hinstellen – selbst wenn es stichfeste Belege da-
für gibt.“ Schließlich sei das Thema auch hochpolitisch. Im Falle der hier gezeigten Auf-

nahmen dürfte es sich bei dem Bild von 1993 (li.) um die Situation un-
mittelbar nach einem Schneefall handeln. Auf dem Foto von 2000 fehlt 
diese Schneedecke, dadurch entsteht der Eindruck, dass der Gletscher 

bald ganz verschwunden sein wird. De facto schrumpfte dieser zwischen 1912 und 2009 
von zwölf Quadratkilometern auf 1,85 und verlor so 85 Prozent seiner Fläche. Dafür ver-
antwortlich ist aber auch ein seit Ende des 19. Jahrhunderts regional trockeneres Klima. 
Böhm: „Der Kilimandscharo ist ein tropischer Gletscher, der stark von den Strömungen 
vor Ort abhängig ist, beispielsweise der Feuchtigkeit der Atmosphäre.“ (max) Fotos: picturedesk

1993–2000

Kollateralschäden des Fortschritts
Klimaforscher Reinhard Böhm und Gletscherspezialist 
Wolfgang Schöner von der Zentralanstalt für Meteorologie 
und Geodynamik (ZAMG) haben für den Standard die 
Satellitenaufnahmen auf den folgenden Seiten analysiert 
und kommentiert. Ihre Expertise fließt in die Beschrei-
bung des Bildmaterials ein, das die Veränderung einer 
Region oder ganzer Weltteile, durch Klimawandel oder 
Landnutzung, im zeitlichen Vergleich zeigt. So wurde 
1972 von den Staaten Mali, Mauretanien und Senegal die 
„Organisation pour la mise en valeur du fleuve Sénégal“ 
(OMVS) gegründet. Mit dem Ziel, den Senegal- Fluss und 

dessen Einzugsgebiet von 289.000 Quadratkilometern 
besser zu nutzen. Unter anderem, um weiteren Dürren 
Herr zu werden, wurde deshalb das rund 477 Quadrat-
kilometer große Manantali Reservoir in Mali errichtet. 
Die Aufnahmen zeigen das Gebiet vor (1978, li.) und nach 
der Aufstauung (2004). Der Damm beeinflusste den na-
türlichen Wasserzyklus, was in einigen Gegenden bei-
spielsweise zur Versalzung der Böden führte. Kollateral-
schäden des Fortschritts, denn ein Kraftwerk am Stau-
see versorgt seit 2002 neben Mali auch Mauretanien und 
den Senegal mit Strom. (max)  Fotos: UNEP/Flickr.com
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Empfehlungen eines prominenten Kritikers

Bjørn Lomborg, viel zitierter Kritiker der 
Klimaschutzpolitik, sieht den Kampf gegen 

CO2-Emissionen und Subventionen für   
alternative Energie als Geldverschwendung. 

Die Lösung ist technologische Innovation, 
sagt er im Gespräch mit Eric Frey. 

logien streut, wird zumindest eine 
viel billiger als fossile Brennstoffe 
sein. Mit einem Euro für die For-
schung lassen sich mindestens elf 
Euro an Klimaschaden vermeiden, 
durch Subventionen und den Kio-
to-Prozess nur zwei Cent. Wir 
könnten 500-mal so viel pro Euro 
erreichen, würden weniger zahlen 
und viel mehr erreichen. 

Standard: Sie fordern seit Jahren 
andere Prioritäten im Umwelt-
schutz. Welche sollten das sein? 
Lomborg: Bei Rio+20 geht es um  
die Umwelt. Warum aber machen 
wir uns solche Sorgen über den 
Klimawandel, wann es in Entwick-
lungsländern zwei viel größere 
Probleme gibt: Luftverschmutzung 
in Innenräumen, vor allem durch 
primitive Kocher, und schmutzi-
ges Wasser. Dadurch sterben drei 
Millionen Menschen im Jahr, das 
sind 13 Prozent aller Toten in der 
Dritten Welt. Der Klimawandel mit 
allen Wetterkatastrophen tötet nur 
etwa 0,06 Prozent. Ich könnte da-

„Wir würden weniger zahlen und viel mehr erreichen“

Standard: Der Rio-Prozess hat sei-
ne Klimaschutzziele bisher nicht 
erreicht. Hat dieser Prozess je eine 
Chance gehabt?  
Lomborg: Er war von Anfang an 
zum Scheitern verurteilt, denn 
der Ansatz, der in Rio gewählt 
wurde, war falsch. Er lautete: CO2 
verursacht Erderwärmung, daher 
müssen wir mit fossilen Brenn-
stoffe aufhören. Vergessen wurde, 
dass wir fossile Brennstoffe nicht 
verbrennen, um Al Gore und an-
dere Umweltschützer zu ärgern, 
sondern weil sie riesige Vorteile 
bieten: Wärme, Kühle, Essen, 
Unterkunft, Transport, Strom. Sie 
schaffen Wohlstand – und nicht 
nur in den reichen Ländern. Chi-
na hat in den letzten 30 Jahren 600 
Millionen Menschen aus der Ar-
mut befreit, und das geschah nicht 
durch Solarpaneele, sondern in-
dem sehr viel Kohle verbrannt 
wurde.  

Standard: Aber das ändert doch 
nichts an der grundsätzlichen Ge-
fahr des Klimawandels, oder? 
Lomborg: Ja, der Klimawandel ist 
ein Problem, und es muss gelöst  
werden. Aber über die Reduktion 
fossiler Brennstoffe wird das nicht 
gelingen. Stattdessen müssen wir 
den Preis der erneuerbaren Ener-
gie durch Innovation senken. 
Wenn diese in den nächsten zwei 
bis vier Jahrzehnten billiger wird 
als fossile Brennstoffe, dann ha-
ben wir gewonnen. Der Kioto-Pro-
zess bringt uns nicht dorthin. 

Standard: Und wenn man fossile 
Brennstoffe durch Emissionshan-
del und CO2-Steuer verteuert und 
die Erneuerbaren subventioniert?  
Lomborg: Kein Ökonom ist da-
gegen, CO2 zu besteuern, weil es 
Schaden anrichtet. Aber in den 
USA, in China oder Indien ist eine 
solche Steuer politisch nicht 
durchsetzbar, und auch in der EU 
wird sich das Verbraucherverhal-
ten nicht ändern, wenn  sich der 
Benzinpreis um ein paar Cent pro 
Liter erhöht. Und eine dramatisch 
höhere Steuer wäre ökonomisch 
sehr ineffizient. Bisher wurde der 
Preisunterschied zu den Fossilen 
durch Subventionen für Sonnen- 
und Windenergie überbrückt.  
Doch ineffiziente Technologien 
müssen sehr hoch gefördert wer-
den. Anfangs kann man das tun, 
um sich besser zu fühlen. Aber so-
bald Leute es in großen Maßen in 
Anspruch nehmen, wird es zu teu-
er. Das haben wir in Europa gese-
hen. Dort fördert man Solarpanee-
le, aber sagt zugleich: Bitte kauft 
nicht zu viel davon, denn das kön-
nen wir uns nicht leisten. Subven-
tionen, die Staaten in den Ban-
krott führen, bevor sie etwas be-
wirken, sind sicher keine Lösung.    

Standard: Also wie bringen wir den 
Preis von grüner Energie hinunter? 
Lomborg: Indem wir auf Innova-
tion setzen. Erneuerbare Energie 
ist derzeit mindestens doppelt so 
teuer wie fossile Brennstoffe. Sie 
lässt sich nicht gut speichern, und 
sie benötigt bessere Netze. Der 
Preis ist in den letzten Jahrzehn-
ten bereits deutlich gefallen, aber 
das reicht nicht. Es ist wie bei 
Computern: Stellen Sie sich vor, 
wir hätten in den 50er-Jahren die-
se riesigen Dinger, die fast nichts 
konnten, subventioniert, damit 
sie auf jedem Schreibtisch stehen.  
Der Durchbruch kam erst durch 

neue Technologien, angetrieben 
durch Wettrüsten und Raumfahrt. 
Statt ineffiziente Energie zu sub-
ventionieren, müssen wir in die 
Entwicklung neuer Technologien 
investieren. Und das geht nur mit 
öffentlichen Mitteln für die 
Grundlagenforschung. 

Standard: Wie viel wird benötigt?  
Lomborg: Derzeit geben wir 15 Mil-
liarden Dollar im Jahr für For-
schung in alternative Energie aus, 
davon gehen fünf Milliarden in  
die Atomkraft. Klima-Ökonomen 
glauben, dass wir 100 Milliarden 
brauchen, also das Zehnfache. 
Wenn man es über viele Techno-

her eine Person durch den Kampf 
gegen Klimawandel retten und 210 
Personen durch andere Maßnah-
men, und dies wäre auch billiger 
und einfacher. Im Norden hält je-
der den Klimawandel für das  
größte Umweltproblem. Luftver-
schmutzung ist alt, fad und nicht 
sexy. Aber wir sollten uns bei 
Rio+20 um jene Prob-
leme kümmern, bei 
denen wir am meisten 
tun können, und das 
ist Luft und Wasser.  

Standard: Beim Kli-
mawandel geht es 
doch auch darum, 
eine zukünftige Katas -
trophe zu vermeiden. 
Lomborg: Die pessimistischen 
Prognosen sehen einen wirtschaft-
lichen Schaden von  20 Prozent am 
Ende des Jahrhunderts, die meis-
ten Ökonomen erwarten nur Schä-
den von ein bis fünf Prozent. Auch 
das wäre viel. Aber wenn wir an-
dere Umweltprobleme lösen, dann 

bringt das der Welt einen Wachs-
tumsschub von 100 bis 200 Pro-
zent. Wenn wir Menschen heute 
helfen, werden sie reicher, gesün-
der und besser ausgebildet, und 
dann können sie in der Zukunft 
mit allen Problemen besser umge-
hen. Erdwerwärmung ist nicht das 
einzige Zukunftsproblem, auch 

Luft und Wasser sind 
es. Und wenn Men-
schen etwas gegen 
den Klimawandel tun 
wollen, warum set-
zen sie dann auf Rio 
und das Kioto-Proto-
koll – also auf Strate-
gien, die nicht funk-
tionieren und bereits 
gescheitert sind? Tun 

wir etwas gegen den Klimawandel, 
aber bitte, bitte, auf klügere Weise.  

BJØRN LOMBORG (47) ist ein dänischer 
Politikwissenschafter und Buchautor. Im 
Kopenhagen-Konsensus erarbeitete er 
2002 mit Wirtschaftsnobelpreisträgern 
Prioritäten für die Entwicklungspolitik. 
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Sowohl die Süß- als auch die Salzwasservorräte der Erde 
werden so exzessiv genutzt, dass es viele Probleme gibt: 
Millionen von Menschen haben keinen Zugang zu sauberem 
Trinkwasser. 70 Prozent der Süßwasservorräte werden von 
Landwirtschaft und Industrie genutzt und dabei oft 
verschmutzt. Wegen Überfischung gehen Bestände und 
Artenvielfalt dramatisch zurück, die Verschmutzung durch 
Abwässer und Plastikabfälle hingegen steigt. Der Run auf 
die fruchtbarsten Ackerböden hat eingesetzt.

Rund 925 Millionen Menschen leiden derzeit an Hunger. 
Wenn nicht gegengesteuert wird, sind es, UN-Prognosen 
zufolge, bis 2050 an die zwei Milliarden Menschen, deren 
tägliche Kalorienzufuhr teilweise dramatisch unter den 
für notwendig erklärten 1800 Kalorien liegen. Um gegen-
zusteuern müssen die weltweit 500 Millionen Kleinbau-
ern gestärkt werden, die 80 Prozent der Lebensmittel in 
den armen Ländern bereitstellen. Doch statt Nahrung zu 
produzieren, werden häufig Energiepflanzen angebaut.

ERNÄHRUNG & HUNGERWASSER & BÖDEN

Wo der Hunger zu Hause istWo der Hunger zu Hause istMilitär saugt Gelder abMilitär saugt Gelder ab

Weltweit: 925 Millionen Hungernde
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Lateinamerika 
und Karibik

Nahost und
Nordafrika
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37
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„Die Weltlandwirtschaft könnte 
problemlos zwölf Milliarden Menschen 
ernähren. Das heißt, ein Kind, das 
heute an Hunger stirbt, wird ermordet.“
Jean Ziegler (geb. 1934)

„Wir wissen, dass die Weißen unsere 
Art nicht verstehen ... Ihr Appetit wird 
die Erde verschlingen und nur Wüste 
zurücklassen.“ 
Chief Seattle (1786–1866)

Afrika Asien Amerika Europa/
Ozeanien
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„Die Weltlandwirtschaft könnte
problemlos zwölf Milliarden Menschen

Die Welt, 

Schweden
Norwegen 5 9 5 Finnland

Kanada 35 5 Groß- Dänemark 3 Litauen
Republik Irland britannien Niederlande 6 Weißrussland

63 9
Belgien Deutsch- Ts Ukraine Russland 143USA

Frankreich land 11 46

66 82 Sk Ml Georgien 4 Ka 17 Ki
Sc Ös Kr Un 21 Rumänien Ar Usbekist.

Portugal Spanien Bo 8 Bulgarien As Tu 29 Ta
Kuba 11 Al Se Türkei Afghanista

Mexiko Italien 74 33
115 Haiti Dominikanische Griechenland Syrien 23

3 10 10 Republik Tunesien Libyen Libanon 4 Jo Irak

Jamaika Marokko 11 6 Israel 8 Pa Saudi-
Arabien15 Guatemala Senegal 13 Algerien Td 28

El Salvador 6 4 Guinea 10 BF 12 8 VAE
Honduras 8 Puerto Rico

(USA)
Sierra Leone 5 17 24 3

Nicaragua 6 Liberia 4 Sudan 36 Jemen
Oman

Costa Rica 5 Elfenbeinküste 23 Sü 6 Eritrea
Panama 4 Kolumbien Venezuela Ghana 25 Äthiopien 87 8 Somalia

29 6 9 Ze

Papua-
Neuguinea

Togo Benin
Kamerun 20 Ru

7 Ecuador 15 Brasilien Kongo (Brazzaville) 4 11
29 197 Bu

23 Peru Tansania 21
Australien Bolivien 10 7 Paraguay Angola 20

Chile 17 3 Uruguay 23 Madagaskar

312 Millionen
Einwohner

4 Neuseeland 41 Argentinien Südafrika 51 Mosambik

42

46

Iran

17

32

11

Kenia

177

Sa 14 Mi 16
Si 12

47

Nigeria
162

46 61
11

36

Ni 16Ma 15

Polen

Uganda
35

Kongo
(Kinshasa)

68

Ägypten
83

38

11
7833

Pakistan

Ein Plastikmüll-Teppich bedeckt große 
Teile des Pazifischen Ozeans und bedroht 
die Fische, die den in kleine Teile 
zerriebenen Kunststoff für Nahrung halten.
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Landgrabbing

wanzig Jahre nach der ersten großen
UN-Konferenz für nachhaltige Entwicklung 

in Rio de Janeiro steht im Juni 2012 eine
Überprüfung an: Was ist besser geworden, was 
schlechter? Eine Bilanz zeigt ein betrübliches 
Bild: Mehr denn je werden die endlichen 
Ressourcen dieses Planeten ausgebeutet. Die 
Kluft zwischen Arm und Reich wächst.

Nachhaltige Lösungen für d  

Z

Wo die größten Fälle sind Die größten 
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Die Hoffnung auf ein besseres Leben treibt immer mehr 
Menschen in die Städte. Während heute noch die Hälfte der 
Menschheit auf dem Land wohnt, werden es bis 2030 nur 
mehr 40 Prozent sein. In den urbanen Megakonglomeraten 
wird die Bereitstellung gemeinwirtschaftlicher Güter und 
Dienstleistungen zu einer schwierigen Logistik-Aufgabe. 
Schon heute leben 828 Millionen Menschen in Slums; diese 
Zahl düfte weiter anwachsen.

Die globalen Treibhausgasemissionen sind auf einem 
Höchstwert und steigen jährlich an, anstatt, wie von den 
Klimatologen gefordert, zurückzugehen. Das Ziel, die 
Erderwärmung auf zwei Grad zu beschränken, ist kaum 
noch erreichbar.  Auch die Biodiversität, die Artenvielfalt 
auf diesem Planeten, geht rapide zurück. Mehrere Tier- 
und Pflanzenarten sind vom Austerben bedroht. Kritisiert 
wird, dass dies mit der ausufernden Art zusammenhängt, 
wie der reiche Teil der Welt produziert und konsumiert.

KLIMAWANDEL & UMWELTBEVÖLKERUNG & SOZIALES

„Der Verbrauch ist das 
einzige Ziel und der einzige 
Zweck einer jeden Produktion.“
Adam Smith (1723–1790)

Fläche proportional zur Bevölkerung, Angaben in Millionen Einwohner, gewichtet nach ihrer Bevölkerung
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Fläche stellt Bevölkerung dar
Diese Fläche steht für rund 
7 Millionen Einwohner
(3 bis 10 Millionen)

Diese Fläche steht für rund 
14 Millionen Einwohner
(11 bis 18 Millionen)
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Steigender MeeresspiegelSteigender Meeresspiegel
Der künftige Meeresspiegelanstieg hängt vor 
allem von unserem künftigen Ausstoß an 
Treibhausgasen ab. Je nach Prognose schätzt 
das Potsdamer Institut für Klimafolgenfor-
schung zwischen ca. einem und 1,40 Meter bis 
zum Jahr 2100. 

Erst 2030 greifen KlimamaßnahmenErst 2030 greifen Klimamaßnahmen
Treibhausgasemissionen bleiben hoch – trotz erhöhter Energie-
effizienz und stärkerer Nutzung von erneuerbaren Energien.

Für die Produktion eines einzigen Autos werden 
70 Tonnen Rohstoffe wie etwa Wasser, Metalle 
und Energie verbraucht.

Hoher Rohstoffeinsatz

70 Tonnen 
Rohstoffe

1 Auto
(1,5 Tonnen)
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Die weltweite Temperaturentwicklung vor 
und nach der Rio-Konferenz 1992 – nach 
Datensätzen der Nasa (rot) und des Hadley 
Center (blau).
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Das rapide Wachstum der Weltbevölkerung ist ein relativ junges Phänomen. Vor 2000 
Jahren lebten rund 300 Millionen Menschen auf der Erde. Bis sich ihre Zahl auf 600 
Millionen verdoppelte, vergingen mehr als 1600 Jahre. Das beschleunigte Bevölke-
rungswachstum setzte in den 1950er-Jahren mit dem Rückgang der Sterblichkeit in 
den weniger entwickelten Regionen ein. Das ließ die Zahl der Menschen bis 
2000 auf 6,1 Milliarden – knapp das Zweieinhalbfache des Standes 
von 1950 – hochschnellen. 

Laut Unicef müssen 190,7
Millionen Kinder zwischen fünf
und 14 Jahren arbeiten – die
meisten in der Landwirtschaft,
in kleinen Werkstätten, in
Steinbrüchen, als Straßenver-
käufer oder Dienstmädchen.

UN-Habitat definiert den
Begriff Slum als eine
„Siedlung, in der mehr als
die Hälfte der Einwohner
in unzumutbaren
Unterkünften ohne
Versorgungseinrichtungen
leben“. Slumbewohner
leben „ohne Eigentums-
rechte, Zugang zu
sauberem Wasser,
Zugang zu sanitären
Einrichtungen“.

* = inkl. Umland

den Planeten Erde gesucht
Anlässlich der Umweltkonferenz von Rio 1992 wurde als
Schlusskommuniqué die Agenda 21 verabschiedet.
Deren Präambel lautet:

„DieMenschheit steht an einem
entscheidenden Punkt ihrer Geschichte.

Wir erleben eine Festschreibung
der Ungleichheiten zwischen und innerhalb

vonNationen, eine Verschlimmerung von Armut,
Hunger, Krankheit und Analphabetentum

sowie die fortgesetzte Zerstörung
der Ökosysteme, von denen

unserWohlergehen abhängt.“

... und die größten Slums*... und die größten Slums
Neza/Chaico/Izta | Mexiko-Stadt (Mexiko)
Libertador | Caracas (Venezuela)
El Sur/Ciudad Bolivar | Bogotá (Kolumbien)
San Juan de Luringacho | Lima (Peru)
Cano Sur | Lima (Peru)
Ajegunle | Lagos (Nigeria)
Sadr City | Bagdad (Irak)
Soweto | Gauteng (Südafrika)
Gaza | Palästina (Palästina)
Orangi Township | Karatschi (Pakistan)

1
2
3
4
5
6

8
7

9
10

Top Ten der Megastädte*Top Ten der Megastädte
Tokio/Yokohama | 37.730.000 | Japan
Mexiko-Stadt | 23.610.000 | Mexiko
New York | 23.313.000  | USA
Seoul | 22.693.000 | Südkorea
Mumbai (Bombay) | 21.901.000 | Indien
São Paulo | 20.831.000 | Brasilien
Manila | 20.654.000 | Philippinen
Jakarta | 19.232.000 | Indonesien
Delhi 18.917.000 | Indien
Schanghai | 18.573.000 | China
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> 97 %

90–97 %

80–90 %

70–80 %

60–70 %

50–60 %

35–50 %

< 35 %

k. A.

2011 galten weltweit noch 790 Millionen Erwachsene als Analphabeten. Der Alphabetisie-
rungsgrad ist in Ländern mit niedrigem und mittlerem Pro-Kopf-Einkommen seit 1960 von 
einem Drittel auf mehr als die Hälfte gestiegen.

Alphabetisierungsgrad in Prozent der Bevölkerung

Fortschritte bei der AlphabetisierungFortschritte bei der Alphabetisierung

Kinderarbeitde a be t
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Reine Luft ist in China eine Rechenaufgabe    
 

Die rasante Urbanisierung verursacht extreme Verschmutzungen von Wasser, Luft und Böden 
Johnny Erling aus Peking 

Die Spionage-Apparaturen stehen mitten in 
Peking auf dem Dach der US-Botschaft. Für 
eine besonders subversive Botschaft 
brauchten Washingtons Diplomaten am 19. 
Oktober 2010 nur zwei Worte: „crazy bad“ 
(irrsinnig schlecht). Es war kein Agentenjar-
gon, sondern ihr Urteil über die Luftgüte in 
Peking, an einem Tag voller Smog, Kohle-
staub, Industrie- und Autoabgasen. Ihre 
Messgeräte, die als Grenzwert eine Fein-
staubkonzentration von 25 Mikrogramm 
pro Kubikmeter Luft und nach „PM2.5“ 
Schwebeteilchen mit einem Durchmesser 
von 2,5 Mikrometern erfassen, zeigten den 
Höchstwert 500 an. Dazu fiel einem Diplo-
maten nur noch „crazy bad“ ein.  

Seit den Olympischen Spielen 2008 misst 
die US-Botschaft stündlich die Luftqualität. 
In 80 Prozent der Fälle lautet ihr über Inter-
net verbreitetes Urteil „unhealthy“ (unge-
sund) oder „dangerous“ (gefährlich). Pekings 
amtliche Luftkontrolleure finden aber nur 20 
Prozent der Luft nicht gut. Hinter den Kulis-
sen gab es lange Streit darüber. Jetzt wurde 
er zur Groteske, als Vize-Umweltminister 
Wu Xiaoqing den USA vorwarf, sich in Chi-
nas Angelegenheiten einzumischen und 
„gegen das Wiener Übereinkommen über 
diplomatische Beziehungen“ zu verstoßen. 
Als ob Luftmessungen Spionage wären. 

Keine Nachhaltigkeit 
Hintergrund sind immer schwerer zu lö-

sende Folgen der unnachhaltigen Entwick-
lung Chinas. Sie erklären auch, warum sich 
die Behörden lieber Luft, Boden und Was-
ser trickreich sauber rechnen. Selbst nach 
offiziellen Untersuchungen des Umweltmi-

nisteriums (MEP) waren im Mai 57 Prozent 
des städtischen Grundwassers „ver-
schmutzt oder extrem verschmutzt“, hatten 
298 Millionen Bauern keinen Zugang zu 
trinkbarem Wasser. 

Umweltinitiativen halten die Folgen der 
rasanten Urbanisierung für noch gravieren-
der. Beispiel Peking: Die Hauptstadt zapft 
alle Wasserquellen ihrer Nachbar-Provinzen 
an und lässt über 1000 Kilometer Länge 
einen Wasserkanal vom Süden her auf sich 
zubauen. Es sind buchstäblich nur Tropfen 
auf den heißen Stein. Die 22-Millionen-
Hauptstadt kann pro Tag maximal drei Mrd. 
Kubikmeter Wasser nutzen. Sie 
verbraucht derzeit aber schon 
mehr als 90 Prozent davon, 
ohne Reserven zu haben und 
kurz vor Beginn des heißen 
Sommers.  

Bisher mogelten sich die 
Städte durch. Peking etwa be-
wertete die Luftgüte auf einer 
Skala von eins (ausgezeichnet) 
bis fünf (schwer verschmutzt) 
und erschuf sich aus „eins und zwei“ die 
neue Kategorie „blauer Tag“. Als Entwick-
lungsland knüpfte es dafür die Maschen 
seiner Messnetze mit dem Parameter PM10 
so weit, dass sie allen Feinstaub durchlie-
ßen. So konnte Peking mit Maßnahmen wie 
der Stilllegung von Fabriken, Bauverboten 
oder Aufforstung bessere Luftwerte verkün-
den. Seine „blauen Tage“ stiegen von 185 
im Jahr 2001 über 273 bei den Olympischen 
Spielen auf 286 im Jahr 2011 an. Erst als die 
Öffentlichkeit Betrug schrie, stellten die Be-
hörden Anfang 2012 ihre Messungen auf 
den Parameter PM2.5 um.  

China erlebt die noch unabsehbaren Fol-

gen einer neuen Umwälzung durch seine 
rasende Verstädterung. Pan Jiahua, Direk-
tor des Instituts für Stadtentwicklung und 
Umwelt an der Akademie für Sozialwissen-
schaften, sagte dem Standard, sie fahre mit 
dem „Tempo eines Schnellzuges“ allen Plä-
nen davon. Nach dem neuen 12. Fünfjah-
resplan 2011 bis 2015 hätten erst 2015 mit 
51,5 Prozent mehr als die Hälfte aller Chi-
nesen in Städten leben sollen, doch schon 
Ende 2011 waren es 51,3 Prozent oder 690 
Millionen Chinesen.  

Mitglieder der „Parteihochschule“, des 
Brain Trusts von China, warnten in der 

Study Times vor „großen Sprün-
gen“ in der Urbanisierung. Die 
Provinzen setzten auf Städte-
wachstum, um nach europäi-
schem Entwicklungsmuster die 
Binnennachfrage anzukurbeln. 
China aber ticke anders.  

Wofür Europa ein Jahrhun-
dert brauchte, dauere in China 
eine Generation. 1979 lebten 
17,9 Prozent von knapp einer 

Milliarde Chinesen in Städten, 2015 werden 
es dreimal so viele sein. In nur zehn Jahren 
zwischen 2000 und 2010 wanderten 200 
Millionen Bauern in die Städte ab. Bis 2030, 
so die Study Times, werden es noch einmal 
250 Millionen werden.  

Die Städte wachsen in noch nie dagewe-
senem Tempo, stellt auch das im Juni er-
schienene Jahrbuch zur städtischen Ent-
wicklung 2011 fest. Heute gebe es 13 Metro-
polen mit weit mehr als zehn Millionen Ein-
wohnern und 30 Städte mit mehr als acht 
Millionen Einwohnern. Europäer kennen 
meist nicht einmal die Namen. Aber was 
dort passiert, wirkt sich auf alle aus. 
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Die Cohousing-Bewegung versucht ein Gegenkonzept zum American 
Dream, der besagt, dass jede amerikanische Familie ein eigenes Haus 

besitzen muss. Die Bewohner von Takoma Village im Norden 
Washingtons teilen sich Küche, Rasenmäher und Kinderbetreuung. 

oder andere Tabu der Wohlstandsgesell-
schaft zu brechen. Doch die Wohnungen 
sind Privateigentum, man legt seinen Besitz 
nicht zusammen.  

24 Jahre ist es her, dass die Architekten 
Kathryn McCamant und Charles Durrett 
das Konzept aus Dänemark mitbrachten. 
Sie hatten es satt, ihre Kinder ständig durch 
die Gegend zu fahren, zu Freunden hier, zu 
Freunden dort. Vor allem sollte Cohousing 
familienfreundlicher sein. Quer durch die 
USA gibt es mittlerweile rund 140 solcher 
Siedlungen, bewohnt von fünftausend 
Menschen. „Ein Klacks“, weiß Zabaldo.  

Der Traum vom eigenen Haus 
Nur muss man die ungeschriebenen Ge-

setze des American Dream kennen, um Pro-
jekte wie Takoma Village schätzen zu ler-
nen. Eine amerikanische Familie, besagt 
der Traum, sollte ihr eigenes Haus haben, 
ein Haus, um das man einmal herumlaufen 
kann. Als die Immobilienpreisblase platzte 
und den Crash der Finanzkrise auslöste, 
häuften sich nachdenkliche Stimmen.  

Am Grundsätzlichen aber hat sich nichts 
geändert. „Niemand kann mir etwas vor-
schreiben. Wo ich wohne, bin ich mein 

Die Erben der Hippies

Frank Herrmann aus Washington 

Mit den Hippies verbinden sich Stichwor-
te wie Flower-Power, LSD, freie Liebe. In 
den USA waren sie allerdings auch Vorläu-
fer der Umweltbewegung. In Haight-Ash-
bury etwa, der Hippie-Hochburg in San 
Francisco, öffneten Altkleiderläden, in 
denen jeder sich frei bedienen konnte. Ge-
meinschaftsgärten entstanden, erste Re -
cyclingzentren wurden gegründet. Res-
sourcen sparen als „Way of Life“: Die Co-
housing-Bewegung macht es den Blumen-
kindern nach, wenn auch ohne Stirnbän-
der und schulterlanges Haar.  

Wenn Ann Zabaldo von den Playdates er-
zählt, klingt es, als habe sich ein Zeitkreis 
geschlossen. Im Amerika der Straßenkreu-
zer, in dem sie in den Fünfzigerjahren auf-
wuchs, spielten die Kids noch draußen im 
Wohnviertel, ohne sich groß verabreden zu 
müssen. In den Siebzigern kamen die Play-
dates in Mode, nicht zuletzt, weil die Zahl 
der Kindesentführungen gestiegen war und 
besorgte Eltern dem Frieden der Straße 
nicht mehr recht trauten. Also kutschierte 
man die Söhne und Töchter zu Treffen mit 
Gleichaltrigen, stets auf Kontrolle bedacht. 
Nun probieren sie in Takoma Village so et-
was wie eine Rolle rückwärts, spontanes 
Ballwerfen, spontanes Versteckspielen, 
spontanes Herumtoben im Dorf in der 
Stadt, im Norden von Washington.  

65 Erwachsene, 25 Kinder, sieben Hun-
de und schätzungsweise zwei Dutzend Kat-
zen, das sind die Eckwerte. Die Eingangs-
türen aller 43 Wohnungen, sowohl im drei-
stöckigen Hauptgebäude als auch in den 
angrenzenden Reihenhäusern, weisen zum 
Hof. „Damit ist der Mittelpunkt klar defi-
niert“, sagt Ann Zabaldo, bevor sie von den 
praktischen Vorteilen spricht, vom Sparen 
durch Teilen.  

Es gibt nicht 43 Rasenmäher, sondern 
nur drei. Die Autos leiht man sich gegen-
seitig ebenso wie die Staubsauger, in einer 
Ecke stapeln sich Bücher, aussortiert von 
den einen, um von anderen gelesen zu wer-
den. Die umweltschonende Wärmepum-
penheizung hätte sich allein kaum ein 
Haushalt leisten können. In der Gemein-
schaftsküche steht montags ein kollektives 

Abendessen auf dem Plan, „Soup ‚n‘ Simple“, 
wie eine Magnettafel verkündet. Wer kocht, 
wer saubermacht, den Rasen mäht – theo-
retisch ist alles geregelt, theoretisch soll je-
der pro Monat 16 Stunden gemeinnütziger 
Arbeit leisten. Im praktischen Leben 
kommt es natürlich zu Reibungen, da man-
cher so gut wie nichts beitragen will.  

Das Wichtigste ist, dass es keine „latch-
key kids“ gibt, keine Schlüsselkinder, die 
nach der Schule ganze Nachmittage allein 
zu Hause verbringen, weil beide Elternteile 
berufstätig sind. In Takoma Village haben 
sie es so eingeteilt, dass immer ein paar Er-
wachsene da sind, um ein Auge auf den 
Nachwuchs zu werfen. Auf diese Weise 
können Alleinerziehende einer Arbeit 
nachgehen, ohne teure Nannys zu bezahlen.  

Eine Kommune? Moderne Blumenkin-
der? Manches erinnert an die Hippies von 
San Francisco, etwa der Ansatz, das eine 

eigener Herr.“ Diese Maxime bestimme 
noch immer durchschnittsamerikanisches 
Denken, sagt Betsy Mendelsohn. Die Histo-
rikerin wuchs selber in solchen Verhältnis-
sen auf, in Bridgeport, Connecticut. Es gab 
einen Zaun, einen Dobermann, sogar einen 
kleinen Teich. Ihre Kinder, Sohn Franklin 
und Tochter Imogen, sollten nicht in der 
Einöde Suburbias heranwachsen. „Dann 
lieber mit Mitmenschen leben, deren Kat-
zen in deine Blumenkästen pinkeln“, fügt 
sie hinzu.  

Und weil die Geschichte für eine Zeitung 
in Wien bestimmt sei, wolle sie von ihrem 
Großvater erzählen. Max Braun hat den Ho-
locaust in Wien überlebt, weil er mit einer 
Katholikin verheiratet war. Seine Frau Ka-
roline arbeitete bei einem Bäcker, gemein-
sam konnten sie so viel Nahrung zusam-
menkratzen, dass es auch für Max reichte. 
Dessen Enkelin hat die Geschichte auf ihre 
Weise interpretiert: Eingebettet in eine Ge-
meinschaft, gute Beziehungen zu anderen 
pflegend – so hätten Max und Karoline das 
Schlimmste überstanden. Vielleicht habe 
auch die Erfahrung der Großeltern eine Rol-
le gespielt, meint Betsy Mendelsohn, als sie 
entschied, wie sie wohnen wollte. 

Besprechung in der Gemeinschaftsküche: 
Bewohner von Takoma Village.  F.: Herrmann
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Ein vielbeachtetes Beispiel einer von Menschen verursachten Na-
turkatastrophe betrifft das einst viertgrößte Binnenmeer der Welt, 
den Aralsee. Die Satellitenaufnahmen von 1973, 1987, 1999, 2001, 

2004, 2007 und 2009 (li. nach re.) zeigen, wie klein er mittlerweile ist und wie groß die 
neuentstandene Wüste. Er enthält nur noch ein Viertel der Wassermenge der 1960er-Jah-
re, der Wasserpegel sank bisher um rund 13 Meter. Die Prognose der Weltraumbehörde 
Esa sieht nicht gut aus: Im Jahr 2020 wird der Aralsee fast komplett ausgetrocknet sein. 
Ein kleiner Teil des Sees im Norden könnte wohl gerettet werden, heißt es von der Esa. 
Der südliche Teil des Aralsees werde in anderthalb Jahrzehnten aber komplett ausge-
trocknet sein. Die entstandene Wüste ist mit Meersalz bedeckt, schimmert weiß-gelb,  

wie auf dem Satellitenbild zu erkennen ist. Wasserintensive Baum -
wollplantagen in Usbekistan waren der Hauptgrund für das rapide 
Schrumpfen des Sees. Heute sind die beiden Flüsse Amudarja und Syr-

darja nur noch Rinnsale und fast nicht mehr zu erkennen. Der Salzstaub aus dem See-
bett und die landwirtschaftlichen Giftstoffe gelten zudem als Auslöser für viele Krank-
heiten: Blutarmut und vor allem Krebs treten neben Atemwegserkrankungen überdurch-
schnittlich in der Region auf. Ein seit 2001 mithilfe der Weltbank für 88 Millionen US-
Dollar errichteter Damm zweigt Wasser aus dem Zufluss Syrdarja ab und erweckt allmäh-
lich den kasachischen Teil des Sees wieder zum Leben. Der Nachteil: Das Projekt be-
schleunigt die Austrocknung des Südteils weiter. (max)  Fotos: picturedesk

1973–2009

Riesige Mengen an Abfall sind die 
Schattenseite der russischen 

Entwicklung. Die Entsorgung 
bleibt ein ungelöstes Problem.  

Schon warnt der neue Gouverneur 
Moskaus, die Hauptstadt könne 

sich in eine Müllhalde verwandeln. 

tel nicht vorgesehen. Viel Spielraum bietet 
er angesichts milliardenschwerer Wahlver-
sprechen in den nächsten Jahren auch 
nicht.  

Also müssten die Russen die Modernisie-
rung aus eigener Tasche finanzieren. Die 
Bereitschaft dazu scheint jedoch gering zu 

Russlands Kampf gegen die Müllberge

André Ballin aus Moskau 

Plastikflaschen, Bauschutt und Glassplit-
ter, selbst alte Fernseher und Küchengerä-
te liegen verstreut herum. Schon von wei-
tem riecht es nach verrottenden Abfällen.  
Die Müllhalde ist nur eine von über 300 wil-
den Deponien im Moskauer Gebiet. „Auf 
dem Territorium Moskaus und des Moskau-
er Umlands entstehen jährlich zehn Millio-
nen Tonnen Haus- und Sperrmüll“, sagte 
der neue Gouverneur Moskaus, Sergej 
Schoigu. Wenn es in dem Tem-
po weitergehe, werde sich das 
gesamte Gebiet in eine Müll-
halde verwandeln, warnte er. 

Gerade im Sommer, wenn 
die Temperaturen steigen, kön-
nen Deponien zur Gefahr wer-
den. So geriet Anfang Mai eine 
Müllkippe bei Naro-Fominsk 
70 Kilometer südöstlich von 
Moskau in Brand. Giftige Gase 
hüllten knapp eine Woche lang die Gegend 
in dichten, schwarzen Qualm. Anwohner 
klagten über Kopfschmerzen und Atembe-
schwerden. 

Versprechen und Wirklichkeit  
Die Müllverwertung ist ein zentraler As-

pekt auf dem Weg zu einer nachhaltigen 
Entwicklung – einer Politik, der sich Russ-
land 1992 mit der Unterzeichnung der Rio-

Erklärung über Umwelt und Entwicklung 
offiziell verpflichtet hat. In der Realität ist  
in den vergangenen 20 Jahren in der Um-
weltpolitik – jedenfalls in positiver Hin-
sicht – jedoch so gut wie nichts geschehen.  

Der Raubkapitalismus in Russland hat 
auch zu einem hemmungslosen Raubbau  
an der Natur geführt – sei es durch die Ab-
holzung von Wäldern, den ineffizienten 
und ohne Rücksicht auf Umweltaspekte  
geführten Abbau von Bodenschätzen oder 
eben die Entwicklung Russlands hin zu 
einer Konsum- und Wegwerfgesellschaft. 
Die Einführung der zu Sowjetzeiten prak-
tisch unbekannten Plastikverpackungen ist 
zwar für die russischen Konsumenten be-
quem, stellte aber das eingespielte Verwer-
tungssystem von Sekundärrohstoffen vor 
eine unlösbare Aufgabe. 

Das System wurde inzwischen selbst 
weitgehend entsorgt, lediglich die Samm-
lung von Schrott für den Export spielt noch 
eine Rolle. Eine Mülltrennung in den Haus-

halten existiert damit nicht. Es-
sensreste landen zusammen 
mit Verpackungsmüll, Batte-
rien und Zeitungen im Eimer 
und anschließend im Müll-
schacht, mit dem die meisten 
Wohnhäuser in den Städten 
ausgestattet sind. Schon hier 
entsteht das erste Problem: Die 
Müllschächte locken Ungezie-
fer magisch an. Die Ratten- und 

Kakerlakenplage in den Großstädten ist 
akut und birgt entsprechende Gesundheits-
risiken für die Menschen. 

Auch mit der Müllabfuhr wird das Pro -
blem nicht beseitigt. Gut 4,3 Milliarden 
Tonnen Haus- und Produktionsmüll seien 
2011 angefallen, davon aber nur knapp zwei 
Milliarden Tonnen „unschädlich gemacht“ 
worden, erklärt der Umweltberater der 
Duma, Michail Kosorenkow. Zumeist be-
deutet das einfach Verbrennung. Was nicht 
verbrannt werden kann, verrottet auf den 
Deponien. Die austretenden Giftstoffe – 
speziell Quecksilber – verseuchen Grund-
wasser und Boden. 

Neues Problembewusstsein 
Das Problem immerhin ist erkannt. Laut 

Kosorenkow werden derzeit in allen russi-
schen Regionen Mülltrennungs- und -ver-
brennungsanlagen gebaut. Erste Pilotpro-
jekte gibt es bereits: Unter anderem erzeugt 
auch der niederösterreichische Stromver-
sorger EVN mit zwei Verbrennungsanlagen 
Energie in Moskau. „Wenn es keine wirt-
schaftlichen Katastrophen gibt, erreicht 
Russland 2015 das Niveau einer nachhalti-
gen Entwicklung“, zeigt sich Kosorenkow 
optimistisch. 

Doch ganz so einfach ist das nicht. Der 
Aufbau einer funktionierenden Recycling-
Industrie erfordert Milliardeninvestitio-
nen. Im russischen Haushalt sind diese Mit-

sein: Viele Russen entsorgen ihren Müll 
nach wie vor lieber in der Natur, statt für 
die Wiederaufbereitung zu zahlen. Doch 
die Mentalität ist kurzsichtig. Selbst die 
schier unendlichen Weiten Russlands sto-
ßen irgendwann an die Grenze ihrer Auf-
nahmefähigkeit.

RI

+2

Eine ältere Frau sortiert Abfall auf einer 
Moskauer Müllhalde.  Foto: Reuters
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Die Satellitenbilder zeigen die Abholzung des Amazonasregen-
walds in Brasilien zwischen 1990 und 2000. Hauptursache ist die 
Fleischproduktion. Denn rund 70 Prozent des vernichteten Tro-

penwaldes, der fünfzehnmal größer als Deutschland ist, wurden für Viehweiden gerodet, 
der größte Teil vom Rest für den Futtermittelanbau und andere agrarische Produkte, die 
37 Prozent der Exportgüter Brasiliens ausmachen. Wie der Regenwald auf die Klima -

erwärmung reagieren wird, ist unklar. Der UN-Klimabericht von 2007 
stellte eine Zunahme der Regenmenge in den vergangenen 40 Jahren 
fest. 2010 trat aber eine weitere Dürrewelle in jenen Gegenden auf, die 

von der Abholzung betroffen waren. „Brasilien setzt verstärkt auf Biotreibstoff aus Zu-
ckerrohr, dadurch geraten Urwaldflächen unter Druck“, sagt Reinhard Böhm (ZAMG). 
Das verdeutliche, wie nahe Nutzen und Schaden beeinanderlägen. (max)      Fotos: picturedesk

1990–2000

Greenpeace-Chef Alexander Egit war bereits 1992 
Mitglied der Österreich-Delegation in Rio. Diesmal reist 
er mit wenig Hoffnung an und kritisiert im Gespräch mit 
Roman David-Freihsl die Doppelbödigkeit Österreichs.

das grundsätzlich sehr gut ist, weil 
es dem CO2-Verbrauch einen Preis 
zuordnet. Nur ist dieser Preis un-
zureichend, und wenn das Preis-
signal nicht stark genug ist, ist es 
auch nicht wirksam.  

Standard: Umweltpolitik über die 
Preisschraube? 
Egit: Diese Maßnahmen müssen 
auch ökonomisch Sinn machen. 
Peak Oil zum Beispiel ist eine öko-
logische, aber vor allem auch eine 
ökonomische Frage. Und zuneh-
mend auch eine politische Frage. 
Die chinesische Regierung etwa 
weiß genau: Sie haben der Bevöl-
kerung wachsenden Wohlstand 
versprochen, können den aber à la 
longue nicht auf einer 
fossilen Basis garan-
tieren. Nordafrika hat 
gezeigt: Wenn man 
nicht mehr in der Lage 
ist, Ressourcen zu si-
chern, verstehen die 
Leute keinen Spaß 
mehr. Dass es zu Ver-
änderungen kommen 
muss, steht ja außer 
Zweifel. Die Frage ist nur: Wie 
schnell sie geschehen werden. 

Standard: Welchen Sinn haben 
solche Konferenzen überhaupt 
noch? Sie werden inzwischen von 
Persönlichkeiten wie Dennis Mea-
dows scharf kritisiert. 
Egit: Man darf eines nicht verges-
sen: Von den 50.000 Menschen, 
die vermutlich in Rio sein werden, 
sind 90, 95 Prozent vollkommen 
davon überzeugt, dass für diesen 
Planeten etwas zu tun ist. Ich hal-
te es für extrem wichtig, dass wir 
Schauplätze haben, wo man über 
die Zukunft des Planeten reden 
und Maßnahmen diskutieren 
kann. Sonst ist eine internationa-
le Entwicklung nur noch sehr 
schwer möglich. Und die andere 
Dimension ist jene, was die einzel-
nen dann zu Hause machen. 

Standard: Inwieweit kann man sa-
gen: Lesson learned, wenn der ös-
terreichische Umweltminister sich  
darüber freut, dass er billige CO2-
Zertifikate einkaufen konnte? 
Egit: Österreich hat ein Problem: 
Bei internationalen Verhandlun-
gen treten wir sehr progressiv auf. 
Wir erklären der ganzen Welt, was 
sie zu tun hat, aber schaffen es 
nicht, unsere Hausaufgaben in Ös-
terreich zu erledigen. Das darf 
man nicht unterschätzen. Denn 
die Entwicklungsstaaten sagen in-
zwischen: Ihr seid total doppelbö-
dig. Dass Österreich etwa fünf Mil-
liarden Euro beim Tanktourismus 
einnimmt durch geringere Diesel-
preise – und auf der anderen Sei-
te zahlen wir 500 Millionen für 
Strafzertifikate. Wie Österreich 
hier agiert, ist geradezu unfassbar. 
Es wird geredet von Energieautar-

„Wie Österreich hier agiert, ist geradezu unfassbar“

Standard: Sie waren bereits vor 20 
Jahren Mitglied der österreichi-
schen Rio-Delegation. Was ist Ihre 
wichtigste Erinnerung an die Welt-
konferenz? 
Egit: Dass die Themen Umwelt 
und Entwicklung erstmals bei 
einer Konferenz gemeinsam be-
handelt wurden. Und es gab erst-
mals einen alternativen Gipfel, 
das Rio-Forum, wo Menschen 
einen Zugang zur Konferenz hat-
ten, die vorher noch nie eine Ge-
legenheit hatten aufzutreten. Es 
war eine Begegnung der bis dahin 
getrennten Welten – der Umwelt- 
und der Entwicklungsbewegung. 
Und das ergänzt durch den Men-
schenrechtsaspekt – das war eine 
zentrale Erfahrung. 

Standard: Welche Rolle konnte Ös-
terreich damals spielen? 
Egit: Eine recht wichtige. Wir wa-
ren damals ja noch 
nicht Mitglied der 
Europäischen Union. 
Und es kamen Vertreter 
indigener Völker aus 
dem brasilianischen 
Amazonas, die Zugang 
zum offiziellen Konfe-
renzort bekommen 
wollten. Sie hatten aber 
keine Chance, eine 
Pressekonferenz zu 
veranstalten. Also hat 
Österreich nach einer 
sehr starken Initiative 
der beteiligten NGOs 
eine eigene Pressekon-
ferenz angemeldet – auf 
der dann die Vertreter 
der indigenen Völker 
sprechen konnten. 

Standard: Nach 20 Jah-
ren sind Sie heuer wieder Mitglied 
der österreichischen Rio-Delega-
tion. Was sind diesmal Ihre Erwar-
tungen? 
Egit: Die sind nicht sehr hoch. Das 
Problem ist: Zum Unterschied zu 
Rio 1992 – wo konkrete Konven-
tionen auf dem Programm waren 
– stehen diesmal keine konkreten 
Beschlüsse an. 1992 waren wir zu-
nächst eigentlich ein bisschen 
enttäuscht. Aber im Nachhinein 
betrachtet waren das Meilensteine 
in der Geschichte der Umwelt- 
und Entwicklungspolitik. Die 
heurige Rio-Konferenz reiht sich 
hingegen leider ein in eine Serie 
von internationalen Treffen, die 
sehr schlecht verlaufen sind. Da-
her gibt es inzwischen bereits 
Menschen, die nicht mehr von 
Rio-plus-20, sondern von Rio-mi-
nus-20 sprechen.  

Standard: Gibt es Hoffnungs-
schimmer? 
Egit: Es wird mit größter Wahr-
scheinlichkeit ein Prozess gestar-
tet, um eine bessere institutionel-
le Verankerung der nachhaltigen 
Entwicklung zu erreichen. Da gibt 
es im Prinzip zwei Möglichkeiten. 
Die eine wäre, das Umweltpro-
gramm der Vereinten Nationen 
zur Uneo aufzuwerten – also zu 
einer Organisation der Vereinten 
Nationen, wie die Unesco oder die 
Unido. Falls dies scheitert, gibt es 
den zweiten Plan, einen Hoch-
kommissar für zukünftige Genera-
tionen zu schaffen.    

Standard: Das ist alles? 
Egit: Ein paar Punkte können noch 
beschlossen werden in Rio. Der 
aus meiner Sicht wichtigste ist 
eine Seerechtskonvention. Die 
United Nations Convention on the 

Law of the Seas, Un-
clos, die in Rio disku-
tiert wird. Die ist des-
halb so wichtig, weil 
der Großteil der Mee-
resflächen ja nicht  
Hoheitsgewässer sind, 
sondern hohe See. 
Und bisher gibt es kei-
ne Konvention, die 
Hochseegebiete schüt-
zen würde. Diese Ge-
biete sind einer Aus-
beutung der Rohstoffe 
und Fischbestände 
vollkommen unge-
schützt in Wildwest-
manier ausgeliefert. 
Ein weiterer wichtiger 
Punkt: Die Millen-
nium-Ziele laufen 
2015 aus. Diese Milen-
nium Development-

Goals sollen jetzt in Sustainable 
Development Goals umgewandelt 
werden. Dafür soll in Rio ein Fahr-
plan erarbeitet werden. 

Standard: Was hat sich in den ver-
gangenen 20 Jahren grundsätzlich 
in der Klimapolitik geändert? 
Egit: Das Kernproblem ist, dass wir 
trotz der Beschlüsse, die Emissio-
nen der Treibhausgase zu begren-
zen, 2011 das Jahr mit dem höchs-
ten Ausstoß aller Zeiten hatten. 
Das ist ein ganz, ganz schlechtes 
Zeichen, weil es ganz offensicht-
lich nicht gelungen ist, die CO2-
Emissionen vom Wirtschafts-
wachstum zu entkoppeln. Was 
man daraus schließen muss, ist, 
dass die Instrumente, die man 
sich überlegt hat, komplett versa-
gen. Zum Beispiel das Zertifizie-
rungssystem vom Kioto-Protokoll, 

kie – aber faktisch verhalten wir 
uns in Energie- und Klimaschutz-
fragen einfach unanständig.   

Standard: Wenn die Politik nicht 
antreibt – kann eine Green Econo-
my zum Motor werden? 
Egit: Green Economy wird ein 
Thema in Rio sein – aber das wird 
von den Entwicklungsländern 
auch sehr kritisch gesehen. Weil 
die natürlich fragen: Was soll das 
heißen? Grüne Atomtechnologie? 
Grüne Kohle? Da wird schon 
nachgefragt, wo in der Substanz 
eine nachhaltige Entwicklung 
passiert – oder ob bestimmte 
Unternehmen nur Greenwashing 
betreiben. Oft sind ja grüne Be-

hübschungsmaßnah-
men in Wahrheit ja 
nur eine Verteidi-
gung gegen interna-
tionale Regulierun-
gen. Die Entwick-
lungsländer werfen 
uns vor: Ihr sorgt da-
heim für eine Green 
Economy – und verla-
gert die schmutzige 

Produktion zu uns. Die Produkte 
werden in Österreich konsumiert 
– aber die CO2-Belastung wird bei-
spielsweise China angerechnet, 
weil die Waren dort produziert 
wurden. 

Standard: Das sind in Summe  
keine guten Vorzeichen. 
Egit: Ich sehe keine Chance, dass 
eine Fortschreibung des 2012 aus-
laufenden Kioto-Protokolls gelin-
gen könnte. Ein weiteres Problem 
ist, dass die Konferenz nicht pro-
minent genug besetzt ist. Weder 
Obama noch Merkel noch Came-
ron fahren hin. Obwohl am 18. 
und 19. Juni ein G-20-Treffen 
stattfindet, bei dem die alle sind. 
Für die wirtschaftliche Zukunft 
trifft man sich – aber nicht für die 
wichtigen Themen Umwelt, So-
ziales und Menschenrechte. Das 
ist ein fatales Zeichen. 

Standard: Wo wollen Sie persön-
lich in Rio antreiben? 

Egit: Es gibt ja noch ein wichtiges 
Thema in Rio: Laut einer Green-
peace-Berechnung gehen jährlich 
750 Milliarden Euro an Subven-
tionen in umweltschädliche Pro-
duktionen. Rund die Hälfte davon 
ist im Energiebereich angesiedelt. 
Das Problem dabei ist, dass damit 
Industrien gefördert werden, die 
im Zentrum dessen stehen, dass es 
bei internationalen Konferenzen 
keine ordentlichen Ergebnisse 
mehr gibt. Das sind multinationa-
le Konzerne, deren Hauptziel es 
ist, bei Regierungen zu erreichen, 
dass es keine Regulierungen gibt, 
damit ihre globalisierte Form des 
Wirtschaftens weitergeführt wer-
den kann.  

Standard: Was kann der österrei-
chische Beitrag dazu sein? 
Egit: Damit da kein Missverständ-
nis entsteht: Österreich ist da um 
nichts besser. Da gibt es jährlich 
bis zu 5,4 Milliarden Euro an um-
weltschädlichen Förderungen. Da 
gehört das gesamte Budget durch-
forstet und gekürzt.  Und was na-
türlich überhaupt nicht geht, ist, 
dass ein Land wie Österreich ge-
rade nach Rio fährt – und einem 
Unternehmen wie Andritz einen 
Staatspreis für Umwelt verleiht. 
Das ist ein Schlag ins Gesicht der 
Völker des Amazonas, die sich 
gegen das Monsterkraftwerk Belo 
Monte zur Wehr setzen. Dass es 
von Umweltminister Berlakovich 
noch kein Signal in Richtung An-
dritz gibt, sich daran nicht zu be-
teiligen, wird Österreich sicher 
auch Probleme bereiten in Rio. Da 
wird man vor allem beim People-
Summit aufpassen müssen, dass 
man nicht mit dem nassen Fetzen 
davongejagt wird. 

ALEXANDER EGIT war 1986 bis Ende 
1995 Mitglied der Geschäftsführung der 
Umweltschutzorganisation Global 2000 
– und in dieser Funktion 1992 Mitglied 
der österreichischen Rio-Delegation. Seit 
1996 ist er bei Greenpeace Österreich. 
Seit Dezember 2006 ist Egit Geschäfts-
führer von Greenpeace in Zentral- und 
Osteuropa. 

„

Instrumente 
für den 

Klimaschutz 
haben versagt.

“

RI

+2

Alexander Egit Anfang der 90er-Jahre. Rio ’92 war ein Meilenstein – 
die Probleme haben sich aber seither verschärft.  Foto: Global 2000
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Der Zweite Nationalratspräsident Fritz Neugebauer stellt 
im Standard die Vorschläge der ÖVP zur Stärkung der 
direkten Demokratie vor: Gesetzesinitiativen durch das 

Volk, Bürgeranfragen und ein Online-Sammelsystem. 

gesetzen müssen 33 Prozent der 
Wahlberechtigten an der Volksab-
stimmung teilnehmen, 50 Prozent 
der abgegebenen Stimmen müs-
sen die Initiative unterstützen. Bei 
Bundesverfassungsgesetzen müs-
sen 50 Prozent der Wahlberechtig-
ten teilnehmen. 66 Prozent der ab-
gegebenen Stimmen müssen die 
Initiative unterstützen. Stimmen 
ausreichend Wahlberechtigte der 
Initiative zu, wird die Initiative 
Bundesgesetz.  

Thematisch wären solche Ini-
tiativen streng eingeschränkt: Sie 
dürften nicht auf eine Gesamtän-
derung der österreichischen Ver-
fassung ausgerichtet sein, Grund-
rechte, Menschen- und Minder-
heitenrechte dürften nicht einge-
schränkt werden, außerdem dürf-
te der Antrag weder gegen Unions-
recht noch gegen völkerrechtliche 
Verträge verstoßen, erklärt Neuge-
bauer die ÖVP-Vorschläge.  

Um den Initiatoren bereits vor-
her Klarheit über die Umsetzbar-
keit zu verschaffen, sollen sie be-
raten werden, es soll eine Art Vor-
prüfung geben: Der Verfassungs-

„Gravierender Systemwechsel“ 

Michael Völker  

Wien – Fritz Neugebauer spricht 
von einem „gravierenden System-
wechsel“. Die ÖVP setzt sich für 
die Einführung einer „Gesetzes-
initiative des Bundesvolkes“ ein. 
Im Gespräch mit dem Standard 
präsentiert Neugebauer, Zweiter 
Nationalratspräsident und frak-
tioneller Vorsitzender der ÖVP in 
der Arbeitsgruppe Parlamentaris-
musreform, das Konzept seiner 
Partei zum Ausbau der direkten 
Demokratie.  

Kernstück ist eben die Ge-
setzesinitiative des Bun-
desvolkes. „Die gewähl-
ten Abgeordneten des 
Nationarats geben in 
einem besonderen Fall 
ihr Recht auf Gesetzes-
beschluss an das Volk 

ab“, erläutert Neugebauer. Kon-
kret soll das so ausschauen:  
Q Das „Bundesvolk“ kann eine auf 
die Erlassung eines konkreten Ge-
setzes gerichtete Initiative ein-
bringen.  
Q Diese Gesetzesinitiative muss 
von mindestens 650.000 Wahlbe-
rechtigten unterstützt werden. 
Die Verwendung eines Online-
Sammelsystems, auf das die ÖVP 
ebenfalls drängt, wäre möglich.  
Q Eine Abänderung der Initiative 
in einem ausführlichen parlamen-
tarischen Verfahren ist unter der 

Einbindung eines Komi-
tees, das die Initiative 
vertritt, möglich.  
Q Lehnt das Parlament 
die Initiative ab, 
kommt es verpflich-
tend zu einer Volksab-

stimmung. Bei Bundes-

gerichtshof soll die Initiative auf 
ihre Zulässigkeit prüfen.  

Weitere Elemente zur Stärkung 
der direkten Demokratie sind die 
Aufwertung von Volksbegehren 
und die Einführung einer soge-
nannten Bürgeranfrage.  

Für die Behandlung eines 
Volksbegehrens soll es eigene Ple-
narsitzung geben, die zuständigen 
Minister sollen dort verpflichtend 
Stellung nehmen müssen. Neuge-
bauer kann sich vorstellen, dass 
auch die Initiatoren dort zu Wort 
kommen.  

Mit 5000 Unterstützungserklä-
rungen sollen Bürgeranfragen an 
einzelne Regierungsmitglieder 
möglich werden, die in einer eige-
nen Fragestunde im Nationalrat 
beantwortet werden müssen.  

Sowohl bei Volksbegehren als 
auch bei Volksbefragungen sollen 
Online-Sammelsysteme möglich 
sein, „da muss das Innenministe-
rium etwas zustande bringen“, 
sagt Neugebauer. „Das sind die 
Vorschläge der ÖVP, dafür bin ich. 
Ich glaube, dass jetzt ein Zeitfens-
ter für die Umsetzung offen ist.“ 

Wien – Bundespräsident Heinz  
Fischer spricht sich für eine par-
lamentarische Enquete-Kommis-
sion zur direkten Demokratie aus. 
Ende Mai hatte sich Fischer gegen 
eine überschießende Regelung, 
was erleichterte Volksabstim-
mungen nach erfolgreichen 
Volksbegehren betrifft, gewandt, 
was ihm auch Kritik einbrachte. 
Am Freitag erklärte der Bundes-
präsident, er halte es für wertvoll 
und wichtig, dass die österreichi-
sche Bundesverfassung „zur Er-
gänzung und Korrektur der parla-
mentarischen Demokratie“ auch 
Elemente der direkten Demokratie 
wie Volksabstimmungen, Volks-
begehren und Volksbefragungen 
enthalte. Es würden sich aber sehr 
grundsätzliche Probleme ergeben, 
wenn man die plebiszitäre Kom-
ponente so verändern wolle, dass 
Bundesgesetze und vielleicht so-
gar Verfassungsgesetze gegen den 
ausdrücklichen Willen der ge-
wählten Volksvertretung durch-
gesetzt werden könnten. Nicht 
jede Form der direkten Demokra-
tie sei geeignet, die Qualität der 
Demokratie zu verbessern. (red) 

Fritz Neugebauer macht einen Vorstoß für mehr direkte Demokratie. Der Verfassungsgerichtshof soll vorab Gesetzesanträge prüfen.  Foto: Cremer

Für ein Volksbegehren, das 
auf eine Gesetzesinitiative 
abzielt, sind derzeit 100.000 
Unterschriften notwendig. 
Die aktuelle Debatte dreht 
sich um die Frage, ob das 
Volksbegehren automatisch 
in eine Volksabstimmung 
münden soll, wenn das Par-
lament die Gesetzesinitiative 
ablehnt. Damit würde ver-
hindert, dass Volksbegehren 
im Sand verlaufen.  

Ein solcher Automatismus 
würde jedenfalls eine Verfas-
sungsänderung nach sich 
ziehen, da eine Volksabstim-
mung ohne Vetorecht des 
Parlaments dem repräsentati-
ven Prinzip der Demokratie 
widersprechen würde.  

Für einen Automatismus 
sind jetzt im Grunde genom-
men alle Parteien – mit unter-
schiedlichen Ansätzen. Un-
einigkeit herrscht über die 
Zahl der Unterschriften, die 
dafür nötig sein soll. Bundes-
kanzler Werner Faymann hat 
für die SPÖ eine Hürde von 
700.000 Wahlberechtigten 
vorgeschlagen, die ÖVP ist 
für 650.000 Unterschriften 
(siehe Artikel links), das BZÖ 
für  400.000, FPÖ und Grüne 
sind jeweils für die niedrigs-
te Schwelle, sie haben eine 
Grenze von 250.000 Unter-
schriften vorgeschlagen. 
Streitpunkt ist außerdem,  
ob bestimmte Materien, etwa 
Grundrechtsfragen, ausge-
klammert werden sollen.  

Die Grünen schlagen ein 
dreistufiges Verfahren vor. 
Für einen Initiativantrag im 
Parlament sind 30.000 Unter-
schriften notwendig. Wenn 
die Vorlage abgelehnt wird, 
kommt es zu einer Volksbe-
fragung, da sind 250.000 
Unterschriften notwendig, 
erst dann kommt es zu einer 
Volksabstimmung. (fux) 

WISSEN

Hürden für die 
Volksabstimmung

Lisa Nimmervoll  

Bern/Wien – Abstimmen dürfen 
wie die Schweizer, das wär’s! Die-
ser Wunsch taucht in der Debatte 
um mehr direkte Demokratie im-
mer wieder auf. Fragt man aber 
Schweizer, ob sie ihr Demokratie-
modell mit traditionell starker di-
rekter Beteiligung der Bevölke-
rung direkt exportieren würden, 
warnen sie vor zu viel Hektik und 
empfehlen zuerst kleinere Geh-
versuche etwa auf Landesebene.  

Denn Allheilmittel gegen Poli-
tikfrust sei die direkte Demokratie 
„sicher nicht“, sagte der Präsident 
des Ständerats des Schweizer Par-
laments, Hans Altherr (FDP), bei 
einem Besuch der Vereinigung 
der Parlamentsredakteure in Bern: 
„Es ist schwierig, so etwas ohne 
Tradition einzuführen. Das Sys-
tem muss von unten wachsen.“  

Die Kantonsvertretung (46 Räte) 
bildet mit dem Nationalrat (Volks-
vertretung, 200 Räte), der zweiten, 
absolut gleichberechtigten Kam-
mer, die Bundesversammlung – 
das Parlament, das viermal im Jahr 
in dreiwöchigen Sessionen tagt. 

Für dieses bedeuten mehr Volks-
entscheide laut Altherr: „Natür-
lich ist das Parlament in der 
Schweiz schwächer als in anderen 
Ländern.“ Immerhin wüssten die 
Schweizer ja: „Ich kann jede Ver-
fassungsänderung durch eine 
Volksabstimmung ändern.“  

Altherr sieht für die Schweiz 
nun „Bedarf, dass man Volksrech-
te einschränkt – aber das kann 
man nur mit Zustimmung des Vol-
kes“, sagte er unter Verweis auf 
das derzeit nur formelle Vorprü-
fungsverfahren für Volksinitiati-
ven. Wer 100.000 Unterstützer 
hat, kann eine Volksabstimmung 
initiieren – über alles, außer sie 
würde gegen zwingendes Völker-
recht verstoßen. Der Liberale wäre 
für ein materielles Vorprüfungs-
verfahren, bei dem dem Wahlvolk 
gesagt würde: „Wenn ihr das an-
nehmt, dann passiert das und 
das“, es würden etwa bilaterale 
Verträge mit der EU verletzt.  

Auf Bundes-, Kantons- und Ge-
meindeebene kann ein wahlbe-
rechtigter Schweizer (ab 18) im 
Jahr durchaus bis zu 40-, 50-mal 
zur Abstimmung gebeten werden. 

Fischer warnt vor 
Problemen mit 

direkter Demokratie 
„Volksrechte einschränken“  

 
Schweizer Ständeratspräsident für materielle Prüfung 

SCHWERPUNKT: 

Modelle zur 
Beteiligung  
der Bürger
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Der verantwortliche 
Umweltminister   

Nikolaus Berlakovich  
vergleicht seine Politik  

mit jener von Vorgängerin 
Ruth Feldgrill-Zankel,  

die vor 20 Jahren zuständig 
war. Conrad Seidl stellte 

die Fragen. 

chen Konferenzen auch Ziele ver-
einbart werden. Und wenn 100- 
mal Rückschläge dazwischen pas-
sieren.   
Berlakovich: Wobei es auf diesen 
internationalen Konferenzen 
schwieriger geworden ist, weil 
Staaten neues Selbstbewusstsein 
entwickelt haben. Wenn der 
Schutz der tropischen Regenwäl-
der verhandelt wird, zeigt plötz-
lich Papua-Neuguinea auf und 
sagt: „I don’t agree“, und das ist 
auch ihr gutes Recht.  Verhandeln 

mag zäh und mühsam 
sein, dem Bürger, dem 
Beobachter kommt es 
dann vor, als ob nichts 
weiterginge. Mit Chi-
na, Indien, Brasilien 
und Südafrika haben 
wir in Wahrheit eine 
neue Weltordnung.   
Feldgrill-Zankel: Da 
fällt mir auf: Ich kann 

mich an keinen Vertreter Chinas in 
Rio erinnern. Sehr wohl hab ich 
optisch vor mir einen Vertreter der 
G-77, weil auch damals ist es na-
türlich um die Energie gegangen, 
der nach einer durchverhandelten 
Nacht im Plenum erklärt hat: „Und 
wenn einmal noch das Wort CO2-
Tax fällt, that means war. And if I 
say war, I mean war.“ Der hat eine 
Kriegserklärung ins Plenum hi-
neingeschleudert, den seh ich 
auch vor mir. Aber sicher ist es 
wichtig, dass die politischen Köp-
fe dort beieinander sind, um in 
schwierigen Auseinandersetzung 
einen Schritt weiterzukommen. 

Standard: Wir können uns heute 
fast nicht vorstellen, dass wir da-
mals noch nicht in der EU waren 
und dass die Angst geherrscht hat: 
„Der EU darf man nicht beitreten, 
weil dann verlieren wir unsere Vor-
reiterrolle.“ Tatsächlich hat uns 
doch gerade die EU Fortschritte in 
Unweltfragen gebracht? 
Feldgrill-Zankel: Das waren aber et-
was parteiische Meinungen. Der 
EU-Beitritt hat Selbsterkenntnis 
bewirkt: Wo sind wir gut, wo kön-
nen wir etwas beitragen? Und wo 
müssen wir durchaus zugeben, 
dass wir noch nachlernen müs-
sen. Auf Konferenzen mussten 
wir damals als kleines Land müh-
sam Mitstreiter suchen. Heute tritt 
man gemeinsam auf – da ist für 
den Minister der Vorabstimmung 
schwieriger, dafür ist der Impact, 
den man als EU hat, größer.   
Berlakovich: Die Vorabstimmung  
funktioniert schon so. Aber  ein 
geschlosseneres Auftreten  hat 
auch Vorteile gebracht. Was ich 

„Im Klimaschutz müssen wir besser werden“

Standard: Frau Minister, wann ha-
ben Sie zum ersten Mal das Wort 
„Klimawandel“ gehört? War das 
ein Schlüsselbegriff? 
Feldgrill-Zankel: Als solcher  erst in  
den Vorbereitungen auf Rio. Weil  
die Umwelt damals zwar in aller 
Munde war – wir hatten unseren 
täglichen Umweltskandal.  Aber 
es war nicht am globalen Kontext 
festgemacht.  Die Stichworte wa-
ren Waldsterben oder Ozon. Ich 
sehe heute noch die weinenden 
Mütter im Ministerium, die zwar 
fest gequalmt haben, aber ihre Ba-
bys schützen mussten vor dem bo-
dennahen Ozon. Die Sorgen wa-
ren einfach punktueller. Meines 
Erachtens war es ein großes Plus 
der Umweltkonferenz in Rio und 
den Vorbereitungen dazu, dass 
neue  Begriffe gesetzt und nor-
miert wurden.  

Standard: Stichwort Waldsterben: 
Das wäre meine Frage an Sie, Herr 
Minister: Wann ist Ihnen dieser Be-
griff in der politischen Diskussion  
zuletzt untergekommen? 
Berlakovich: Zuletzt im internatio-
nalen Jahr des Waldes im Vorjahr.  
Aber das war punktuell, jahrelang 
hat man nichts mehr gehört. Ich 
muss scharf nachdenken, wann 
das ein politischen Problem war,  
das ist sicher schon 15 Jahre her.   

Standard: Das ist ein Erfolg der 
Umweltpolitik: Der Wald lebt. 
Berlakovich: Das Thema Waldster-
ben ist weg, der saure Regen ist im 
Griff, und der Wald lebt.  Das war 
auch ein Erfolg von Rio.  
Feldgrill-Zankel: Ja, damals ist die  
Bedeutung des Waldes für das Kli-
ma allgemein bewusst geworden.   
Berlakovich: Und damit auch der 
Schutz des tropischen Regenwal-
des, der ja im großen Stil abgeholzt 
wird. Das europäische Waldster-
ben ist im Griff, aber das Waldster-
ben weltweit im Sinne der Abhol-
zung ist brandaktuell – im wahrs-
ten Sinne des Wor-
tes. Es hat noch 
einen Erfolg gege-
ben: Man hat da-
mals Ozon als gro-
ßes Thema gehabt,  
nicht nur das 
schon angespro-
chene bodennahe 
Ozon, sondern 
auch die Gefähr-
dung der Ozon-
schicht – hier ist es  
weltweit gelun-
gen, die gefährli-
chen Substanzen, 
die FCKW zurück-
zudrängen. 
  
Standard: Ihre Bei-
spiele zeigen: Wenn 
man punktuell ein 
Ding angeht, kann 
man Erfolge erzie-
len. Damals hat 
man gesagt: Man muss globaler 
denken. Tatsächlich erreicht man 
damit doch weniger?  
Berlakovich: Das Lösen eines punk-
tuellen Problems ist einfacher, 
weil nicht so viele Player mitspie-
len. Aber: Die heutigen Umwelt-
herausforderungen sind globale. 
Der Klimaschutz, die Energiever-
sorgung der Welt. Die Sicherung 
der Meere, der Ozeane. Die Land-
nutzung. Es sind globale Themen 
und wir sehen in all den Uno-Kon-
ferenzen, wie mühsam es ist, 195 

Staaten unter einen Hut zu brin-
gen. Fast aussichtslos. 
Feldgrill-Zankel: Und trotzdem darf 
man nie aufhören. Meine Groß-
mutter hat immer gesagt, zu Tode 
gefürchtet ist auch gestorben. Wi-
derstand wird es immer geben, 
wenn man irgendwo eine Ände-
rung herbeiführen will. Aber 
nicht anzufangen wäre wirklich 
sträflich.  
Berlakovich: Man hat ja auch Erfol-
ge, zum Beispiel die Biodiversi-
tätskonferenz in Nagoya 2010: Da 
haben wir einen Be-
schluss aller Uno- 
Mitgliedsstaaten ge-
fasst – neue Regeln 
zum Schutz der Ar-
tenvielfalt in der 
Welt.  

Standard: Biodiversi-
tät ist auch ein Thema 
für den Land wirt -
schafts   minister. Aber die meisten  
Bauern wollen nichts davon hören, 
sie haben ganz andere Probleme:  
Frostschäden, Trockenheit ...   
Berlakovich: Das sehe ich nicht so, 
weil gerade die Landwirtschaft be-

weist, dass man 
wirtschaftlich 
denken kann und 
gleichzeitig auf 
die Ökologie 
Rücksicht nimmt.  
Wir werden für 
diesen Weg in 
Europa gelobt, 
Barroso hat gesagt:  
Die ökologisierte 
österreichische 
Landwirtschaft ist 
ein Vorbild. Wir 
haben beispiels-
weise Biodiversi-
täts-Monitoring, 
wo Bäuerinnen 
und Bauern vor 
Ort in allen Bun-
desländern die 
Flächen beobach-
ten und schauen, 
wie sehr es gelingt, 
die Tier- und 

Pflanzenwelt zu erhalten. Die 
Landwirtschaft muss auch in Zu-
kunft eine zentrale Rolle in der 
Biodiversität spielen. Im Übrigen 
auch im Wald.  
Feldgrill-Zankel: Ich halte es für 
sehr notwendig, Dinge zu benen-
nen, Problemfelder zu benennen 
und nicht mit Totschlagargumen-
ten die jeweils andere Seite kalt-
zustellen. Und eben, dass man Er-
folge oder auch Misserfolge mess-
bar machen kann. Deswegen ist es 
auch so notwendig, dass bei sol-

unbedingt für notwendig erachte, 
dass die Uno auch schaut, dass die 
internationalen Konferenzen effi-
zienter werden. Sonst gibt es eine 
fatale Rückkoppelung, und die 
Leute in  Österreich sagen, da 
kommt nichts raus, warum sollen 
wir etwas tun, wenn die Großen 
sich nicht einigen?  

Standard: Wir tun ja wirklich we-
nig. Der CO2-Ausstoß ist völlig der 
Konjunktur gefolgt: Wir haben die 
Delle gehabt mit dem Konjunktur-
einbruch 2008, 2010 sind die CO2- 

Emissionen wieder hinaufgegan-
gen. Haben wir da wirklich so we-
nig gelernt? 
Berlakovich: Man darf den Um-
weltschutz nicht mit Klimaschutz 
gleichsetzen. Die 
CO2-Reduktion ist 
ein Teil des Um-
weltschutzes. Dort 
ist die fatale Optik, 
dass Österreich 
1997 ein extrem 
ehrgeiziges Ziel 
eingegangen ist 
und dann in den 
Jahren danach zu 
wenig für den Kli-
maschutz gemacht 
wurde. Das ist ein 
Aspekt. Aber sonst 
behaupte ich, dass  
Österreich ein 
Umweltmuster-
land ist: Wir haben 
keine Atomkraft, 
wir haben keine 
Gentechnik. Wir 
sind Bio-Welt-
meister, und unse-
re Menschen ha-
ben Trinkwasserversorgung aus 
Grundwasser und Quellen, was 
nicht einmal in Europa sicher ist. 
Wir sind in der Abfallwirtschaft 
Spitze, im Sinne einer flächende-
ckenden Entsorgung. Wir haben 
große Gebiete unter Naturschutz 
gestellt, was uns die Welt erst 
nachhupfen muss. Aber im Klima-

schutz müssen wir besser werden, 
eindeutig.  
Feldgrill-Zankel: Ich halte ja sehr 
viel vom Aufrüttelpotenzial von 
Katastrophenmeldungen – doch 
wenn nach den berechtigten Ne-
gativmeldungen nicht berichtet 
wird, dass in vielen Bereichen 
sehr wohl etwas erreicht werden 
konnte, dann stumpft einfach die 
Bevölkerung ab.  

Standard: Als Sie Ministerin wa-
ren, war das Umweltressort etwas 
Isoliertes. Damals war wünschens-
wert, das mit der Wasserwirtschaft, 
also der Landwirtschaft zusam-
menzulegen. Bei den Treibhausga-
sen sieht man, dass der Verkehr be-
deutend ist, müsste man da nicht 

Umwelt und Ver-
kehr zusammenle-
gen?  
Berlakovich: Nicht 
unbedingt. Nur: 
Es müssen sich die 
anderen Regie-
rungsmitglieder 
ihrer Verantwor-
tung bewusst wer-
den. Das ist der 
Punkt, denn in 
Wahrheit ist Um-
welt und Klima-
schutz eine Mate-
rie, die alle Res-
sorts angeht, und 
da gibt es Ver-
säumnisse, das ist 
eindeutig. Im Ver-
kehr erreichen wir 
unsere Klima-
schutzziele nicht, 
in der Wirtschaft 
erreichen wir sie 

nicht und bei der Raumwärme. 
Daher war es mir wichtig im Kli-
maschutzgesetz, das wir beschlos-
sen haben, diese Verantwortlich-
keiten festzuhalten, damit wir ge-
meinsam und konsequent Maß-
nahmenprogramme aufstellen, 
um ernsthaft Klimaschutz zu be-
treiben.

Der EU-Beitritt hat 
Selbsterkenntnis 

bewirkt: Wo müssen 
wir zugeben, dass wir  
nachlernen müssen? 
Ruth Feldgrill-Zankel

„

“

Wir haben große 
Gebiete unter 

Naturschutz gestellt, 
was uns die Welt erst 

nachhupfen muss. 
Nikolaus Berlakovich

„

“

Ruth Feldgrill-Zankel (69) war seit 
Ende der 1960er-Jahre Journalis-
tin, dann Pressereferentin der stei-
rischen ÖVP und später in der 
Stadt Graz. Von 1987 bis 1991 war 
sie Stadträtin in Graz. Nach dem 
Abgang von Marilies Flemming 
kam sie als Umweltministerin in 
die Bundesregierung. Sie vertrat 
Österreich 1992 bei der Konferenz 
in Rio. Kurz darauf kehrte sie bis 
1998 als Vizebürgermeisterin 
nach Graz zurück. 

ZU DEN PERSONEN
Nikolaus Berlakovich (51), startete 
als Kommunalpolitiker in Groß-
warasdorf und engagierte sich 
gleichzeitig in der Politik für die 
kroatische Volksgruppe, der er an-
gehört. 1995 wurde er stellvertre-
tender Obmann des burgenländi-
schen Bauernbundes, den er von 
1991 bis 2005 im Landtag vertrat. 
2005 wurde er Agrarlandesrat. Im 
Dezember 2008 wurde er als 
Nachfolger von Josef Pröll Land-
wirtschaftsminister.

Begegnung der Generationen in der Umweltpolitik: Ruth Feldgrill-Zankel trifft Nikolaus Berlakovich. Fotos (3): Regine Hendrich
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Das Perlflussdelta in Südchina im Zeitraffer: Die Satellitenaufnah-
men zeigen das Gebiet im Jahr 1990 und im Jahr 2000. In den letz-
ten 30 Jahren hat sich die Region mit ihrem Status als Sonder-

wirtschaftszone in der Volksrepublik zu einem Schlüsselstandort in der globalisierten 
Weltwirtschaft entwickelt. Die Folge: eine extreme Bevölkerungszunahme und große bau-
liche Veränderungen in den Städten. Heute leben rund 40 bis 60 Millionen Menschen in 
dieser „megaurbanen“ Region. Unter anderem gehört die Stadt Shenzhen (Provinz  
Guangdong) dazu: Von 1979 bis heute wuchs die Bevölkerung der einstigen Kleinstadt 

von 20.000 auf rund zwölf Millionen an. Vor allem die Elektronik- und 
Telekommunikationsindustrie hat sich in Shenzhen angesiedelt. In der 
Deltaregion befinden sich daneben aber auch 210 Zementwerke, 338 

Keramikwerke und 29 Flachglasproduzenten, wie offizielle Zahlen aus dem Jahr 2007 be-
legen. Die Auswirkungen auf die Umwelt lassen sich an der rapiden Verschlechterung 
der Wasserqualität des Perlflusses erkennen. Umweltorganisationen wie Greenpeace war-
nen bereits vor irreversiblen Schäden für Mensch und Umwelt unter anderem durch 
Schwermetalle im Fluss und seinen Nebenarmen (siehe auch Seite 8). (max)  Fotos: picturedesk

1990–2000

Parteiprogramm 1978: „Für das 
kapitalistische wie für das kom-
munistische Wirtschaftssystem 
stellt hemmungsloses Wachs-

tum die Grundlage ihres Bestandes dar. 
Dieses zerstört aber die Umwelt und ge-
fährdet die Gesundheit. Die Sozialisten 
streben demgegenüber ein qualitatives 
Wachstum an.“  
Parteiprogramm 1998: „Zentrale umwelt-
politische Zielsetzungen sind die Reduk-
tion der Schadstoff- und Lärmbelastung 
sowie die gezielte Förderung des öffentli-
chen Verkehrs und umweltverträglichen 
Güterverkehrs. Die Erhaltung und Scho-
nung natürlicher Ressourcen und die er-
hebliche Reduktion der Umweltbelastung 
durch Schadstoffe ... soll unter anderem 
durch eine umfassende Ökologisierung 
des Steuersystems erreicht werden.“ 

Salzburger Programm 
1972: „Der Mensch 
hat Anspruch auf 

eine gesunde und ästhetische Umwelt, 
Natur- und Stadtbildschutz ... Der Um-
weltgefährdung ist durch vorbeugende 
Maßnahmen entgegenzuwirken.“  
Grundsatzprogramm 1995: „Die Ökosozia-
le Marktwirtschaft beruht auf den Grund-
sätzen Freiheit, Leistung ... und Solidari-
tät. Sie verbindet den Leistungswillen des 
einzelnen mit dem sozialen Ausgleich in 
der Gesellschaft und einem schonenden 
Umgang mit der Umwelt. Das Vorsorge- 
und das Verursacherprinzip sollen die 
Umweltpolitik bestimmen. Notwendig für 
eine ökologisch verantwortbare Markt-
wirtschaft sind ... eine Steuerpolitik, die 
nachhaltiges Wirtschaften belohnt und 
Energie- und Rohstoffverbrauch belastet.“ 

Parteiprogramm 1985: „Wir 
bekennen uns zur ökologi-
schen Schicksalsgemein-

schaft alles Lebendigen auf unserer Erde 
... Der Ökologie muss solange eine Vor-
rangrolle eingeräumt werden, bis das 
Gleichgewicht mit der bisher bevorzugten 
Ökonomie wiederhergestellt ist ... Wir tre-
ten für das Verursacherprinzip ein, wo-
nach die Kosten ökologischer Maßnah-
men grundsätzlich vom Verursacher zu 
tragen sind. Umweltschutz ist nicht kos-
tenlos. Er kann auch Opfer fordern ...“  
Parteiprogramm 2011: „Der Schutz unse-
rer natürlichen Umwelt als Lebensgrund-
lage für unsere Heimat Österreich, eine 
nachhaltige und schonende Bewirtschaf-
tung und die biologische Vielfalt haben 
für uns hohe Bedeutung. Tiere als unsere 
Mitgeschöpfe sind ... zu schützen.“ 

Leitlinien 1990: „Die Zerstö-
rung der Umwelt ist die lo-
gische Folge einer Ökono-
mie, die gemeinsam mit 

ihren Vasallinnen Wissenschaft und Poli-
tik alles zum quantifizierbaren, verwert-
baren, profitablen Material erklärt ... Ein 
unabhängiger „Umweltrechnungshof“ ist 
einzurichten. ... eine neue Ordnungspoli-
tik ... zum Schutze der Umwelt ...“  
Parteiprogramm 2001: „Daher strebt öko-
logisches Wirtschaften die Herstellung 
von Kostenwahrheit ebenso an wie das 
Schließen von Kreisläufen ... Wir brau-
chen wirtschaftliche Rahmenbedingun-
gen, die den Verbrauch von nicht erneu-
erbaren Ressourcen erheblich verteuern 
und alle Formen des erneuerbaren wirt-
schaftlichen Inputs (wie Arbeit und 
Know-how) steuerlich entlasten.“ 

Die Programme der Parteien sind seit Zwentendorf und 
Hainburg alle grün eingefärbt. Das Engagement auf dem 
Papier schlage sich aber kaum in der politischen Praxis 

nieder, kritisieren Politik- und Umweltexperten. 

dem Atomkraftdebakel in Zwen-
tendorf und der Besetzung der Au 
schwer an ihrem Image als Beto-
niererpartei zu kämpfen hatte. Be-
sonders deutlich schwenkte die 
Volkspartei ein, die in ihr Partei-
programm 1995 die vom ehemali-
gen Parteiobmann Josef Riegler  
geprägte „Ökosoziale Marktwirt-
schaft“ aufnahm.  

Eine Menge Grün 
ist im Zeitraum der 
vergangenen 20 Jahre 
auch bei den Blauen 
zu finden. FPÖ-Um-
weltsprecher Norbert 
Hofer sieht seine Par-
tei hier sogar „ganz 
vorne“. Man habe sich 
„relativ früh mit Um-
weltthemen befasst“. Was auch 
die SPÖ für sich reklamiert. Sehr 
früh habe die SPÖ – noch unter 
Bruno Kreisky – ökologische An-
sätze in ihr Programm aufgenom-
men, sagt Karl Duffek, Direktor der 
SPÖ-Akademie „Renner-Institut“. 
Im Programm 1978 sei der 

„Bekenntnisse zur Umwelt nur Lippenbekenntnisse“ 

Peter Mayr  
Walter Müller  

Wien – 20 Jahre nach dem Gipfel 
von Rio gebe es „keine Partei 
mehr, die Umweltschutz nicht 
verpflichtend in ihren Program-
men mit sich trägt“, sagt Politikbe-
rater Thomas Hofer. „Ja“, unter-
streicht Politologe Peter Filz-
maier, „es gab in den letzten zwei 
Jahrzehnten tatsächlich einen ge-
sellschaftlichen Wandel: Alle 
sind heute für den Umweltschutz. 
Die Frage ist nur, wie sich dies in 
der Realität niederschlägt“.  

Eines ist verbrieft: In ihren Par-
teiprogrammen legten die Parla-
mentsparteien schon ab den 1970-
er-Jahren ein Bekenntnis zum 
Schutz der Umwelt ab.  

Eine wirkliche Wende der öster-
reichische Umweltpolitik mar-
kierten aber zwei dramatische ge-
sellschaftspolitische Konflikte: 
Zwentendorf und Hainburg. Die 
Abstimmung über das Kernkraft-
werk Zwentendorf 1978 und die 
Besetzung der Hainburger Au 
1984, mit der die Errichtung eines 
Wasserkraftwerks verhindert wur-
de, veränderten das Parteienbe-
wusstsein nachhaltig. Filzmaier: 
„Entlang der Konfliktlinie in Hain-
burg ist dann eine neue Partei, die 
Grünen, entstanden.“ Die 1986 als 
„Grün-Alterative“ Partei ins Parla-
ment einzog.  

Mit Hainburg und Zwentendorf 
bekamen die Parteiprogramme 
jedenfalls neue, saftig-grüne An-
striche. Auch in der SPÖ, die nach 

Schwerpunkt bereits auf „qualita-
tives Wachstum“ gelegt worden.  

Zu diesem Zeitpunkt war aber 
die ÖVP schon längst im politisch 
Grünen angelangt. Das Salzburger 
Programm 1972 hatte sich bereits 
in einem eigene Kapitel dem  
„Umweltschutz“ gewidmet: „Der 
Mensch hat Anspruch auf eine  

gesunde und ästheti-
sche Umwelt.“  

13 Jahre später , ein 
Jahr bevor Jörg Hai-
der die Partei über-
nahm, widmete sich 
auch die FPÖ dem 
Thema in einem eige-
nen Kapitel ausführ-
lich. Inhaltlich lag es 
auf der Linie der an-

deren Parteien. Im aktuellen Pro-
gramm vom Juni 2011 findet die 
Umwelt kaum noch Niederschlag. 
Im Kapitel „Heimat, Identität, Um-
welt“ gerade einmal sieben Zeilen. 
Politikexperte Thomas Hofer: „Die 
FPÖ sieht den Umweltschutz heu-
te als Heimatschutz.“  

In ihrer Ausführlichkeit und 
Tiefe sind die Umweltprogramme 
der Grünen von den anderen Par-
teien nicht zu toppen. Die grünen 
Handlungsrichtlinien umfassen 
in den Programmen 1990 und 
2001 den kompletten Themen-
komplex, von Öko-Steuersystem 
bis Mobilität, Raumentwicklung 
und Lebensmittelproduktion.  

Für Gerhard Heilingbrunner, 
Präsident des Umweltdachver-
bands, läuft das zur Schau gestell-
te Umweltbewusstsein eher unter 
dem Titel „Öko-Schmäh“: „Das 
Umweltbewusstsein ist seit Hain-
burg und Zwentendorf sicher  
gestiegen, das hat sich aber nicht 
in einer engagierten Umwelt -
politik niedergeschlagen. Die Par-
teien betreiben vielmehr „green 
washing“, weil man weiß, dass 
Umwelt und Lebensqualität bei 
den Wählern Topthemen sind.“  

Auch Peter Filzmaier ist skep-
tisch: „Es gibt zwar Bekenntnisse 
zur Umwelt, es sind aber meist nur 
Lippenbekenntnisse.“ 

DER STANDARD präsentiert «Moments» aus 50 Jahren Viennale

Nachdem die Viennale einige der bedeu-
tendsten Vertreter des New American Cin-
ema, wie Stan Brakhage, Bruce Baillie und
Jonas Mekas, dafür gewinnen konnte, einen
Trailer für das Festival zu produzieren, trat
man schließlich auch an den großen Ken-
neth Anger heran. Anger ist Schöpfer eines
schmalen aber nachhaltig wirkenden Œu-

vres, das in luxuriöser Inszenierungslust vor
allem um die Themen Okkultismus, Musik,
Homosexualität und die Maskeraden des
erotischen Begehrens kreist. Die Antwort
des Filmemachers auf die Einladung der
Viennale war knapp, aber enthusiastisch.
Danach jedoch schien der Künstler wie vom
Erdboden verschluckt. Alle Versuche mit

ihm Kontakt aufzunehmen scheiterten, weil
er immer wieder seine Standorte und Hotel-
zimmer zu wechseln schien. So ist dieser
Trailer der einzige geworden, der nur auf
dem Papier existiert. Als Kenneth Anger ein
paar Jahre später als Gast zur Viennale kam,
hatte er sein damaliges Versprechen längst
vergessen.

Der Trailer, den es nie gab
Wie Kenneth Anger einmal fast einen Film für die Viennale gedreht hätte

50 JAHRE • 50 PROJEKTE
Infos unter http://50jahre.viennale.at
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Der Bergbau ist ein plakati-
ves Beispiel dafür, wie der 
Mensch die Oberfläche des 

Planeten verändert, um dessen 
Ressourcen auszubeuten. Die 
Aufnahmen zeigen, wie sich die 
Mesquite-Goldmine in der Moja-
ve-Wüste (Kalifornien) von 1982 
über 1987 bis 2011 (von links)  
in den Boden gefressen hat. Der 
Goldabbau spielt seit 200 Jahren 
eine große Rolle in Kalifornien. 
Geologen hatten vorausgesagt, 
dass das Goldvorkommen bereits 
1999 ausgebeutet sein werde, 
aber neue Abbaumethoden und 
der steigende Goldpreis haben 
dazu beigetragen, dass die Mine 
noch in Betrieb ist. Das Ökosys-
tem der Wüste ist besonders fra-
gil, weshalb die Extraktionsme-
thoden – bei denen auch Cyanide 
zum Einsatz kommen – genau 
überwacht werden. (max)   
Fotos: U.S. Geological Survey (USGS)

1982–2011

Die „Lokale Agenda 21 Plus“ bricht Ziele aus den Rio-
Papieren auf die lokale Ebene herunter. Wegen des 

Bottom-up-Ansatzes kann dabei durchaus mal eine Stiege 
der Gestaltungsfreude der Bürger zum Opfer fallen. 

VP-Chef Manfred Juraczka sitzt im 
Vorstand.  

Von den bisher rund 140 einge-
brachten Projekten sind 80 Pro-
zent realisiert worden. Eines da-
von war die komplette Umgestal-
tung der Thurnstiege im neunten 
Bezirk. Die ist jetzt barrierefrei 
und wurde mit Sitzbänken und 
Blumentrögen aufgeputzt.  

„Bürgerbeteiligung funktio-
niert“, sagt Herbert Bork, der das 
Agenda-Büro in Alsergrund koor-
diniert. Bei Politikern sei durch 

Wenn der Wind von Rio durchs Grätzel fegt 

Julia Herrnböck 

Wien – Stark auf Gemeindeebene, 
weniger stark in den Städten ge-
linge Österreich die Agenda-Um-
setzung. Andrea Binder-Zehetner 
muss es wissen: Seit zehn Jahren 
leitet sie die Geschäftsstelle „Lo-
kale Agenda 21 Plus“, die Projek-
te in Bezirken koordiniert.  

Ziel ist es – aufbauend auf den 
Beschlüssen von der 
Umweltkonferenz in 
Rio 1992 – den Bür-
gern zu ermöglichen, 
ihren Lebenswohn-
raum mitzugestalten. 
„Nachhaltige Stadt- 
und Bezirksentwick-
lung“ lautet der Ter-
minus technicus. Aber 
was passiert da ei -
gentlich? 

Haben Bewohner eines Grätzels 
etwa den Wunsch, eine Straße zu 
beleben, können sie sich an das 
Agenda-Büro in ihrem Bezirk 
wenden. Die Agenda-Mitarbeiter 
starten den Prozess, laden andere 
Bewohner ein, moderieren Tref-
fen und helfen bei Behördenwe-
gen. „Wir verstehen uns als Dreh-

scheibe zwischen Politik und Bür-
gern“, sagt Binder-Zehetner. Mög-
lich ist das derzeit nur in Agenda-
Bezirken, aktuell sind das: Land-
straße, Wieden, Josefstadt, Donau-
stadt, Liesing und – mit 14 Jahren 
am längsten dabei – Alsergrund. 
Favoriten könnte bald dazusto-
ßen. Im Bezirk muss ein Beschluss 
gefasst werden, damit verpflichtet 
er sich zur Umsetzung. Einige Be-

zirke seien sehr zö-
gerlich und hielten 
sich für „ohnehin 
bürgerorientiert“, 
meint die LA21-Leite-
rin.  

Finanziert werden 
die Agenda-Büros   
mit jeweils 100.000 
Euro von den Bezir-
ken und der Stadt. 

Projekte werden extra bezu-
schusst. Seit 2009 kommt die Hälf-
te des Budgets aus dem EU-Topf 
für Innovationen, das Programm 
läuft jedoch mit Ende Juni aus. 
Dann wird die Stadt wieder über-
nehmen, ist sich Binder-Zehetner 
sicher. Vorsitzende des Vereins ist 
übrigens die Wiener Planungs-
stadträtin Maria Vassilakou, auch 

das Programm der Effekt eingetre-
ten, dass sie Bürger nicht mehr als 
„natürliche Feinde“ sehen. „Um-
gekehrt erkennen die Bürger, dass 
Politiker unter Sachzwang ste-
hen.“ Die Agenda biete eine Platt-
form für den Austausch.  

Wenn die Fronten schon ver-
härtet sind und die Agenda zu spät  
einbezogen wird, funktioniere der 
Prozess nicht mehr. „Beide Seiten 
müssen ergebnisoffen sein, das ist 
ganz wichtig“, sagt Bork. Ein sol-
cher Fall war etwa der Umbau des 

Geriatriezentrums in Liesing: 
„Wir haben nicht die Funktion 
eines Mediators.“ Die Politik wür-
de oft zu spät reagieren, die Agen-
da-Büros versuchen die Anliegen 
schon vorher abzufragen, etwa mit 
Einladungen per Zufallsgenera-
tor. Ein Dutzend Bewohner 
kommt dann für zwei Tage zusam-
men und erarbeitet Ideen für die 
unmittelbare Umgebung. Zentrale 
Themen sind Mobilität, die Nut-
zung des öffentlichen Raumes 
und Integration. 
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Wie geht es ohne Proporz?

Ort: Haus der Musik, Seilerstätte 30/Eingang Annagasse, 1010 Wien. Freier Eintritt derStandard.at/Events
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Die Aufzeichnung gibt es am 20. 6. auf derStandard.at.
Sie wird am 25. 6. um 22.45 Uhr auf W24 im Kabelnetz 
der UPC und auf www.w24.at ausgestrahlt.

Einst eine fah-
le, steile Trep-
pe, ist die 
Thurnstiege  
in Wien-Alser-
grund nun 
barrierefrei 
und bepflanzt. 
Die Idee kam 
von den Be-
wohnern, um-
gesetzt wurde 
sie in einem 
lokalen Agen-
da-Projekt.  
Foto: Urban
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Von den Besten lernen.

Neuerungen im Pensionsrecht
mit Dr. MAREK
am 26.06.12, Wien | 23.07.12, Graz | 24.07.12, Linz

26.09.12, Wien | 01.10.12, Innsb. | 24.10.12, Graz

Das neue Lohndumpingverbot – LSDB neu!
Strafen, Kosten, Nebenwirkungen & Risiken

mit o. Univ.-Prof. Dr. SCHRANK
am 25.07.12, Linz | 31.10.12, Wien

Immobilienbewertung Lehrgang
Kompaktes Wissen von Praktikern für Praktiker

mit BM KommR Ing. SCHÖBINGER, V. LAMBRECHT u.a.
von 02.07.–02.08.12, Wien | 10.10.–15.11.12, Wien (8-tägig)

Banken-Tagung
mit GL Mag. LEJSEK, MMag. Dr. WALDHERR u.a.
am 12.07.12, Wien – Bankrecht

13.07.12, Wien – FATCA
13.08.12, Wien – Basel III

USt-Fragen für MitarbeiterInnen
in WT-Kanzleien & Finanzabteilungen

mit WP/StB Mag. Dr. EGGER
am 18.06.12, Innsbruck | 04.07.12, Mondsee

22.11.12, Salzburg | 27.11.12, Wien

Verhandlungstraining
intensiv
mit Dr. RAUCHBERGER
von 09.–10.07.12, Mondsee

30.–31.07.12, Wien

Vorzeichen der Klimaänderung, Landkäufe großen Stils 
durch Konzerne, ratlose Eliten: Freda Meissner-Blau, 

Vorkämpferin der Ökologiebewegung, sieht im Gespräch 
mit Irene Brickner wenig Anlass für Optimismus.

Meissner-Blau: Nichts. Sie haben 
lediglich weiter wie bisher ge-
macht. Sie glauben, damit Proble-
me lösen zu können, doch diese 
werden immer größer.  

Standard: Doch der weltweite 
Reichtum hat zugenommen – in 
Händen kleiner Gruppen. Steckt 
das hinter dem Weiter-wie-bisher?  
Meissner-Blau: Die reichen Eliten 
sind noch nicht drauf gekommen, 
dass ihr Reichtum unnütz ist. 
Wenn sich das Klima in den kom-
menden Jahrzehnten so verän-
dert, wie es jetzt schon spürbar ist, 
wird es ihnen auch mit ihrem Geld 
nicht gelingen, sich zu retten. 
Wenn auf den Böden nichts mehr 
wächst – wir alle sozusagen Bo-
den-los werden –, hilft kein Reich-
tum mehr. Doch die Eliten sind in 
Ratlosigkeit und im Gewohnten 
gefangen: mehr Technik, mehr 
Beschleunigung . 

Standard: Stimmt das nicht auch 
für die Mehrheit? Fast alle haben 
ein Handy, 
Meissner-Blau: Alle sind Teil des 
Systems. Die Menschen glauben, 
dass sie ohne Computer nicht le-
ben können. Es scheint mensch-
lich sehr schwierig zu sein, auf et-
was, woran man sich gewöhnt hat, 
zu verzichten. Erst während man 
Verschwendung reduziert, 
kommt man drauf, dass man viel 
freier wird. 

Standard: Nun sind zu-
nehmend Menschen 
durch Sparpolitiken ge-
zwungen, unfreiwillig 
zu verzichten. Das mei-
nen Sie wohl nicht? 
Meissner-Blau: Das ist 
dramatisch, denn es 
trifft die ohnehin Ar-
men. Sie müssen ver-
zichten, weil viele 
nicht verzichtet haben, 
so lange es kleinweise 
freiwillig möglich ge-
wesen wäre – etwa in 
den vergangenen 
zwanzig Jahren. 1992, 
bei Rio eins, wurde von 
offizieller Seite einge-
sehen, dass die Natur 
in der wirtschaftlichen 
Welt, wie wir sie aufge-
baut haben, draufgeht. 
Doch die damals beschlossenen 
Konventionen – Biodiversität, Kli-
ma, Agenda 21 – wurden nicht ein-
gehalten. Die Erkenntnis, dass 

„Wenn nichts mehr wächst, hilft kein Reichtum mehr“

Standard: 1984 ging 
es in Hainburg um das 
Bewahren eines Stücks 
Au. Heute, vor Rio plus 
20, geht es darum, die 
Menschheit vor den 
Auswirkungen der Na-
turzerstörung zu be-
wahren. Hätten Sie 
sich einst gedacht, 
dass sich die Dinge so entwickeln?  
Meissner-Blau: Nein, denn 1984 
gab es in Österreich ein viel stär-
keres Bewusstsein für die Um-
weltrisiken. Auch die politischen 
Eliten waren davon ergriffen, ob-

wohl die Ankündi-
gungen besser klan-
gen als später die 
Maßnahmen. 

Standard: Dieses Um-
weltbewusstsein ist 
seither geschwunden? 
Meissner-Blau: Nicht 
in der breiten Bevöl-

kerung, aber bei den Entschei-
dungskräften, der politischen und 
wirtschaftlichen Elite.  

Standard: Was ist mit den Eliten 
geschehen? 

unser Lebensstil nicht mit dem Le-
ben auf der Erde vereinbar ist, war 
offenbar zu groß: Es sterben im-
mer noch mindestens 130 Arten 
jeden Tag, und die Klimafrage ist 
dringendst geworden.  

Standard: Hängen Sparzwänge 
und neue Armut mit ökologischen 
Fragen zusammen?  
Meissner-Blau: Das ver-
bindende Glied ist die 
Blindheit, mit der die 
Erde und ihre Güter 
weiter ausgebeutet 
werden. Derzeit findet 
ein Run auf die letzten 
Ressourcen der Erde 
statt, etwa in Afrika 
und Südamerika. Es 
wird herausgeholt, was 
geht, denn in China, 
Frankreich, Russland, 
USA, herrscht eine Art 
Endzeitstimmung. Alle 
wollen Land kaufen, 
weil sie draufgekom-
men sind, dass Land 
das Kostbarste ist. Und 
wer hat es in Händen? 
Monsanto und Co..  

Standard: In der Energiefrage set-
zen manche weiter auf Atomkraft. 
Nach der Katastrophe in Fukushi-
ma hieß es sogar, freigesetzte Ra-
dioaktivität sei weniger gesund-
heitsschädlich als Atomangst. Was 
antworten Sie?  
Meissner-Blau: Da lach ich nur. Die 

Atomlobbyisten haben 
von Anfang an gelogen 
und lügen weiter. In 
der Atomenergie ist 
sehr viel Fördergeld: 
Wenn bisher nur ein 
Zehntel davon für den 
Ausbau alternativer 
Energien geflossen 
wäre, hätten wir weni-
ger Sorgen.  

Standard: Hat die 
Atomenergie Zukunft?  
Meissner-Blau: Nein. 
Die Atomenergie ent-
springt einer obsolo-
ten, plumpen, gefährli-
chen, unklugen Tech-
nologie. 

Standard: Sie stellen 
die Situation verhee-

rend dar. Sehen Sie auch Chancen, 
dass es besser wird? 
Meissner-Blau: Ich bin eher pessi-
mistisch. Wenn nicht einmal Frau 

Merkel aus dem reichen Deutsch-
land und Herr Faymann aus dem 
wohlständigen Österreich gewillt 
sind, jetzt nach Rio zu fahren, sagt 
das genug. Die Umweltfrage ist ein 
Nicht-Thema.  

Standard: Was müsste geschehen? 
Und wer müsste es tun? 

Meissner-Blau: Von den 
Eliten ist heute nichts 
zu erwarten. Die füh-
renden Politiker und 
Wirtschaftler sind heu-
te unfähig, zu handeln 
Sie stecken in selbst-
gemachten Korsetts. 
So ich überhaupt Hoff-
nung in ein längerfris-
tiges Überleben der 
Menschheit auf die-
sem Planeten habe, so 
sehe ich diese bei Ak-
tivistengruppen, die 
verstanden haben, wo-
rum es geht.  

Standard: Wenn man 
Ihren Argumenten folgt, 
müssten diese Aktivis-
ten die derzeitige Art 
des Regierens und 

Wirtschaftens völlig infrage stellen. 
Stimmt das? 
Meissner-Blau: Richtig. Und wenn 
wir schon beim Thema sind: Sei-
nerzeit, als die Grünen ins öster-
reichische Parlament gewählt 
wurden, sagte ich, dass zu aller-
erst eine anständige Analyse des 
politischen und ökonomischen 
Systems gemacht werden müsse. 
Damals hieß es nur: ‚Die Freda will 
philosophieren.‘ 

Standard: Was raten Sie den heu-
tigen Aktivisten, etwa von Occupy 
oder den Piraten?  
Meissner-Blau: Sie sollen nicht in 
den Nationalrat gehen. Was sollen 
sie dort? Eine gerechtere Welt 
kann man vier Mann hoch nicht 
erreichen. Statt dessen müssen sie 
zu einer echten Kraft werden. Es 
ist ein Wettlauf gegen die Zeit: Die 
Frage ist, ob es den Menschen ge-
lingt, sich zu wehren. Etwa indem 
sie, wie in den USA, den Konsum 
‚okkupieren‘, also verweigern. Das 
macht Wirtschafter sehr nervös. 
Es reicht, das ist das Zauberwort. 

FREDA MEISSNER-BLAU (85) ist Atom-
kraftgegnerin der ersten Stunde und Mit-
gründerin der österreichischen Grünen, 
mit denen sie 1986 den Einzug ins Parla-
ment schaffte.  Fotos: APA

„

Politiker und 
Wirtschaftler 
sind heute  

unfähig  
zu handeln.   

“

„

1984 gab es 
ein stärkeres 
Bewusstsein 

für die 
Umweltrisiken.

“

1963, 1973, 1987 und 1997 (von links): Um den dramatischen Rück-
gang des Tschadsees, den sich der Tschad, Kamerun, Nigeria und 
Niger teilen, ermessen zu können, muss man vom Weltall darauf 

blicken. Noch vor 40 Jahren hatte er eine Fläche von 38.850 Quadratkilometern. Momen-
tan liegt er bei rund 1500 Quadratkilometern. Bewässerungsanlagen und Staudämme für 
Kraftwerke an den Zuflüssen haben ihm zugesetzt. Nigeria verlor seinen Anteil an der 
offenen Wasserfläche vollständig. Die Sahara breitet sich südwärts aus. Die gute Nach-
richt: Seit 1998 legt der See wieder zu – wie lange, das wagte noch niemand zu prognos-
tizieren. Nicht zuletzt ist die globale Erwärmung ein Grund dafür, dass der See verschwin-

det: „Seit den frühen 1980er-Jahren übertrifft der von anthropogene  
Treibhauseffekt die natürlichen Klimaantriebe wie Sonneneinstrah-
lung oder Vulkanismus. Das wird wohl auch weiterhin so bleiben“, sagt 

Reinhard Böhm (ZAMG). Vor der Industrialisierung des Westens um 1850 lag der Anteil 
des CO2 in der Luft bei 280 ppm (Teile pro Million). Noch in den 1960er-Jahren stieg die-
ser Wert um weniger als ein ppm pro Jahr an. In den 1980er-Jahren beschleunigte sich 
der Zuwachs auf 1,5 ppm, seit 2000 nimmt der Anteil fast jedes Jahr um mehr als zwei 
ppm zu. Vor wenigen Wochen wurde erstmals in der Menschheitsgeschichte eine Treib-
hausgas-Konzentration von 400 ppm in der Atmosphäre gemessen. (max) Fotos: picturedesk

1963–1997
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Der neue Audi A4.
Lichtgestalt.

Kraftstoffverbrauch gesamt in l/100km: 4,3–8,4. CO2-Emission in g/km: 112–197.
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Tobaccoland: 
Gewerkschaft will 

Arbeitsstiftung  
 

Starker Jobabbau hat auch 
Folgen für Trafikanten 

Verena Kainrath  

Wien – Tobaccoland hat harte Zei-
ten vor sich. Der Verlust des wich-
tigsten Kunden Philip Morris kos-
tet die Tochter der Austria Tabak 
40 Prozent des Zigarettenabsatzes.  
Monatlich fehlen ab 2012 rund 1,5 
Millionen Euro Deckungsbeiträge, 
sagen Marktkenner. Mit der Impe-
rial Tobacco hat der Tabak-Groß-
händler die Verträge zwar verlän-
gert, jedoch dem Vernehmen nach 
zu weitaus schlechteren Konditio-
nen. Intern bange man mittelfris-
tig auch um diesen Partner. 2011 
sank der Gesamtumsatz um acht 
Prozent auf 427 Millionen Euro.  

135 Mitarbeiter verlieren infol-
ge des Geschäftseinbruchs Anfang 
2013 ihre Jobs, darunter viele un-
gelernte Kräfte. Bis auf Wien wer-
den alle Bundesländer-Standorte 
aufgelassen. Dass Tobaccoland re-
agieren müsse, sei klar, sagt der 
Gewerkschafter Franz Rigler. 
Überraschend sei, wie rasch der 
Jobabbau passiere. Kommende 
Woche verhandelt er über die Be-
dingungen. „Ein Thema muss si-
cherlich eine Arbeitsstiftung sein.“  

Folgen hat die Anpassung auch 
für Trafikanten, die künftig direkt 
von Wien aus versorgt werden. An 
der Lkw-Flotte und eigenen Fah-
rern will Tobaccoland nicht rüt-
teln. Die Trafiken fürchten jedoch, 
größere Lager anlegen zu müssen. 
Wie die schnelle Belieferung von 
Ottakring nach Vorarlberg gelin-
gen soll, ist vielen ein Rätsel.  

Tobaccoland-Chef Manfred 
Knapp verspricht seinen Mitarbei-
tern maßgeschneiderte Sozialplä-
ne. Sie hätten auf die Jobkürzung 
gefasst reagiert. Imperial Tobacco 
sieht er als Kunde gesichert. Mehr 
als ein Viertel des Geschäfts erzie-
le man mit Ware abseits der Ziga-
retten, mit Telefonwertkarten und 
Autobahnvignetten etwa. Für die 
Trafiken bleibe der bisherige Ser-
vicegrad erhalten. Spekulationen 
über eine Übersiedelung der Zent-
rale weist er zurück: Der Betrieb 
sei in Ottakring gut aufgehoben.  

Mexiko funkt in Europa dazwischen
Der Einstieg von Carlos 

Slim bei der Telekom 
Austria treibt die 

Konzentration der Branche 
in Europa voran. Deutsche 
und französische Telekom 
gelten ebenso als mögliche 

Kandidaten für eine  
Fusion wie E-Plus und O2.

Andreas Schnauder  

Wien – Die einen sträuben sich, die 
anderen öffnen sich. Während der 
niederländische Telekomkonzern 
KPN einen Abwehrkampf gegen 
den Einstieg von Carlos Slim und 
seiner América Móvil führt, holt 
sich die teilstaatliche Telekom 
Austria den Mexikaner willig ins 
Boot. Er hält schon 9,9 Prozent 
und will auf 26 kommen. Ab 25 
Prozent wäre freilich wegen des 
neuen Außenwirtschaftsgesetzes 
die Zustimmung des Wirtschafts-
ministeriums nötig. Die Kapital-
kraft des weltreichsten Mannes 
könnte den brustschwachen Ös-
terreichern noch von Nutzen sein. 
Zudem war der Anteilsverkäufer 
Ronny Pecik der Staatsholding 
ÖIAG und der Telekom ohnehin 
nicht geheuer.  

América Móvil mit 300 Millio-
nen Kunden vornehmlich in La-
teinamerika, deren Kern die bei 
einer Privatisierung in Mexiko 
übernommene Telemex ist, drängt 
vehement nach Europa. Bei KPN 
hat Slim ein Offert für 27 Prozent 
gelegt. Das Management versucht 
den Angriff mit einer Fusion in 
Deutschland abzuwehren. Dort 
zählt E-Plus zur KPN, und diese 
Beteiligung könnte mit der Toch-
ter der schuldengeplagten spani-
schen Telefónica, O2, fusioniert 
werden. Wenngleich kartellrecht-
liche Bedenken die Pläne zu Fall 
bringen könnten – im deutschen 
Mobilfunkgeschäft entstünde eine 
neue Nummer eins –, ist die Kon-
zentration unübersehbar.  

Die schwierige Konjunkturlage 
in Europa, gepaart mit intensivem 
Wettbewerb und wachsender Re-
gulierung, drückt auf die Ertrags-
lage und die Aktienkurse der 

Branchenwerte. Das beflügelt die 
Ambitionen von América Móvil, 
in Europa Fuß zu fassen.  

Auch um Deutsche Telekom 
und France Télécom, die bereits 
im Einkauf kooperieren, ranken 
sich immer wieder Gerüchte. Vor 
allem der neuen französischen Re-
gierung schwebt eine grenzüber-
schreitende Allianz vor.  

Netter Gewinn 
Für Slim ist das Engagement in 

Österreich und das Vorhaben in 
den Niederlanden nicht der erste 
Anlauf in Europa. Zuvor hatte er 
schon die Telecom Italia durch-
leuchtet und Beteiligungen in 
Spanien, Serbien und Polen ge-
prüft. Das nötige Kleingeld für Ak-
quisitionen dürfte der von Forbes 
auf 53 Milliarden Dollar geschätz-
te Sohn libanesischer Einwande-
rer locker aufbringen. Bei der Te-
lekom zahlt er mit kolportierten 
9,50 Euro je Aktie über Börsen-
kurs, in Summe mehr als 900 Mil-

lionen Euro, und verhilft Pecik 
und dessen Partner Naguib Sawi-
ris zu einem „netten“ Gewinn, wie 
der Ägypter meinte. Auch der 
scheidende ÖIAG-Chef Markus 
Beyrer freute sich über die neue 
strategische Partnerschaft.  

Pecik bleibt der Telekom auch 
in Zukunft erhalten, und zwar als 
Vertreter von América Móvil im 
TA-Aufsichtsrat. Zudem dürfte 
ein zweites Mandat den Mexika-
nern zugesprochen werden. Wie 
die Kooperation mit der Staatshol-
ding aussehen soll, behielten die 
beiden Großaktionäre am Freitag 
für sich. Pecik rechnet mit einer 
baldigen Kapitalerhöhung des 
durch Akquisitionen und Ab-
schreibungen auf selbige ausge-
bluteten Konzerns. Zudem stehen 
teure Frequenzversteigerungen 
an. Eine Variante, die unkommen-
tiert blieb: América Móvil und 
ÖIAG bilden nach OMV-Vorbild 
ein Syndikat. Dann könnte Slim 
seinen Anteil im Zuge von Kapi-

talerhöhungen ausbauen, die 
Staatsholding unter die Sperrmi-
norität von 25,1 Prozent zurück-
fallen, ohne dass ein Privatisie-
rungsauftrag erforderlich wäre.  

Derartige Entscheidungen dürf-
ten freilich erst vom neuen ÖIAG-
Chef getroffen werden – Markus 
Beyrer wechselt wie berichtet zum 
europäischen Industrieverband 
Businesseurope und scheidet als 
TA-Präsident aus. Als potenzielle 
Nachfolger werden Ex-VP-Staats-
sekretär Reinhold Lopatka und Ex-
Bawag-Vorstand Stefan Koren kol-
portiert. Letzterer wird auch mit 
der ÖVAG und der Notenbank in 
Verbindung gebracht. Wolfgang 
Ruttenstorfer, der im Vorjahr 
gegen Beyrer den Kürzeren gezo-
gen hatte, könnte für die SPÖ ins 
Rennen gehen. Wirtschaftsminis-
ter Reinhold Mitterlehner denkt 
aber auch über ein Ende der ÖIAG 
nach, wie er in den Oberösterrei-
chischen Nachrichten sagte.   

 Kommentar Seite 48

Mit der mexikanischen Telmex baute Carlos Slim das Fundament der América Móvil.  Foto: AP

*
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Stephen M.  
Gardiner:  
„A Perfect Mo-
ral Storm“, Ox-
ford University 
Press. 512 S., 
2011

Die Infrarot-Satellitenbilder 
zeigen die Abholzung des 
Regenwaldes in Bolivien. 

1986 (li.) kann man kleine Sied-
lungen im (dünkleren) Wald er-
kennen, 2001 haben sich diese 
so weit ausgedehnt, dass nur 
noch wenig davon übrig geblie-
ben ist. Um jede Ansiedlung 
breiten sich radial Felder aus, 
auf denen vor allem Sojabohnen 
für den Export angebaut werden. 
Wie die Landnutzung das Klima, 
vor allem den CO2-Haushalt, be-
einflusst, haben Göttinger For-
scher untersucht und ihre Ergeb-
nisse 2011 veröffentlicht: Zwar 
werde der größte Teil des Klima-
gases CO2 weltweit durch die 
Verbrennung von fossilen Brenn-
stoffen freigesetzt, aber rund 15 
Prozent der CO2-Emissionen ent-
stünden durch eine veränderte 
Nutzung tropischer Böden. Für 
präzise Voraussagen, wie viel 
CO2 bei veränderter Landnutzung 
freigesetzt wird, fehlten jedoch 
genauere Untersuchungen vor al-
lem in den trockeneren Regionen 
der Tropen. (max)  Fotos: picturedesk

1986–2001

Stephen Gardiner ist einer der weltweit führenden 
Klimaethiker. In seinem neuen Buch und im Gespräch  
erklärt der Philosoph, warum der Klimawandel eine so  

schwierige moralische Herausforderung ist.

hatte 1991 das Pech, in einen „per-
fekten Sturm“ zu geraten: Reste 
eines tropischen Wirbelsturms 
und eines Hurrikans trafen auf 
einen aus Nordosten kommenden 
Sturm polaren Ursprungs – und 
brachten das Boot zum Sinken. 

Gardiner verwendet diese Ge-
schichte als doppelte Metapher: 
Zum einen sitzt auch die Mensch-
heit, der die größte umweltbeding-
te Herausforderung in ihrer Ge-
schichte droht, in einem Boot. 
Zum anderen seien es drei sich 
verstärkende Herausforderungen 
(oder Stürme), die es so schwer 
machen, etwas gegen den vom 
Menschen verursachten Klima-
wandel zu tun. 

Der erste Sturm ist für Gardiner 
die globale Dimension des Pro -
blems. Egal, wo die Treibhausga-
se emittiert werden – die Folgen 
sind weltweit spürbar. Dazu 
kommt noch eine besondere „Un-
gerechtigkeit“: Die reicheren Staa-
ten produzieren mehr CO2, sind 
aber zugleich weniger betroffen 
und weniger verwundbar, weil sie 
sich entsprechend vorbereiten 
können. Bei den Verhandlungen 
seit Rio vor 20 Jahren vertreten die 
Staaten aber eher vor allem ihre 
eigenen Bürger. „Und das wie -
derum führte dazu, dass wir in 
den reichen Ländern zwar Ver-
sprechungen abgeben, aber im 
Grunde so weitermachen konnten 
wie zuvor.“ 

Die größte ethische Herausfor-
derung des Klimawandels ist für 
den aus England stammenden 
Philosophen aber die der „inter-
generationellen Verantwortung“. 
Denn wenn es uns tatsächlich ge-

Unsere moralische Klimawandelkorruption

Klaus Taschwer 

Graz/Wien – Irgendwie wissen wir 
es ja alle, dass unser westlicher Le-
bensstil für den  Planeten Erde 
langfristig unerträglich ist. Aber 
es fällt halt furchtbar schwer, da-
ran etwas zu ändern: Das Auto ist 
schwer wegzudenken aus dem 
täglichen Leben. Fleisch 
schmeckt einfach zu gut, und 
auch Flugreisen scheinen ziem-
lich unverzichtbar.  

Außerdem: Warum 
sollten ausgerechnet 
wir einfache Bürger 
weniger zum Ausstoß 
von CO2 und anderen 
Treibhausgasen bei-
tragen? Die Politiker 
bringen in Sachen 
Klimawandelstopp ja 
auch kaum etwas wei-
ter, von der Industrie einmal ganz 
zu schweigen. Warum auf etwas 
verzichten, da wir hier in Öster-
reich und in der ersten Hälfte des 
21. Jahrhunderts von den Folgen 
des Klimawandels ohnehin nur 
wenig betroffen sein werden? 

Nein, man muss es gar nicht mit 
Marquise de Pompadour und ihrer 
Maxime „Nach uns die Sintflut!“ 
halten. Auch jene, die sich Gedan-
ken darüber machen, dass in spä-
testens drei, vier Generationen der 
gestiegene Meeresspiegel für Mil-
lionen Menschen eine existenziel-

le Katastrophe darstellen wird, 
tun sich doch schwer, ihr Leben 
hier und jetzt zu ändern. Stephen 
Gardiner, einer der weltweit füh-
renden Klimaethiker, hat für die-
se Haltung und diese ständigen 
Ausreden – egal ob von uns Bür-
gern oder der Politik – einen har-
ten Ausdruck: „moralische Kor-
ruption“.  

Auf Einladung des Instituts für 
Philosophie Uni Graz referierte 

der Philosophiepro-
fessor von der Uni-
versity of Washing-
ton in Seattle kürz-
lich in der steirischen 
Hauptstadt über ge-
nau dieses Thema. 
Und in seinem neuen 
Buch A Perfect Moral 
Storm, einem der bes-
ten und hellsichtigs-

ten Bücher zur „ethischen Tragö-
die des Klimawandels“ (so der 
Untertitel), ist unserer morali-
schen Prokrastination – also unse-
rem Aufschieben und Verdrängen 
– ebenfalls breiter Raum gewid-
met.  

Der eigentliche Titel des Werks 
ist eine Anspielung auf das Sach-
buch The Perfect Storm von Sebas-
tian Junger, das auch verfilmt 
wurde. Darin wird die wahre Ge-
schichte vom Verschwinden des 
Fischerboots „Andrea Gail“ ge-
schildert: Die Besatzung des Boots 

lingen sollte, den Ausstoß von 
Treibhausgasen zu reduzieren, 
dann wird sich das erst in 30 bis 
50 Jahren positiv auswirken, um 
nur ein Beispiel zu geben. Aber et-
liche von uns werden im Jahr 2052 
nicht mehr auf diesem Planeten 
leben.  

Gardiner bringt diese Problema-
tik so auf den Punkt: „Jene, die von 
unserem Handeln oder besser 
Nicht-Handeln in Sachen Klima-
wandel besonders betroffen sind, 
können sich schlecht oder gar 
nicht wehren: die Bewohner der 
ärmsten Länder, die nicht-
menschliche Natur und vor allem 
die künftigen Generationen.“ 

Der dritte Sturm ist für den Phi-
losophen theoretischer Natur: Es 
würden uns einfach die Denk-
werkzeuge fehlen, um mit dem 
Klimawandel adäquat umzuge-
hen: Die üblichen Kosten-Nutzen-
Rechnungen der Ökonomen hel-
fen ebenso wenig weiter wie die 
Theorie von der „Tragödie des All-
gemeinguts“, gemäß der die Nut-
zer durch Übernutzung bedroht 

sind. „Das wird zwar gern zur 
Analyse der Klimawandelproble-
matik herangezogen, ist aber nur 
begrenzt brauchbar“, so Gardiner. 

Für den Klimaethiker ist klar, 
dass eine Lösung des Problems 
nur in einer Änderung unseres Le-
bensstils liegen kann. Grüne 
Technologien, die uns in Zukunft 
bei Wahrung des Lebensstandards 
„ökologischer“ leben lassen, fin-
det der Philosoph zwar auf der 
einen Seite sehr unterstützens-
wert. Zugleich sind sie aber auch 
ein gefährlicher Vorwand für wei-
tere Prokrastination  – und morali-
sche Korruption.

Stephen  
Gardiner  
seziert unsere 
Ausreden, wa-
rum wir nicht 
mehr gegen 
den Klima-
wandel tun. 
Foto: Harry Schiffer
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Im Jahr 1809 war der Bear Glacier in Alaska 26 Kilometer lang und 
endete rund 300 Meter vor der Küste der Resurrection Bay. Seit da-
mals schmolz die Gletscherzunge, Eisberge lösten sich: In einem 

Zeitraum von 140 Jahren zog sich der Gletscher um 400 Meter zurück. Dieser Prozess be-
schleunigte sich. In nur 45 Jahren (von 1950 bis Mitte der 1990er) schrumpfte die Glet-
scherzunge um weitere 1,5 Kilometer; 2010 (re.), 15 Jahre später, um weitere drei Kilo-

meter – eine Folge des Klimawandels, auf den Gletscher sehr empfind-
lich reagieren. Die Bilder stammen aus 1989 und 2010. Alaska besteht 
zudem zu 80 Prozent aus Permafrostböden. Deren Auftauen wird Me-

than, ein weit wirkungsvolleres Treibhausgas als CO2, freisetzen. „Allerdings könnte die 
auftauende Tundra mit ihrer dichteren Pflanzendecke einen Teil davon absorbieren“, 
deutet Reinhard Böhm die Komplexität der Materie an.  Fotos: USGS Landsat Missions Gallery

1989–2010

Der Wald stirbt! In keinem anderen Land Europas  
wurde der Zustand der Bäume in den Achtzigerjahren  

derart pessimistisch gesehen wie in Deutschland.  
Doch dann fand das große Waldsterben gar nicht statt.

überhaupt: „Die Warnungen ha-
ben ja etwas bewirkt, die Politik 
dachte um.“ 

Aber wie konnte es überhaupt 
dazu kommen, dass die Sorge um 
das Waldsterben vor allem in 
Deutschland solche Dimensionen 
annahm? Der Forstwissenschafter 
Roland Wagner hat sich in seiner 
Dissertation mit der steilen Kar-
riere des Waldsterbens befasst 
und kommt zum Ergebnis, dass 
das Thema dem Zeitgeist ent-
sprach: „In Deutschland herrsch-
te Ende der Siebzigerjahre eine ge-
wisse Endzeitstimmung. Arbeits-
losigkeit und Ölpreis waren hoch, 
auch der Kalte Krieg dominierte 
die Schlagzeilen.“ 

Da kam der wachsenden Um-
weltbewegung der Zustand der 
Bäume gerade recht – zumal viele 
ja tatsächlich in schlechtem Zu-
stand waren. Nadeln vergilbten, 
Kronen von Laubbäumen lichte-
ten sich. „Seriöse Forscher spra-
chen aber von Waldschäden, 
nicht vom Waldsterben“, erklärt 
der Wiener Waldökologe Gerhard 
Glatzel, der für die Ursachen vor 
allem zwei Faktoren ausmacht: 
Zum einen extreme Luftver-
schmutzung (Schwefeldioxid aus 
Verbrennungsanlagen und Auto-
abgasen, Chlor aus PVC, Ozon, 
Schwefelsäure, Schwermetalle). 

Doch diese Umstände, die den 
berüchtigten „sauren Regen“ be-
günstigten, waren nicht die einzi-
ge Belastung. Glatzel: „Dazu kam 
eine außergewöhnliche Wettersi-
tuation, ein Wechsel von extre-

Und ewig rauschen die totgesagten Wälder

Birgit Baumann aus Berlin 

Schön war der Anblick nicht, we-
der in natura noch auf den unzäh-
ligen mahnenden Fotos in den Me-
dien. Krüppelige Fichten streck-
ten ihre letzten kahlen Äste gen 
Himmel, graubraunes Gehölz 
kündigte die Apokalypse an. 

„Der Wald stirbt“, befand das 
Hamburger Leitmedium Der Spie-
gel im November 1981. Von 
„Siechtum“ war die Rede, vom 
Waldsterben als einem Vorboten 
„einer globalen Umweltkatastro-
phe von unvorstellbarem Aus-
maß“. Andere Medien zogen nach, 

viele beriefen sich auf den Göttin-
ger Forstwissenschafter und Bo-
denforscher Bernhard Ulrich, der 
1981 erklärte: „Die ersten großen 
Wälder werden schon in den 
nächsten fünf Jahren sterben. Sie 
sind nicht mehr zu retten.“ 

Waldexperte Ulrich, Jahrgang 
1926, lebt immer noch in der Nähe 
von Göttingen. Seine Einschät-
zung zum Zustand des Waldes 
heute: „Dem geht es recht ordent-
lich.“ Für seine Aussagen damals 
hat er viel Kritik einstecken müs-
sen. „Meine Einschätzung war 
drastisch, aber richtig“, sagt er 31 
Jahre später zum Standard. Und 

mer Kälte und Tauwetter.“ Bis 
man Waldschäden auch auf die 
Witterung zurückführte, dauerte 
es jedoch ein wenig, viele hatten 
sich einseitig auf den „sauren Re-
gen“ eingeschossen.  

Immer dramatischer wurden 
die Zustandsbeschreibungen. 
„Am Ausmaß des Waldsterbens 
könnte heute nicht einmal der un-
gläubige Thomas zweifeln, allen-
falls ein pathologischer Ignorant“, 
schrieb die Zeit im Jahr 1984. 

Vergleich mit Krieg 
Und erklärte auch: „Im Klar-

text: Die üblichen waldbaulichen 
Rezepte – Düngung, Kalkung, 
Schädlingsbekämp-
fung, strikte Waldhy-
giene, ja selbst die 
Züchtung wider-
standsfähigerer Bäu-
me – können das 
Waldsterben allen-
falls verzögern, nicht 
aber aufhalten.“ 

Hubert Weinzierl, 
damals Chef des Bun-
des für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) war sich 
1987 sicher: „Das Sterben der 
Wälder wird unsere Länder stär-
ker verändern als der Zweite 
Weltkrieg.“  

Der Druck auf die Politik war 
enorm, zumal die junge Grünen-
Partei einen Erfolg nach dem an-
deren feierte und natürlich auch 
auf das Waldsterben setzte. Als 
Helmut Kohl (CDU) 1983 als Bun-
deskanzler vereidigt wurde, über-

reichte ihm die grüne Abgeordne-
te Marie-Luise Beck (Enkeltochter 
eines Försters) statt Blumen einen 
verdorrten Tannenzweig. 

Die Industrie protestierte, doch 
die Maßnahmen der Politik für 
eine bessere Luftqualität ließen 
sich nicht aufhalten. Autos beka-
men Katalysatoren, Benzin wurde 
bleifrei, Kraftwerke und Indus -
trieanlagen bekamen Filter.  

 „Ich kann doch nicht ewig war-
ten, bis der letzte Baum verreckt“, 
rechtfertigte Innenminister Fried-
rich Zimmermann (CSU) vor In-
dustrievertretern die Neuerun-
gen. 

Das Umdenken hat gewirkt, der 
Wald starb nicht 
großflächig. „Heute 
wächst in Mittel -
europa mehr Holz als 
vor dem sogenannten 
Waldsterben“, sagt 
Glatzel. Gänzlich ge-
sund ist der Wald 
aber nicht. In 
Deutschland zeigen 
35 Prozent aller Bäu-

me leichte Schäden an der Baum-
krone. Betroffen sind vor allem 
die Buchen, den Eichen hingegen 
geht es besser. 

Nachlesen kann man das alles 
in einem Bericht des deutschen 
Verbraucherschutzministeriums, 
der jährlich erscheint. Dieser er-
schien, als Folge der Waldster-
ben-Debatte, zum ersten Mal 
1984. Damals hieß er noch „Wald-
schadensbericht“, heute „Wald-
zustandserhebung“.
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LANDLEBEN –
LAND OHNE LEBEN
Einsichten und Aussichten
zum ländlichen Raum

Mittwoch, 20. Juni 2012, 9.00 bis 14.00 Uhr,
Sägewerk Hirschwang, Hirschwang 67,
2651 Reichenau an der Rax, Niederösterreich

Eröffnende Impulsreferate

Univ.-Prof. Dr. Heinz Fassmann,
gf. Direktor des Instituts für Stadt- und
Regionalforschung der Universität Wien

Univ.-Prof. Mag. Dr. habil. Gudrun Biffl,
Dekanin der Fakultät für Wirtschaft und
Globalisierung an der Donau-Universität Krems

Ebenfalls am Podium

Univ.-Prof. Dr. Reinhold Popp,
Wissenschaftlicher Leiter des Zentrums für
Zukunftsstudien an der FH Salzburg

Adelheid Ebner,
Bgm. der Marktgemeinde Gutenbrunn

Moderation:
MMag.a Agnes Streissler, Wirtschaftspolitische
Projektberatung

In den Achtzigerjahren war das Sterben des Schwarzwalds (li.) und der desolate Zustand der Bäume in 
der Hohen Tatra das dominierende Umweltthema.  Fotos: Ullstein/picturedesk, ReutersBe
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Vor 20 Jahren galt der Emissionshandel als bester Weg, 
um Ökologie und Ökonomie miteinander zu versöhnen. 

Aber im Kampf gegen Treibhausgase hat das komplizierte 
Instrument die meisten Erwartungen enttäuscht. 

nächst den nationalen Staaten 
überlassen, die aus Wettbewerbs-
gründen viel zu viele Gratiszerti-
fikate verteilten; auch die Lobby-
tätigkeit der Industrie habe dazu 
beigetragen. Dann kam die Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise 2008, 
die den Ausstoß massiv verringer-
te. Schleichers Lektion daraus: 
„Die Menge nur einmal festzule-
gen reicht nicht aus, denn es kann 
immer Überraschungen geben.“ 

Und schließlich hätten die Fi-
nanzmärkte den Handel übernom-
men und die Preise weg von den 
Fundamentaldaten geführt. „Das 
war im Design des ETS nicht vor-
gesehen“, sagt Schleicher. „Der 
Designfehler ist hier ähnlich gra-
vierend wie beim Euro.“ 

„Lieber eine CO2-Steuer“ 
Angesichts der Schwächen ge-

hen Ökonomen auf Distanz zum 
Emissionshandel. „Ich hätte viel 
lieber eine allgemeine CO2-Steuer“, 
sagt Robert W. Hahn, der einst die 
Bush-Regierung beim Clean Air 
Act beriet und heute in George-
town und Oxford lehrt.  

Auch Schleicher glaubt, dass 
eine Steuer auf alle Treibhaus-
emissionen einfacher und effekti-
ver wäre als der Emissionshandel 
mit all seinen Löchern und Ausnah-
men. Dieses sei doch nicht „das 
Schweizer Messer der Energie- 
und Umweltpolitik, das alle Pro -
bleme lösen kann.“ Die Hürden für 
CO2-Steuern sieht er in der Politik: 
„Wir wissen selbst, wie schwer es 
politisch ist, eine gesamteuropäi-
sche Steuer einzuführen.“  

Schleicher sieht die Zukunft 
dennoch im Emissionshandel. 
Man müsse die Zuteilungen redu-
zieren und neue Instrumente ent-
wickeln, um auch Energiesparen 
im Verkehr und bei Gebäuden 
handelsfähig zu machen. Solche 
„domestic offset projects“ seien 
bereits im neuen österreichischen 
Energieeffizienzgesetz angedacht. 

Das „Schweizer Messer der 
Umweltpolitik“ ist stumpf

Eric Frey 

Wien – Es gab eine Zeit, da waren 
konservative Amerikaner noch am 
Umweltschutz interessiert. Und 
weil sie gleichzeitig an die Kräfte 
des freien Marktes glaubten, grü-
belten sie über Wege, wie man mit 
ökonomischen Instrumenten die 
Welt grüner machen kann. 

Heraus kam der Emissionshan-
del, der unter dem republikani-
schen Präsidenten George Bush 
senior im „Clean Air Act“ 1990 
erstmals eingeführt wurde, um 
den Schwefeldioxidausstoß zu 
verringern. Das Ergebnis war sen-
sationell: Innerhalb 
weniger Jahre sank 
die Belastung durch 
sauren Regen um die 
Hälfte, und das zu 
weitaus niedrigeren 
Kosten als erwartet.  

Daher gab es schon 
bei der Rio-Konferenz 
1992 Überlegungen, 
ob sich dieses neue 
Instrument, oft „cap and trade“ 
(Deckeln und Handeln) genannt – 
auch für die Reduktion von Treib-
hausgasen einsetzen lässt. Und 
bei der Einigung auf das Kioto-
Protokoll 1997 entschied sich die 
EU trotz scharfer Kritik von Um-
weltschützern, die im Emissions-
handel eine Art von Ablasshandel 
für Umweltsünder sehen, für den 
Emissionshandel. Die Industrie, 
die sich sowohl gegen eine ver-
pflichtende Beschränkung des 
CO2-Ausstoßes und eine CO2-
Steuer wehrte, war zu diesem Weg 
bereit. Und auch die USA wollten 
ein Marktinstrument, das nicht 
Steuer hieß.  

Fünfzehn Jahre später ist die Er-
nüchterung groß. Weder die USA 
noch andere außereuropäische 
 Industrie- oder Schwellenländer 
sind noch beim Kioto-Prozess da-
bei. US-Präsident Barack Obama 
hat seine Pläne für einen nationa-
len Emissionshandel rasch wieder 
aufgegeben. Für die heutigen Re-
publikaner ist „cap and trade“ ein 
rotes Tuch, Initiativen in einzel-
nen Bundesstaaten erweisen sich 
als wenig nützlich. 

In der EU wurde hingegen mit 
viel Aufwand ein Handelssystem 
für Emissionszertifikate für die In-
dustrie aufgebaut, doch das ETS 

hat sich bisher als 
wirkungslos erwie-
sen. Bei einem Preis 
von sechs Euro pro 
Tonne CO2 gibt es für 
Unternehmen kaum 
Anreiz, den Ausstoß 
zu verringern. 

Der Umweltöko-
nom Stefan Schlei-
cher von Uni Graz 

und Wifo sieht vier Gründe für das 
Platzen der Emissionshandels-
träume. Erstens habe sich gezeigt, 
dass die Vermeidung von CO2 viel 
aufwändiger sei als jene von SO2, 
das durch Zusatzeinrichtungen 
bei Kohlekraftwerken leicht auf-
gefangen werden kann.  

Zweitens seien die Vermei-
dungskosten bei CO2 oft nicht ge-
nau festzustellen, weil viele Inves-
titionen, wie etwa jene in die ther-
mische Sanierung, auch andere 
Zwecke hätten und daher schwer 
zuzuordnen seien. 

Drittens habe es bei der Festle-
gung der Zertifikatmengen Fehler 
gegeben: Die EU habe dies zu-

Gerhard Dilger aus Rio de Janeiro 

Gastgeber Brasilien präsentiert 
sich vor dem Rio+20-Gipfel selbst-
bewusst. „Wir wollen allen Besu-
chern unsere Erfolge zeigen“, sag-
te Präsidentin Dilma Rousseff am 
Mittwoch bei der Eröffnung des 
Brasilien-Pavillons, der einen 
Steinwurf vom Tagungszentrum 
im Südwesten Rios liegt. Während 
in Industrieländern soziale Errun-
genschaften abgebaut würden, sei 
ihre Regierung der Gerechtigkeit 
und der Armutsbekämpfung ver-
pflichtet. 

In der Tat sind manche Zahlen 
aus der sozialdemokratischen Ära 
unter Rousseff und ihrem Vorgän-
ger Lula da Silva imposant: Inner-
halb von zehn Jahren stieg das 
Bruttoinlandsprodukt um 40 Pro-
zent, 28 Millionen neue Arbeits-
plätze entstanden, 40 Millionen 
Brasilianer stiegen aus der Armut 
in die Mittelschicht auf. Brasilien 
steht damit für manches boomen-
de Schwellenland. 

Dass dabei die Umwelt unter die 
Räder kommt, wie die absehbare 
Aufweichung des Waldgesetzes 
unter dem Druck der Agrarlobby 
zeigt, bestreitet die linke Staats-
chefin vehement: Seit 20 Jahren 
verfolge Brasilien eine freiwillige 
Politik der Emissionsbegrenzung, 
sagte sie: „Seit 2004 ist die Wald-
zerstörung um 77 Prozent zurück-
gegangen. Drei Viertel aller seit 
2003 geschaffenen Naturschutz-

gebiete liegen in Brasilien. 45 Pro-
zent unserer Energie stammen aus 
erneuerbaren Quellen“. Damit 
spielt sie vor allem auf Brasiliens 
Wasserkraftwerke an, die von 
Ökologen heftig kritisiert werden. 
Das Megaprojekt Belo Monte am 
Amazonas-Nebenfluss Xingu ist 
das sinnfälligste Symbol für Brasi -
liens Wachstumsdrang und Ener-
giehunger: 8000 Arbeiter bauen 
bereits 17 Stunden am Tag am 
drittgrößten Staudamm der Welt.  

2015 soll die erste Turbine in 
Betrieb gehen, die hochsubventio-
nierte Wasserkraft ist größtenteils 
für Stahl- und Aluminiumwerke 
bestimmt. Europäische Firmen 
wie Andritz, Siemens oder Daim-
ler-Benz verdienen kräftig mit. 
Für Zehntausende bedeutet das 
Kraftwerk Zwangsumsiedlung 
und Umweltzerstörung, für weite-
re Staudämme in Amazonien hat 
die Regierung Naturschutzgebiete 
verkleinert.  

Sojafront bedroht Regenwald  
Das größte Tropenwaldgebiet der 

Erde wird aber auch durch Soja-
monokulturen oder Rinderzucht 
bedroht – weil weiter südlich rie-
sige Flächen mit Zuckerrohr für 
die Produktion von Agrosprit be-
pflanzt werden, rückt die Soja-
front noch schneller auf den Re-
genwald vor. Eisenhütten und 
Stahlwerke werden mit Holzkoh-
le aus Urwaldreisern oder wasser-
fressenden Eukalyptusplantagen 

befeuert, sklavenähnliche Arbeits-
verhältnisse sind dabei keine Sel-
tenheit. Der Lebensraum vieler in-
digener Völker wird durch den 
Agroboom immer weiter beschnit-
ten. 

Billiger soll der Export agrari-
scher und mineralischer Rohstof-
fe durch den Bau von Land- und 
Wasserstraßen werden. 2011 
machten Eisenerz, Rohöl, Soja, 
Fleisch, Zucker und Kaffee  
47,1 Prozent der Exporte aus – 
2006 waren es 28,4 Prozent.  

Von der Förderung riesiger Erd-
ölvorkommen in der atlantischen 
Tiefsee verspricht sich die Regie-

  
 

 

    
 

  
   

 
   

 
    

   
  

   

Schnell, groß, billig statt langfrist    
 

In den vergangenen 20 Jahren hat Brasilien einen Wachstumsschub erlebt, der auch auf den Agro            

Betrug mit CO2-Zertifikaten 
 

Angeblich 46 Millionen Euro vom Fiskus ergaunert
Mannheim/Karlsruhe/Stuttgart – We -
gen des Verdachts der Steuerhin-
terziehung mit CO2-Zertifikaten ha -
ben Ermittler die Zentrale des deut-
schen Energieversorgers EnBW 
durchsucht. „Wir führen ein Er-
mittlungsverfahren gegen drei 
Mitarbeiter einer Tochtergesell-
schaft der EnBW wegen des Ver-
dachts der Steuerhinterziehung 
beim Handel mit Emissionszerti -
fikaten“, sagte ein Sprecher der 
auf Wirtschaftsdelikte speziali-
sierten Staatsanwaltschaft in 
Mannheim und bestätigte damit 
einen Bericht des Handelsblatts. 
Die Razzia fand bereits am Diens-
tag statt. 

Die drei Verdächtigen sollen  
46 Millionen Euro vom Fiskus er-
gaunert haben, wie der Sprecher 
sagte. Bereits seit Jänner laufen 
demnach die Ermittlungen gegen 
EnBW-Beschäftigte, zunächst ge -
gen zwei, mittlerweile gegen drei 
Mitarbeiter des Karlsruher Ener-
gieversorgers.  

Bereits am 31. Jänner habe es 
daher eine erste Razzia gegeben. 
Am Dienstag durchsuchten die 
Steuerfahnder zusätzlich zu den 
Geschäftsräumen auch die Woh-
nung eines des drei Beschuldig-
ten. Was das Motiv der Beschul-
digten war, ist noch nicht klar“, 
sagte der Behördensprecher wei-
ter. Ob sie die Steuern eigennüt-
zig oder für die Firma hinterzogen 
hätten, müsse im Laufe der Ermitt-
lungen noch geklärt werden. 

EnBW – in Österreich mit knapp 
einem Drittel an der niederöster-
reichischen EVN beteiligt – erklär-
te, das Unternehmen kooperiere 
in vollem Umfang mit den Be -
hörden. 

Der EnBW-Fall ist verknüpft mit 
den Ermittlungen zum Handel mit 
Emissionszertifikaten in Frank-
furt am Main. Dabei wird gegen 
rund 150 Verdächtige vorgegan-
gen. Im Dezember hatte das dorti-
ge Landgericht bereits sechs An-
geklagte zu Haftstrafen zwischen 
drei Jahren und sieben Jahren und 
zehn Monaten verurteilt, weil sie 
bei derartigen Geschäften 300 
Mio. Euro erschlichen hatten. 

Umsatzsteuer 
Mit einem Trick wurde bei den 

europaweit ge- und verkauften 
Kohlendioxidzertifikaten die in 
Deutschland fällige Umsatzsteuer 
erst umgangen und dann trotzdem 
beim Finanzamt zur Rückerstat-
tung vorgelegt. Bei den europa-
weiten Ermittlungen wurden im 
Frühjahr 2010 zahlreiche Firmen 
durchsucht, unter anderem die 
Zentrale der Deutschen Bank. 

Nicht zuletzt wegen dieser Er-
mittlungen hätten die Verdächti-
gen wissen müssen, dass sie an 
einem illegalen Geschäft beteiligt 
sind, sagte Peter Lintz, Sprecher 
der Staatsanwaltschaft Mann-
heim. Trotzdem hätten sie die 
Rechnungen eingereicht. (dpa, 
Reuters, AFP)
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Eine der am schnellsten 
wachsenden Städte in Me -
xiko ist Aguascalientes. Die 

Aufnahmen des Landsat-Satelli-
ten der Nasa zeigen die Flächen-
zunahme der Stadt von 1993 bis 
2011. Seit dem Jahr 2007 wohnt
mehr als die Hälfte der Weltbe-
völkerung in Städten, während 
1950 noch 70 Prozent auf dem
Land lebten. Nach Prognosen der 
UNO wird der weltweite Anteil 
der städtischen Bevölkerung bis 
2030 auf mehr als 60 Prozent
steigen und im Jahr 2050 rund
70 Prozent erreichen. Weltweit
gibt es über 63 Städte mit mehr 
als drei Millionen Einwohnern.
Die Folgen der Verstädterung in 
Entwicklungsländern, verbunden 
mit einem weiterhin anhalten-
den starken Bevölkerungswachs-
tum, sind in ihren ökologischen,
ökonomischen und sozialen 
Tragweiten noch nicht vollstän-
dig absehbar. Neben den offen-
sichtlichen Problemen bei der 
Entstehung von Megastädten 
richtet sich der Blick in den letz-
ten Jahren verstärkt auch auf die 
Chancen dieser Entwicklung.
Fotos: U.S. Geological Survey (USGS),
Landsat Missions Gallery

1993–2011

rung den nächsten Wachstums-
schub. Umweltpolitisch geht es
hingegen bergab. Als Präsident-
schaftskandidatin kam Lulas erste
Umweltministerin Marina Silva
2010 auf 20 Prozent, doch in den
Medien fristen „harte“ Umwelt-
themen immer noch ein Schatten-
dasein.

„Der größte Fortschritt seit 1992
ist das gestiegene Umweltbe-
wusstsein“, findet Silva, „das war
die Basis für mehrere wichtige
Gesetze, die in Brasilien seither
verabschiedet wurden“. Doch seit
Rousseffs Amtsantritt 2011 gebe
es klare Rückschritte, meint Silva,

tig und nachhaltig
oboom zurückzuführen ist – mit Auswirkungen auf den Regenwald

Umweltlehrstunde für Mexiko-Stadt
Die Politik musste wegen der Verschmutzung des früheren Luftkurorts umschwenken
Sandra Weiss aus Mexiko-Stadt

Fast geräuschlos bahnt sich die
„trajinera“, der buntbemalte Sto-
cherkahn, seinen Weg durch die
Kanäle von Xochimilco. Vögel
zwitschern,Bauernerntenaufden
schwimmenden Inseln im Süden
von Mexiko-Stadt Blumenkohl-
köpfe in Fußballgröße. Hier mutet
Mexiko-Stadt noch an wie das
ökologische Paradies, bei dessen
Anblick der spanische Eroberer
Hernán Cortés verzaubert inne-
hielt.

Wie das Venedig Amerikas
wirktedie Lagunenstadt, deren az-
tekische Tempel in der glasklaren
Bergluft schon von weitem zu er-
kennen waren. Doch das ist 500
Jahre her. Der Niedergang nahm
unter den Spaniern seinen An-
fang, die dieKanäle trockenlegten,
weil diese alsMoskito- undKrank-
heitsherde galten. So änderte sich
das Klima im Tal von Mexiko.

Trotzdem blieb Mexiko-Stadt
noch über Jahrhunderte hinweg
ein Luftkurort. Ab den 60er-Jahren
ging es dann rapide bergab: infol-
ge einer massiven Zuwanderung,
die die Zahl der Bewohner auf
20 Millionen anschwellen ließ und
jene der Autos auf 4,8 Millionen.

Keine 20 Jahre später war die
mexikanische Hauptstadt Sinn-
bild für urbane Apokalypse. Fuß-
gänger schlängelten sich mit
Atemschutzmasken durch den
Höllenverkehr; auf den achtspuri-

gen Boulevards herrschte Dauer-
stau; über das städtische Chaos
aus Stromkabeln, halbverputzten
Häusern und bunten Werbewän-
den legte sich eine Glocke aus
Dunst, Staub und Smog.

Um vier Grad ist die Tempera-
tur im Valle de Mexico in den ver-
gangenen 100 Jahren gestiegen,
wie Wissenschafter ermittelten –
weltweit sind es 0,6 Grad. Auf der
auf 2200Meter liegenden, vonBer-
gen umgebenen Hochebene herr-
schen nahezu Laborbedingungen
zur Demonstration des Treibhaus-
effekts. Und das ist beileibe nicht
das einzige Umweltproblem.

Wasser wird knapp
Der Baugrund auf der trocken-

gelegten Lagune ist instabil, bis zu
acht Meter hat sich die Erde an
manchen Stellen abgesenkt. Das
Wasser, das aus entfernt liegen-
den Stauseen stammt, wird immer
knapper. Die Hälfte versickert
unterwegs aufgrund brüchiger
Rohre. InderTrockenzeitwirddas
ohnehin nicht trinkbare Leitungs-
wasser vondenStadtwerken ratio-
niert, in der Regenzeit stehen die
Straßen unter Wasser, weil das
Kanalsystem von den Wassermas-
sen überfordert ist.

Derart dramatisch war die Si-
tuation, dass selbst die Politiker
nicht mehr wegschauen konnten.
In den vergangenen zehn Jahren
gab es Fortschritte: dank der Ein-
führung von Filtern für Fabrik-

schlote, dank des bleifreien Ben-
zins, dank einer mexikanischen
Abgassonderuntersuchung und
eines Fahrverbots an einem Tag
der Woche konnte die Abgasbelas-
tung deutlich gesenkt werden.

Heute gibt es in der Innenstadt
Fahrradwege und öffentliche Rad-
stationen.DasU-undS-Bahn-Netz
wurde ausgebaut, ein Schnellbus-
system eingeführt, die stinkenden
Kleinbusse wurden durch umwelt-
freundlichere moderne Busse er-
setzt. Aus den Supermärkten wur-
den die Plastiktüten verbannt, und
die Kanalisation wurde ausgebaut.
Mit Werbekampagnen versuchen
die Behörden Umweltbewusst-
sein und den schonenden Um-
gang mit Ressourcen zu fördern.

Heute kann man an manchen
Tagen sogar wieder die 60 Kilome-
ter entfernten Gipfel der Vulkane
Popocatépetl und Ixtaccíhuatl se-
hen – ein Ding der Unmöglichkeit
vor zehn Jahren. Doch nicht alles
ist umweltpolitisch durchdacht.
So kam beispielsweise der linke
Exbürgermeister und aktuelle
Präsidentschaftskandidat Andrés
Manuel López Obrador vor acht
Jahren auf die Idee, einen zweiten
Stock auf die Autobahn zu bauen,
damit der Verkehr besser fließt.
Doch jener geriet bald an seine
Grenze, denn die Mittelschicht
wächst – desgleichen die Zahl der
Autos. Darum ist die Hauptstadt
derzeitwieder eineBaustelle:Man
bastelt an einem dritten Stock.

deren Nachfolgerin Izabella Tei-
xeira einseitig die Wachstums-
agenda stärke. So wies die Minis-
terin Kritik an einer Steuersen-
kung zurück, mit der die Regie-
rung den Autoverkauf ankurbeln
will. Umweltschützer attackierte
Teixeira als unqualifiziert. Dabei
kollabieren Brasiliens Innenstädte
schon jetzt. „Die Regierung hängt
einem kurzsichtigen Entwick-
lungsdenken an“, gab Silvas Mit-
streiter João Paulo Capobianco zu-
rück. „Auf dem Rio+20-Gipfel ist
Brasilien gut vertreten – aber eher
durch die Gesellschaft, Wissen-
schafter und einige Unternehmer“.

Zucker gehört
zu den
brasiliani-
schen Export-
schlagern. Die
Plantage in
Campos,
300 Kilometer
außerhalb von
Rio de Janeiro,
liefert
Zuckerrohr für
die Ethanol-
produktion.
Foto: EPA
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Frage: Wie entsteht Fieber? 
Antwort: Die Körpertemperatur wird im 
Gehirn reguliert. Wenn Viren oder be-
stimmte Bakterien den Körper befallen, 
teilen sogenannte Botenstoffe das umge-
hend dem Gehirn mit, das dann dafür 
sorgt, dass die Körpertemperatur steigt.  
 
Frage: Warum? 
Antwort: Eine erhöhte Körper-
temperatur hilft dabei, Krank-
heitserreger zu bekämpfen.  

 
Frage: Wie gefährlich ist Fieber? 
Antwort: Eine konstante Kör-
pertemperatur – zwischen 36 

und 37,5 Grad Celsius – ist wichtig für 
die Funktionstüchtigkeit der Organe, 
zum Beispiel des Herzes. Zu hohes Fie-
ber (über 41 Grad Celsius) kann gefähr-
lich werden, weil es sein kann, dass die 
Organe dann nicht ordentlich weiter-
arbeiten.  

 
Frage: Kann erhöhte Körpertemperatur auch 
durch andere Faktoren ausgelöst werden? 
Antwort: Zuallererst sei gesagt: Jeder 
Mensch hat eine individuell verschiede-
ne Normaltemperatur. Zudem passt sich 
diese auch an: Zum Beispiel steigt sie, 
wenn wir Sport machen, beziehungswei-
se auch im Tagesverlauf. Wobei sie in der 
Nacht dann wieder weniger hoch ist als 

während des Tages. 
 
Die nächste Ö1-Kinderuni am 
Sonntag um 17.10 Uhr widmet 
sich dem Thema „Wie gefährlich 
sind Zecken? Der Biss der klei-
nen Tierchen“. Am Samstag im 
Standard. p oe1.orf.at  

www.kinderuni.at 

Zur Abwehr aufgeheizt

Ö1-KINDERUNI

präsentiert von

Gudrun Springer

Fieber zeigt an, dass der Kampf 
gegen Krankheitserreger im 

Körper auf Hochtouren läuft. 
Leichte Temperaturunterschiede 

können aber täglich auftreten.

Wien – Ameisenmännchen 
buhlen meist friedlich um 
Königinnen. Nicht so bei 
der tropischen Art Cardio-
condyla obscurior: Finden 
die flügellosen Männchen, 
die durch die Kolonien pa-
troullieren, eine Jungköni-
gin, paaren sie sich. Stoßen 
sie auf Rivalen, attackieren 
sie sie. Da ihre Mundwerk-
zeuge nicht zum Kampf tau-
gen, halten sie Gegner nur 
fest und beschmieren sie 
mit einer Substanz.  

Den Rest erledigen Arbei-
terinnen. Sie töten markier-
te Ameisen. Sylvia Cremer 

vom Institute of Science and 
Technology (IST) in Kloster-
neuburg zeigte gemeinsam 
mit Forschern der Uni Re-
gensburg, dass sich frisch 
geschlüpfte Männchen im 
Kampf kaum wehren und al-
ten Männchen hilflos ausge-
liefert sind.  

Überleben sie aber zwei 
Tage, fühlen sich die Jungen 
gleichauf und es kommt zu 
erbitterten, gegenseitigen 
Beschmier-Attacken. Dabei 
können sogar beide Männ-
chen getötet werden. Die in 
BMC Ecology publizierte 
Studie ergab, dass die sonst 

verbreitete Fähigkeit, sich 
per chemischer Tarnung 
Aggressoren zu entziehen, 
den flügellosen Jungmänn-
chen fehlt. Sie signalisieren 
bereits im Puppenstadium 
ihre Identität. Die alten 
Männchen attackieren aber 
erst, wenn die Rivalen ge-
schlüpft sind, weil sie offen-
bar nicht aus Versehen eine 
Jungkönigin töten wollen.  

Die Nutzung der toten 
Ameisen als Larvenfutter 
hält die Kosten für die stän-
dige Verfügbarkeit domi-
nanter Männchen in der Ko-
lonie niedrig. (pum)

Prügelei im Namen der Königin 
 

Bei einer tropischen Ameisenart gewinnen immer die Älteren

Drucklust in Firmen 
ist ungebrochen  

Wien – Standardmäßiger Duplex-
druck – das beidseitige Bedrucken 
von Papier – ist weiterhin ein Min-
derheitenprogramm in Unterneh-
men. Diese Drucksparmaßnahme 
ist in lediglich 29 Prozent der Fir-
men gängig. Dies zeigt die jähr -
liche Printerumfrage des Drucker-
herstellers Brother in deutschen, 
österreichischen und Schweizer 
Unternehmen. Bei einem Drucker 
ist für mehr als 60 Prozent der 
Treibhausgasemissionen das 
Papier verantwortlich. (kat)  

 
Bis zu 100 Euro 

Handypfand gefordert 
Berlin – Mit einem Pfand von bis 
zu 100 Euro auf jedes Handy 
möchte der deutsche Sachverstän-
digenrat für Umweltfragen errei-
chen, dass künftig mehr Telefone 
recycelt werden. Das Pfandsystem 
funktioniere auch bei Getränke -
flaschen und Autobatterien, argu-
mentiert Vorsitzender Martin 
Faulstich, der auch den deutschen 
Umweltminister berät. (dpa) 

 
Musterprozess gegen 

UPC unterbrochen  
Wien – 2011 hatte der österreichi-
sche Anti-Piraterie-Verein VAP 
eine einstweilige Verfügung gegen 
den Internetanbieter UPC erwirkt, 
da dieser Zugang zum mittlerwei-
le geschlossenen illegalen Inter-
netportal Kino.to gewährte. Das 
laufende Musterverfahren wurde 
nun vom Obersten Gerichtshof 
(OGH) unterbrochen. Der EuGH 
soll eine Vorabentscheidung tref-
fen. (red)

TICKERDer Kampf gegen den E-Mount-Everest
Immer mehr Menschen 

nutzen Computer, als  
Folge nimmt der  

E-Schrott weltweit zu.  
Ein nicht zu stoppender 

Kreislauf? Experten 
beruhigen: Die Menge an 

verbrauchtem Rohmaterial 
wird weniger.

Karin Tzschentke 

Wien – 50 Millionen Bisons. Sie  
bringen das gleiche Gewicht auf 
die Waage wie die Menge an E-
Schrott, die weltweit anfällt. 50 
Millionen Tonnen an Computer-
mäusen, Rechnern, Monitoren, 
Handys, Haartrocknern oder 
Waschmaschinen landen auf dem 
Mist. Jährlich.  

Noch immer sind es zum über-
wiegenden Teil die in den Indus -
trieländern lebende Menschen, 
die ihre kaputten, alten oder aus 
der Mode gekommenen Geräte 
wegwerfen. Verpackt in großen 
Containern, landen viele der aus-
gedienten Produkte in Schwellen- 
und Entwicklungsländern.  

Dort werden sie teilweise in 
Hinterhöfen oder auf offener Stra-
ße mit gesundheitsgefährdenden 
Methoden auseinandergenom-
men, um die verwertbaren und 
wertvollen Metalle und Kunststof-
fe darin zu gewinnen. Doch es 
wächst in diesen Ländern auch 
die Menge an ausrangierten Gerä-
ten, die aus lokalen Quellen stam-
men. Steuern wir also auf einen  
E-Mount-Everest zu? 

Jein, meint Klaus Hieronymi, 
seit 1998 Umweltmanager beim 
weltgrößten Computerhersteller 
HP. „Die Anzahl der Geräte an E-
Schrott wird steigen, aber nicht 
die Materialmenge.“ Und zwar aus 
mehreren Gründen: 
Gesetzgebung, wach-
sendes Umweltbe-
wusstsein, Rohstoff-
knappheit, Energie -
effizienz und leichte-
re, besser wiederver-
wertbare Geräte.  

So hat das EU-Par-
lament zum Beispiel 
erst Anfang des Jahres 
eine neue E-Schrott-Richtlinie be-
schlossen. Dieser zufolge müssen 
die Mitgliedstaaten bis 2015 45 
Prozent Elektroschrott einsam-
meln, gemessen an der Menge ver-

kaufter Produkte, die drei Jahre 
vorher im Verkauf standen. Bis 
2019 muss die Rate auf 65 Prozent 
gesteigert werden. 

Musste die Industrie für Roh-
stoffe wie etwa Kupfer im Jahr 

2000 pro Tonne 2500 
bis 3000 Euro bezah-
len, liegt dieser Preis 
heuer bei 7500 bis 
8000 Euro. Knapper 
und teurer werdende 
Rohstoffe erhöhen 
den Recyclingwert 
der Geräte.  

Für eine Waschma-
schine liegen diese in 

Europa bei zwei bis fünf Euro, für 
einen PC bei fünf bis sechs Euro. 
„Das ist für viele Geld genug, hier 
zu sammeln“, sagt Hieronymi. 
Durch steigende Containerkosten 

lohne sich ihm zufolge der Trans-
port gebrauchter oder kaputter Ge-
räte in Entwicklungsländer immer 
weniger.  

Nächster Schritt, um E-Müll in 
Entwicklungsländern zu reduzie-
ren, müsse sein, dort professionel-
le Recyclingcenter aufzubauen, 
wie HP etwa in Kenia. Damit wür-
de auch Arbeit für angelernte 
Kräfte geschaffen. Allein Für Gha-
na und Nigeria weist eine UN-Stu-
die 30.000 neu entstandene Jobs 
in diesem Bereich aus.  

Für große Unternehmen werde 
Umwelt und Stromverbrauch zu 
einem immer wichtigeren Faktor, 
nicht zuletzt aus Kostengründen. 
Sie drängten daher die Hersteller, 
leichter wiederverwertbare und 
stromeffizientere Geräte zu bau-
en. 

 
 
Die Compute-
risierung 
nimmt zu und 
lässt Berge 
wachsen. Hier 
sitzen zwei 
Altwaren-
händler in  
Delhi vor  
angehäuftem 
Elektronik-
schrott. 
Foto: EPA
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Theater an der Wien in der Kammeroper
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Bis 30. Juni sparen Sie bis zu 30% 
auf die neuen Abos des „Theater an 
der Wien in der Kammeroper“.
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Abo-Mail: abonnement@theater-wien.at
Fax: +43/(0)1/588 30-650, www.theater-wien.at
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Die Tasche des guten Zwecks  
 

Die Caritas hilft auch der Kunstkammer des KHM
Wien – Die Kunstkammer des 
Kunsthistorischen Museums, seit 
mehr als einem Jahrzehnt ge-
schlossen, kann doch nicht Ende 
2012 eröffnet werden: Im Vergabe-
verfahren für die Vitrinen klagte 
ein unterlegener Bieter – was vier 
Monate kostete. Die Wiedereröff-
nung findet daher am 28. Februar 
statt. Davor, am 12. Dezember, 
wird man zumindest einen Tag 
lang in den ersten fertigen Saal 
„schnuppern“ können. 

Die baulichen Maßnahmen sind 
praktisch abgeschlossen; die Res-
taurierung der Deckenmalereien 
dauert bis Mitte Juli an, danach 
folgt die Inneneinrichtung. 

Zusammen mit Caritas-Direktor 
Michael Landau und Kulturminis-
terin Claudia Schmied präsentier-
te KHM-Chefin Sabine Haag am 
Freitag ein neues Spendenpro-
dukt: Die goldbedruckte Kunst-

kammertasche wurde in der limi-
tierten Auflage von 1000 Stück im 
Rahmen des Caritas-Projekts hke 
(Handwerk, Kunst, Entwicklung) 
aus gebrauchten KHM-Werbepla-
nen produziert; ein Teil des Erlö-
ses wird zugunsten der Kunst-
kammer verwendet, der andere 
zugunsten des Projekt hke, das 
arbeitslosen jungen Menschen 
eine Chance bietet. (trenk)

Tasche: Michael Landau, Sabine 
Haag und Claudia Schmied.  F.: APA

Die Staatsoper zeigt Verdis 
„Don Carlo“ in der  

italienischen Fassung. 
Regie führt Daniele 

Abbado. Mit ihm sprach  
Daniel Ender über 

Vater-Sohn-Beziehungen 
und die Glaub würdigkeit 

in der Oper.  

Abbado: Die ganze Oper ist unge-
heuer dunkel und voller Trauer. 
Verdi zeigt uns lauter unglückli-
che menschliche Beziehungen. Da 
muss es auch Hoffnung geben. Na-
türlich spielt auch eine politische 
Hoffnung herein, verkörpert von 
der Beziehung zwischen Carlo 
und seinem Freund Posa. Die 
scheitert aber, bleibt vollkommen 
utopisch und romantisch. Es muss 
aber eine Möglichkeit für Freiheit 

geben. Dafür steht Karl 
als Deus ex Machina am 
Ende des Stücks. 

standard: Zeigen Sie 
Karl also als einen sol-
chen Retter aus der Not? 
Abbado: Man könn te na-
türlich einen realen 
Karl zeigen. Ich habe 
mich dagegen entschie-
den. Stattdessen geht es 
um die Ahnung einer 
Möglichkeit, das Un-
glück zu bremsen. Das 
Ende muss offen blei-
ben – auch, wenn Karl 

tatsächlich auf die Bühne käme.  

standard: Wie lesen Sie denn die 
religiösen Aspekte, von denen die 
Oper ja ziemlich voll ist? 
Abbado: Die Oper ist mit all ihren 
schrecklichen Vorgängen am spa-
nischen Hof vor allem voller Reli-
gion im allerschlechtesten Sinn. 
Wir dürfen nicht vergessen, dass 
Verdi ein schlechtes Verhältnis 
zur Kirche hatte und sicher nicht 
katholisch war. Es ist für viele sei-
ner Opern typisch, dass nicht 
wirklich auf Gott und den Himmel 
vertraut wird. Stattdessen geht es 
um die Hoffnung auf andere Zu-
stände auf der Erde, die bei ihm 
immer wieder durchklingt, ob-
wohl er die Menschen im Grunde 
sehr pessimistisch sieht.  

standard: Sie scheinen eine gewis-
se Vorliebe für große, leere Räume 
zu haben. Wie sieht das Bühnen-
bild diesmal aus? 
Abbado: Ich mag die Vorstellung, 
ein Bühnenbild zu haben, über-
haupt nicht. Was man für das 
Theater braucht, ist ein Raum. 
Hier haben wir eine Blackbox, die 
gleichzeitig Gefängnis, spanischer 
Hof und Kirche ist, alles zusam-
men. Alles bewegt sich, die Wän-
de, der Boden, die Perspektiven. 
Das ist sehr abstrakt und steht für 
ein geistiges Labyrinth, für das, 

Eine lange Kette unglücklicher Beziehungen

standard: Die Wiener Staatsoper 
spielt Giuseppe Verdis „Don Car-
los“ seit Jahren in der fünfaktigen 
französischen Urfassung. Sie brin-
gen die Oper nun in einer gängigen 
italienischen Version heraus, die 
um den ganzen ersten Akt kürzer 
ist. Verliert man da nicht zu viel 
von der Geschichte? 
Abbado: Natürlich verliert man in 
der italienischen Fassung etwas, 
vor allem hinsichtlich der Bezie-
hung zwischen Elisabeth und Don 
Carlo. Im ursprünglichen ersten 
Akt verlieben sie sich ineinander, 
bevor Elisabeth Carlos Vater Phi-
lipp II. heiraten muss. Aber man 
bekommt auch etwas sehr Interes-
santes: In der vieraktigen Form er-
hält das Stück nämlich eine kreis-
förmige Struktur. Es beginnt und 
endet mit dem geheimnisvollen 
Gesang der Mönche („Karl V., der 
erhabene Herrscher, ist nur noch 
Asche und Staub“, Anm.) und be-
kommt damit eine seltsame, über-
natürliche Ebene … 

standard: … weil ja Karl V., dessen 
Grabmal in einem Kloster steht, am 
Ende bei Verdi leibhaftig auftritt 
und Don Carlo zu sich nimmt. Wie 
deuten Sie diese überraschende 
Wendung? 
Abbado: Das ist sehr schwierig. 
Don Carlo ist das einzige Werk, an 
dem Verdi so lange gearbeitet hat; 
insgesamt gibt es ja sechs Versio-
nen. Die einzige Erklärung, die ich 
gefunden habe, ist, dass er seine 
eigene Göttliche Komö-
die schreiben wollte. 
Natürlich gibt es eine 
sehr konkrete Bedeu-
tungsebene – die lange 
Kette unglücklicher 
Vater-Sohn-Beziehun-
gen: zwischen Karl und 
Philipp, zwischen Phi-
lipp und Don Carlo, 
aber auch zwischen 
dem Großinquisitor 
und Philipp. Verdi 
konnte Dostojewskis 
Roman Die Brüder Ka-
ramasow nicht ken-
nen, aber ich empfinde 
hier eine große Nähe. Sowohl der 
Großinquisitor als auch Philipp 
sind eigentlich Vaterfiguren der 
Kastration. Don Carlo, der ein 
Symbol für die Jugend ist, wird 
von seinem Vater als Repräsentan-
ten der Macht vernichtet. 

standard: Demgegenüber ist das 
Erscheinen Karls V. ganz offen-
sichtlich mit Hoffnung verbunden. 
Wie deuten Sie das? 

was in Carlos Kopf passiert. Bei 
uns sieht man dabei die Stimmen, 
die er hört. Das Bühnenbild ist da-
bei sicher nicht realistisch oder 
naturalistisch, soll aber für das 
Publikum einen glaubhaften Rah-
men bilden. 

standard: Lässt sich nicht auch in 
einem solchen Rahmen auf realis-
tische Weise Theater spielen? 
Abbado: Können wir heute auf eine 
realistische Weise Theater ma-
chen? Weil ich in Italien aufge-
wachsen bin, hat mich Giorgio 
Strehler ebenso geprägt wie das 
Theater von Brecht. Ich weiß 
nicht, ob wir Brecht heute schon 
genügend verstanden haben. Es 
kommt aber darauf an, dass man 
kritisch gegenüber sich selbst 
bleibt. Realismus ist im Theater 
jedenfalls nur ein Instrument 
unter vielen. 

standard: Welche Musik möchten 
Sie auf diesen Instrumenten spie-
len? 
Abbado: Ich empfinde eine große 
Verantwortung gegenüber dem 
Publikum. Ich will die Zuseher 
nicht wie Idioten behandeln und 
ihnen vorschreiben, was sie den-
ken sollen, sondern ihnen Mög-
lichkeiten zur Interpretation ge-
ben. Und ich will ihnen zeigen, 
dass Werke wie jene Verdis nicht 
aus der Vergangenheit sind, son-
dern uns nahe sind – nahe der 
Sensibilität von Menschen von 
heute. 

DANIELE ABBADO wurde 1958 als Sohn 
des Dirigenten Claudio Abbado in Mai-
land geboren. Seit 1988 arbeitet er als 
Schauspiel- und Opernregisseur. Außer-
dem schuf er Filme und Videodokumen-
tationen. Seit 2003 ist er künstlerischer 
Leiter der Teatri in Reggio Emilia. 

Regisseur Daniele Abbado zeigt ab heute, Samstag, Verdis Oper als 
geis tiges Labyrinth zwischen Gefängnis, Hof und Kirche. F: Fotostudio 13

„

“

Ich mag die 
Vorstellung 

eines Bühnen -
bildes nicht. 
Beim Theater 
braucht man 
einen Raum.

*
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Wer ins Theater geht, muss Opfer bringen
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Zah l r e i c he Ku r s e & Work shop s :
Gospel: 6.-8.7. Rachelle Jeanty
Grooven mit Violoncello: 8.-12.7. Asja Valcic
Akkordeon: 8.-12.7. Friedrich Lips
Americ. & Scott. Drumline: 9.-15.7. Alex Brandstätter
Music & Film: 9.-11.7. Tony Palmer
EinKlang im AusDruck: 9.-12.7.

Jon Sass & Andrea Latritsch-Karlbauer
Integriertes Spiel: 10.-17.7. Paul Gulda, Klavier
Jazz, Funk & More: 14.-21.7.Wolfgang Puschnig, sax;

Jean-Paul Bourelly, guit; Jamaaladeen Tacuma, b;
Reinhardt Winkler, dr;
Klaus Paier, acc (8.-12.7.) Ali Gaggl, voc (17.-24.7.)

Tanz & Body-Percussion: 15.-20.7. Sapia Nedwed
SPIELEN!: 15.-22.7. Bertl Mütter
Tontechnik 17.-24.7. Reinhard Buchta
Text on the Beat: 17.-19.7. Wolfram Berger & P. Urbanek
Harfe: 17.-22.7. Monika Stadler
Gitarre: 20.-25.7. Janec Gregoric
Komposition: 20.-27.7. Christoph Cech
Querflöte: 20.-28.7. Michael Martin Kofler
Oboe: 22.-29.7. Arnaldo de Felice
Gesang: 22.-29.7. Helena Lazarska

o f f i c e @ m u s i k f o r u m . a t
Te l : 0 463 28 22 41 - Fax : 28 16 26

Agenda 21 Auf dem Erdgipfel 
in Rio de Janeiro haben 1992 ins-
gesamt 178 Staaten, darunter 
auch Österreich, ein Aktionspro-
gramm für das 21. Jahrhundert 
unterzeichnet. Das knapp drei-
hundert Seiten dicke Konvolut 
enthält Politikempfehlungen zu 
40 Bereichen, vom Schutz der Erd-
atmosphäre bis zur Stärkung der 
Rolle gesellschaftlicher Gruppen 
wie Frauen, Nichtregierungsorga-
nisationen und indigene Völker.  

Armutsbekämpfung ist 
nach Ansicht von Experten neben 
dem Schutz der Umwelt und der 
Erhaltung natürlicher Ressourcen 
einer der Grundpfeiler für nach-
haltige Entwicklung. Vor 20 Jah-
ren ist die Forderung nach einer 
gerechteren Einkommensvertei-
lung in Rio erstmals breit disku-
tiert worden – und bleibt aktuell. 

Bruttoinlandsprodukt Die 
Kenngröße, die den Zuwachs im 
Inland hergestellter Waren und 
Dienstleistungen ausweist, wird 
zunehmend kritisiert. Das BIP 
sagt wenig über die menschliche 
Wohlfahrt aus. Kosten von Unfäl-
len, Ehescheidungen und ähnli-
ches erhöhen  ebenso das BIP wie 
der vermehrte Verzehr von Spei-
seeis, das im Inland hergestellt 
wurde. Es wird Wohlstands -
gewinn suggeriert, wo keiner ist. 

Entkoppelung Darunter ver-
steht man die Strategie, wirt-
schaftliches Wachstum von stei-
gendem Ressourcen- und Energie-
verbrauch abzukoppeln. Das ist 
bisher nur zum Teil gelungen. 

Green Economy ist eines der 
Schwerpunktthemen des Rio+20-
Gipfels ab kommender Woche. 
Viele neue Jobs sollen durch For-
cierung von Umwelttechnologien 
und schadstofffreier oder zumin-
dest schadstoffarmer Produk-
tionsmethoden entstehen. 

Greenwashing ist die Irre-
führung der Konsumenten über 
ökologische Geschäftsmethoden 
oder ökologische Vorteile be-
stimmter Produkte bzw. Dienst-
leistungen durch Unternehmen. 
Seitdem Umweltschutz gesell-
schaftlich relevant geworden ist,  
kommt das vermehrt vor. 

Klimarahmenkonvention 
Die beim Erdgipfel verabschiede-
te, völkerrrechtlich verbindliche 
Konvention bildet den Rahmen 
zur Bekämpfung des Klimawan-
dels. Konkrete Reduktionsver-
pflichtungen für Klimagase wur-
den 1997 in der japanischen Stadt 
Kioto vereinbart. Die Klimarah-
menkonvention ist wesentlicher 
Bestandteil des Rio-Prozesses. 

Nachhaltigkeit Der Begriff 
stammt ursprünglich aus der 
Forstwirtschaft, wird inzwischen 
aber inflationär verwendet. Die 
Grundidee ist, dass nicht mehr 
Holz gefällt werden soll als nach-
wachsen kann. Der Konsum soll 
nicht zulasten künftiger Genera-
tionen gehen. Die Aktualität hat 
seit Rio 1992 nicht nachgelassen. 

Öko-Fußabdruck Hierbei 
werden Ressourcenverbrauch 
und Emissionen ganzer Regionen 
oder einzelner Menschen zwecks 
Vergleichbarkeit in „globale Hek-
tar“ umgerechnet und der Bioka-
pazität gegenübergestellt. Über-
steigt der Umweltverbrauch die 
Biokapazität, ist der ökologische 
Fußabdruck zu groß, der Konsum- 
und Lebensstil nicht nachhaltig. 

Peak Oil bezeichnet den Zeit-
punkt, an dem das globale Ölför-
dermaximum erreicht ist. Nach ei-
niger Zeit geht die zur Verfügung 
stehende Rohölmenge unumkehr-
bar zurück. Der Begriff ist erst in 
den letzten Jahren in das Bewusst-
sein einer breiteren Öffentlichkeit 
gerückt. 

Regionalisierung wirt-
schaftlicher Kreisläufe ist wesent-
licher Bestandteil einer nachhalti-
gen Entwicklung. Dazu gehören 
Tauschbörsen ebenso wie räumli-
che Integration von Arbeit, Woh-
nen und Freizeit. Ziel dieser zu-
nehmend populär werdenden 
Strategie ist es, nachhaltige Kon-
sum- und Lebensstile zu unter-
stützen. (stro) 

Begriffs-Lexikon

Künstlerisches Programm im museum gugging:

NETNAKISUM interpretiert Walla

„ZAUBERREVOLFER : GOTT IST BRAV“ Hörspiel-Uraufführung

von Krok & Petschinka

„OUT OF THE BLUE“ Karlheinz Essl (Live-Elektronik) und

Agnes Heginger (Vocal) interpretieren Texte von August Walla

Führungen durch die Ausstellung august walla.! weltallende,

Kinderworkshops & Shuttle-Service ab/an Wien.

Bei freiem Eintritt.

walla-fest
So, 24. Juni 2012 von 10.00 – 20.30 Uhr

Infos unter:
Am Campus 2, 3400 Maria Gugging, Telefon 02243 87087, www.gugging.at

Shuttle-Service „Walla-Fahrt“ (am Display des Busses) ab Schwedenplatz U1/
Franz-Josefs-Kai von 10 Uhr bis 17 Uhr nach Maria Gugging – letzte Fahrt
nach Wien um 20.30 Uhr.

Das Satellitenbild links zeigt die im Jahresver-
lauf minimalste Ausdehnung des arktischen 
Eises rund um den Nordpol im Jahr 1979, das 

Bild rechts die minimalste Ausdehnung im Jahr 2003. „Durch das 
Schmelzen der Eisflächen strahlt weniger Sonnenenergie in das Welt-
all zurück. Diese sogenannte Albedo, das Reflektionsvermögen der Erd-

oberfläche, ist der stärkste positive Rückkoppe-
lungsfaktor, den wir im Erdklima haben“, sagt Rein-
hard Böhm (ZAMG). Tatsächlich ziehe sich das Eis 

in dieser Region sehr schnell zurück. „Eisfreies Wasser reflektiert weit-
aus weniger.“ Aber auch Wolken spielen eine Rolle, deshalb greife die 
Formel „mehr Eis, niedrigere Temperaturen“ zu kurz. (max)  F.: picturedesk 

1979–2003

Kunstproduktion ist meist nicht umweltschonend. 
Die Wiener Theatergruppe toxic dreams hat deshalb in 
ihrer „The 100% Environmentally Friendly Show“ das 

Publikum gebeten, ausgleichende Maßnahmen zu treffen. 

eigentlich nackt auf einer leeren, 
dunklen, unbelüfteten Bühne ste-
hen“, sagt Wanunu.    

The 100% Environmentally 
Friendly Show hatte vor einem Jahr 
im Brut-Theater im Künstlerhaus 
Premiere – der Standard berichte-
te. Der finale ökologische Fußab-
druck wurde mit knapp 5000 gha 
(Globalhektar) gemessen, ganz ge-
nau ist das auf der Homepage der 
Gruppe nachzulesen, siehe Ende 
des Artikels. Ähnlich einem anato-
mischen Theater des 18. oder 19. 
Jahrhunderts, dessen Zuschauer-
reihen nach oben steil ansteigend 
im Kreis den Seziertisch umga-
ben, blickte das Publikum dabei 
von einer Balustrade auf das his-
torische Weltgeschehen  am Büh-
nenboden. Das notwendige Fak-
tenmaterial für den Patienten Erde 
besorgten Mitarbeiter des Instituts 
für Soziale Ökologie der Universi-
tät Klagenfurt. Auch Bücher zur 
„Deep Ecology“ wurden als Re-
cherchegrundlagen verwendet. 

Umweltschutz und Nachhaltig-
keit sind sichere Themen, meint 
Wanunu, jeder kann sich darauf 
verständigen. Allerdings möchten 
Menschen gern einen klaren 
Feind, am besten den Kapitalis-
mus. „Da wir uns dieser Lesart ver-
weigert haben, auch nicht iro-
nisch waren, sondern schlicht nur 

Margarete Affenzeller 

Wien – Meist ist es umgekehrt, 
doch von Fall zu Fall stellt sich 
auch die Kunst in den Dienst der 
Natur. Als künstlerisch-ökologi-
sche Intervention ließ Joseph 
Beuys 1982 bei der Documenta in 
Kassel zum Beispiel 
7000 Eichen pflan-
zen. Und die US-ame-
rikanische Künstlerin 
Amy Balkin tritt in 
ihrem Projekt Public 
Smog dafür ein, die 
Erdatmosphäre zum 
Welterbe zu erklären. 
Bisher ohne Erfolg. 

Im Vorjahr hat die 
Wiener Theatergruppe toxic dreams 
das Publikum ihrer 100% Environ-
mentally Friendly Show dazu auf-
gefordert, sich vor Beginn des 
Stücks persönlich für umwelt-
freundliche Maßnahmen zu ver-
pflichten, um den durch die Büh-
nenarbeit produzierten ökologi-
schen Fußabdruck (Begriffserklä-
rung siehe Glossar rechts) wieder 

auszugleichen. Neben Optionen 
wie einen Tag Öffis statt Auto oder 
Duschen statt Vollbad bot sich  
auch die Möglichkeit, den nächs-
ten Theaterbesuch auszulassen. 
Als in der Zukunft angesiedelte, 
sciencefictionhafte Untergangs -
geschichte der Erde rekapitulierte 

The 100% Environ-
mentally Friendly 
Show auf einer 142 
Quadratmeter großen 
Leuchtweltkarte The-
men wie Ressourcen-
verteilung, Essver-
halten oder Bevölke-
rungsentwicklung 
der Spezies Mensch. 

Yosi Wanunu und 
Kornelia Kilga (Regie und Produk-
tion) haben während der Proben-
arbeit protokolliert, welche schäd-
lichen Investitionen in die künst-
lerische Arbeit nötig waren, vom 
Safttrinken bis zum Computerein-
satz. Trotz aller Bemühungen sind 
sie auf eine eher „unfriendly“ Bi-
lanz gekommen. „Wären wir um-
weltverträglich, müssten wir 

poetisch, melancholisch, weich 
und ,touchy‘, waren manche Zu-
schauer enttäuscht. Jeder muss 
bei sich selbst anfangen.“ 

„Die Entdeckungen, die wir 
während der Recherchen gemacht 
haben, waren bitter“, so Kilga. 
„Die Auseinandersetzung mit der 
Umwelt hat uns herangeführt an 
schwierige ethische Fragen und 
Werthaltungen, etwa was die Mas-
sentierhaltung betrifft.“ Wanunu: 
„Am Anfang habe ich dann weni-
ger Fleisch gegessen, aber man 
vergisst leider sehr schnell.“ 

„Theatres go green“ 
Von The 100% Environmentally 

Friendly Show wurde im Frühling 
übrigens eine Version für junges 
Publikum erstellt:  Raumschiff 
Erde. In manchen Großstädten 
gibt es mittlerweile die „Theatres 
go green“-Bewegung für eine 
nachhaltige Theaterinfrastruktur 
(Sonne und Wind erzeugen den 
Strom auf der Bühne). In London 
setzt man derzeit auch auf Kurz-
zeit-Theater, die aus Abfallholz 
schnell an öffentlichen Plätzen ge-
zimmert werden und nur für zwei, 
drei Vorstellungen bestehen blei-
ben. Wanunu: „Es wird dort zwar 
schrecklich gespielt, aber das sehr 
umweltschonend.“ 

 p www.toxicdreams.at    
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ANTONIO FIAN

Kunst und Politik
(Die Parteizentrale der Freiheitlichen Partei Österreichs nach den 
Nationalratswahlen 2013. Ausgelassene Stimmung. Der Parteivor-
sitzende Strache und der Generalsekretär Kickl, beide mit Sektglä-
sern in der Hand, miteinander im Gespräch.) 
STRACHE (begeistert): Zweidrittelmehrheit … Ich hätte es mir in 
meinen kühnsten Träumen nicht träumen lassen. 
KICKL: Manchmal ist die Kunst eben doch auf unserer Seite. Ich 
muss zugeben, auf die Idee, ein Wahlrecht für Hunde zu fordern, 
wäre ich ohne „documenta“ nie gekommen. 
STRACHE: Ich staune immer noch, dass die anderen zugestimmt 
haben. 
KICKL: Na ja, die SPÖ hat gehofft auf die Schoßhundstimmen, die 
ÖVP auf die Jagdhunde. Aber „Haxerlheben statt Hundeleben“ war 
der richtige Slogan. Nach ersten Analysen haben über achtzig Pro-
zent uns gewählt. 
STRACHE: Wichtig war natürlich auch, dass sich die Kampfhun-
de und die Deutschen Schäfer im Wahlkampf so engagiert haben. 
„Wir beißen, wen wir wollen, / und scheißen alles an. / Wenn wir 
wem folgen sollen, / ist Strache unser Mann“ hat schon seine Wir-
kung gehabt. 
KICKL: Trotzdem darfst du morgen auf keinen Fall vergessen, dich 
bei den Erdbeeren zu bedanken. Ohne Erdbeeren wäre die Zwei-
drittelmehrheit nie möglich gewesen. 
STRACHE: Dein „Erdbeeren wissen es genau: / Ob grün, ob rot, 
wir wählen blau“ war aber auch genial. Bis auf ein paar verhut-
zelte Walderdbeeren waren sie geschlossen für uns. 
KICKL: Ich glaube, noch wichtiger war: „Österreichische Süße 
statt spanische Kriese“. Dadurch dass wir „Kriese“ mit langem i 
geschrieben haben, hat sich auch unsere jugendliche Kernklien-
tel damit identifiziert.  
STRACHE (immer noch begeistert): Zweidrittelmehrheit … Un-
glaublich … Das Gesicht vom Schüssel tät’ ich jetzt gern sehen. 
KICKL: Hast du schon überlegt, was wir damit anfangen? 
STRACHE: Nicht wirklich. 
KICKL: Als Erstes sollten wir das Frauenwahlrecht abschaffen. 
Die Analysen sagen, die Frauen hätten uns fast die Zweidrittel-
mehrheit gekostet.  
STRACHE: Ich fürchte, bei den Hunden würde das nicht so gut 
ankommen.  
KICKL: Man muss eben anders argumentieren.  
STRACHE: Hast du eine Idee? 
KICKL: Noch nicht. Aber vielleicht klappt’s über die nächste „do-
cumenta“. 
(Vorhang) 
Material: „Über die politische Intention der Erdbeere“, Süddeutsche, 31. 5. 2012

Cartoon: Rudi Klein (www.kleinteile.at)

HANS RAUSCHER

Wir sind da alle  
gemeinsam drin

Also sprach 
Alan Green-
span, der frü-
here Chef der 
US-amerikani-
schen Noten-
bank Fed: „Ja, 
der Euro ist 
gescheitert“. 

Das wiegt schwer, selbst wenn 
Greenspans Politik eindeutig 
die Finanzkrise mitverursacht 
hat. Man muss allerdings auch 
hinzufügen, was Greenspan 
auf die selbstgestellte Frage 
„Was also tun, wenn man den 
Euro nicht aufgeben will?“ ge-
antwortet hat: „die politische 
Union herbeiführen“. 

Ach so, wenn es weiter 
nichts ist. Die Vereinig-
ten Staaten von Europa 

also. Das werden die europäi-
schen Regierungen und vor 
 allem die Völker ja noch auf 
die Reihe bringen, oder? 

So etwas Ähnliches schon. 
Das Problem des Euro ist, dass 
er für finanziell halbwegs soli-
de Staaten genauso gilt wie  
für notorische Schwindler  
und Schuldenmacher. Das be-
kommt man, wenn überhaupt, 
nur durch eine institutiona -
lisierte gemeinsame Wirt-
schaftspolitik in den Griff, in 
der Verstöße auch geahndet 
werden können. Leider sind 
aber nicht nur Schwindler 
und Schuldenmacher das 
Problem, sondern auch die 
Existenz von Wettbewerbs -
fähigen und weniger Wettbe-
werbsfähigen. Griechenland 
hat gelogen und geschwindelt, 
aber im Wesentlichen deshalb, 
weil es damit die Tatsache 
übertünchen wollte, dass es 
viel zu wenig Werte erzeugt, 
die irgendjemand haben will. 
Der Euro ermöglichte billige 
Kredite, mit denen dann ein 
aufgedunsener Staatsapparat 
und die Steuervermeidung der 
Griechen finanziert wurde, bis 
es nicht mehr ging. Wenn man 
also sogar eine Art politischer 
Union erreicht, dann bedeutet 
das zwei Dinge: Die Wettbe-

werbsfähigen können (theore-
tisch) die weniger Wettbe-
werbsfähigen zu Reformen 
zwingen; sie müssen sie aber 
letztlich auch mitfinanzieren. 
So wie in den USA der Bund 
das bankrotte Kalifornien mit-
finanziert. 

Das bedeutet aber auch, 
dass die Regierungen (und die 
Brüsseler Behörden) diesen 
fundamentalen Wandel in 
Volksabstimmungen gegen 
den wütenden Widerstand der 
Anti-EU-Agitatoren durchset-
zen müssten. 

Das ist kaum vorstellbar. Es 
wird also im günstigsten Fall 
so sein, dass mit weiteren 
technischen Maßnahmen eine 
immer engere wirtschaftspoli-
tische Union erzeugt wird: Das 
heißt dann Fiskalunion, 
„Schuldentilgungsfonds“ (mit 
dem die Stärkeren für die 
überschießenden Schulden 
der Schwächeren haften und 
gleichzeitig auf den Abbau 
drängen) usw.  

Warum man sich das antun 
soll? Weil die anderen „Lösun-
gen“ – Zusammenbruch des 
Euro, damit auch Beinahe -
zusammenbruch der EU – 
auch den Stärkeren wie Öster-
reich entsetzlich schaden wür-
den. Der Gedanke, man könnte 
als kleines, abgeschottetes 
Land eine ruhige Schrebergar-
tenexistenz führen, selbst in 
einem dann De-facto-Verbund 
mit Deutschland (das ist es ja, 
was Strache und Co heimlich 
wollen), ist kriminell blöd. 

Man könne die Krise 
nicht überwinden, 
ohne ihre Ursachen – 

zu hohe Staatsschulden, man-
gelnde Wettbewerbskraft, un-
seriöses Wirtschaften – anzu-
tasten, sagte jetzt Angela Mer-
kel. Das gilt übrigens ja für die 
Stärkeren wie Österreich 
auch, nur ist die Lage noch 
nicht so dramatisch. Jeder für 
sich und alle gegen alle ist 
jedenfalls ein Rezept für die 
Katastrophe. 
hans.rauscher@derStandard.at

ERRATA

Die Umwelt ist uns ein Anliegen, 
nicht nur in der vorliegenden 
Schwerpunktausgabe. Ökologi-
sche Themen im Auge zu haben 
ist ein Arbeitsprinzip, und man-
cher Satz verrät, wie sehr wir uns 
damit auch über Sprachregeln 
hinweg identifizieren. 

Ameisen gehören zu dem Fan-
tastischstem, was der Planet Erde 
zu bieten hat. Da ist Begeisterung 
zu spüren über das, was die Erde 
uns gibt. Grammatikalisch gehört 
das vielleicht nicht zum Fantas-
tischsten, der Ehrenrettung der 
nützlichen kleinen Haxltiere soll 
das aber keinen Abbruch tun.  

Das Berichtsfeld, als prinzipiell 
wichtig erkannt, zieht sich durch 
alle Blattteile. Wir schrieben über 
eine österreichisch-russische Aus-
stellung in Moskau, die Staub in 
den Mittelpunkt stellte, „Dust“. 
Auf der Suche nach Sponsoren ka-
men die Ausstellungsmacher an 
einen heimischen Energieversor-
ger und konfrontierten die Verant-
wortlichen mit dem Gedanken 
„ihr macht’s Energie aus Müll, wir 
machen Kunst aus Staub“. Der Ti-
tel des Artikels versprach anderes, 
nämlich Müll aus Energie. Innova-
tion wäre das keine, Kunstprojekt 
auch keines, das bringen wir alle 
zuwege.  

Hat man große Dinge im Auge, 
kommen Kleinigkeiten leicht zu 
kurz. Unter dem rätselhaften Titel 
„Milliardär Slim setzt Fuß und die 
Telekom“ schrieben wir über die 
Pläne des Mexikaners Carlos Slim, 
in die Telekom einzusteigen. 

Die Ernsthaftigkeit seiner Pläne 
verfestigte sich im Verlauf des 
Abends, und der Artikel wurde ak-
tualisiert. Erst hieß es „Rätselraten 
um Carlos Slim und die Telekom“, 
dann war „Slim setzt Fuß in die 
Telekom“ gedacht. Das „und“ des 
ersten Titels verschwand gegen-
über der Größe der Nachricht aus 
dem Blick und wurde erst am 
nächsten Tag wieder wahrgenom-
men, als es natürlich zu spät war.  

Bleiben wir bei der Natur. Dem 
gemeinen Redakteur ist diese ja 
mitunter sehr feind. Das zeigt sich 
am Rainfarn. Wir haben ihn vor-
gestellt als einen ökologischen 
Schutz der Apfelbäume vor dem 
Apfelwickler, einem Schmetter-
ling: „Farn gegen Falter“. Wir ha-
ben gelernt: Rainfarn ist kein Farn, 
sondern ein Korbblütler, er hat 
Blüten, keine Sporen, heißt auch 
Wurmkraut. 

  Otto Ranftl 
 Leserbeauftragter 
 leserbriefe@derStandard.at 
 otto.ranftl@derStandard.at

Das ist natürlich nicht gut gegangen

bei sollte Rio+20 vor allem jenen 
eine Stimme geben, die wir am sel-
tensten hören: Frauen und junge 
Menschen. Frauen müssen ein 
gleichberechtigtes Leben führen 
können, sie spielen eine zentrale 
Rolle für wirtschaftliche Dynamik 
und soziale Entwicklung. Junge 
Menschen sind das Gesicht unse-
rer Zukunft. Bieten wir ihnen ge-
nügend Chancen?  

Drittens sollte von Rio+20 ein 
deutlicher Ruf zum Handeln aus-
gehen: Stoppt die Verschwen-
dung. Die Erde war freundlich zu 
uns, die Menschen müssen des-
halb die natürlichen Grenzen res-
pektieren. Die Regierungen müs-
sen in Rio darauf drängen, Res-
sourcen intelligenter zu nutzen.  

Weil so viele Herausforderun-
gen global sind, brauchen wir 
auch eine globale Antwort. Dies 
ist daher nicht die Zeit für engstir-
niges Gezanke. Dies ist die Zeit, in 
der sich die politischen Führer 
und ihre Völker für ein gemeinsa-
mes Ziel und eine gemeinsame 
Zukunft starkmachen müssen: für 
die Zukunft, die wir wollen.  

BAN KI-MOON ist Generalsekretär der 
Vereinten Nationen. 

Die Zukunft, die wir wollen

Ban Ki-moon 

Vor 20 Jahren fand der Erd-
gipfel in Rio de Janeiro statt, 
bei dem sich die Staats- und 

Regierungschefs auf eine ehrgeizi-
ge Agenda für eine sicherere Zu-
kunft geeinigt hatten. 
Sie versuchten das 
Ziel eines soliden wirt-
schaftlichen Wachs-
tums, das den Bedürf-
nissen einer wach-
senden Weltbevölke-
rung entspricht, mit 
der ökologischen Not-
wendigkeit zu verbin-
den, die wertvollsten 
Ressourcen des Planeten – Boden, 
Luft und Wasser – zu schützen, 
und verständigten sich darauf, 
dass dies nur gelingen könnte, 
wenn wir das alte Wirtschaftsmo-
dell aufgeben und ein neues erfin-
den. Sie nannten es nachhaltige 
Entwicklung.  

Zwei Jahrzehnte später sind wir 
zurück in der Zukunft. Die Her -
ausforderungen für die Mensch-
heit sind ziemlich dieselben wie 
damals, nur noch größer. Das glo-
bale Wirtschaftswachstum pro 
Kopf belastet zusammen mit einer 
Weltbevölkerung, die seit letztem 
Jahr sieben Milliarden Menschen 
umfasst, die sensiblen Ökosyste-
me wie noch nie zuvor. Wir erken-
nen, dass wir nicht weiter unseren 
Weg zu Wohlstand mit noch mehr 
Konsum und auf Kosten der Um-
welt verfolgen können. Aber noch 
immer haben wir das offensicht-
lich Notwendige nicht verinner-
licht: Die einzig mögliche Lösung 
heißt, genau wie vor 20 Jahren: 
nachhaltige Entwicklung.  

Drei Ratschläge 
Nun bietet Rio eine zweite 

Chance, den Knopf für einen Neu-
start zu drücken, um wirtschaftli-
che, soziale und ökologische Eck-
punkte für einen Kurswechsel zu-
gunsten von mehr Wohlstand und 
Wohlergehen festzulegen.  

Wenn ich einen Rat als UN-Ge-
neralsekretär geben sollte, dann 
würde ich empfehlen, sich auf 
drei Pfeiler zu konzentrieren, die 
Rio+20 tatsächlich zu einer Kon-
ferenz der entscheidenden Wei-
chenstellungen machen könnten.  

Erstens sollte Rio+20 für ein 
neues Denken sorgen. Das alte 
Wirtschaftsmodell bricht zusam-
men. An vielen Orten sinkt das 
Wachstum. Es fehlen Jobs, die 
Kluft zwischen Reichen und Ar-
men wird größer. Nahrungsmittel, 
Treibstoff und natürliche Res-
sourcen werden knapp.  

In Rio werden die Teilnehmer 
versuchen, auf dem Erfolg der 
 Millenniumsziele aufzubauen, 
die Millionen Menschen aus der 
Armut helfen konnten. Ein neuer 

Schwerpunkt auf Nachhaltigkeit - 
Stichwort Green Economy – kann 
das leisten, was Ökonomen als die 
drei entscheidenden Faktoren se-
hen: Wirtschaftswachstum, das 
Arbeitsplätze schafft, in Verbin-
dung mit Umweltschutz und so-

zialer Teilhabe.  
Zweitens soll es bei 

Rio+20 um die Men-
schen gehen und um 
die konkrete Hoff-
nung auf echte Ver-
besserungen im tägli-
chen Leben. Die Ver-
handlungsteilnehmer 
müssen sich entschei-
den, ob sie durch ihre 

Beschlüsse eine Welt schaffen 
wollen, in der es keinen Hunger 
und keine unterentwickelten Kin-
der mehr gibt und Lebensmittel 
nicht mehr vergeudet werden. Da-

Appell an die Staats- und Regierungschefs, 
die Konferenz von Rio als zweite Chance für 
einen „Neustart“ zu begreifen, der den Weg 
freimacht für eine sozial verträglichere und 

umweltschonendere Nutzung unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen. Foto: Reuters

Streitobjekt „Nachhaltigkeit“: Ist Rio wirklich eine Reise wert? –
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+2



 48  der Standard Sa./So., 16./17. Juni 2012Kommentar

de
rS

ta
nd

ar
d.

at
/C

ar
to

on
s

Der Hälfte-Gastge-
ber der Fußball-
EM hat trotz des 

0:2 im zweiten Gruppen-
spiel gegen Frankreich 
noch realistische Chan-
cen auf den Einzug ins 
Viertelfinale. Die Ukrai-
ne, die seit geraumer 
Zeit wahrlich nichts zu 
lachen hat, erlebt eine 
Phase der Freude, ja der 
Hoffnung. 

Der Hoffnungsträger 
ist – spätestens seit dem 
2:1 zum Auftakt gegen 
Schweden – ein älterer 
Mann, der im November 
seinen 60. Geburtstag 
feiert und als eher mür-
rischer Zeitgenosse gilt: 
Oleg Blochin, seit dem 
Vorjahr wieder Coach 
der Ukraine. Bei allem 
Zwist, welcher die Uk-
raine hin und her beu-
telt, war eines von An-
fang an allen klar: Zur Heim-EM coa-
chen konnte das Team nur Blochin, 
dessen Name schon in den 1970er-Jah-
ren einen echten Wohlklang hatte. 
Auch oder gerade im Westen. 

Oleg Blochin entstammte einer gut 
situierten Sportlerfamilie. Der Vater 
war Trainer im Fußballverband, die 
Mutter sowjetische Meisterin über  
100 Meter Hürden. Von ihr erbte er 
den Antritt, den Waleri Lobanowskij 
als Trainer nutzte, um die schönste 
sowjetische Fußballmannschaft zu 
formen: Dynamo Kiew. 

Von 1969 bis 1988 erzielte Links-
außen Blochin in 433 Pflichtspielen 
211 Tore. Siebenmal wurden Dynamo 

und er – „Blokha“, das 
heißt bei 1,80 Metern er-
staunlicherweise: Floh – 
sowjetischer Meister, 
dreimal Cupsieger. Von 
1973 an war er dreimal 
en suite sowjetischer 
Fußballer des Jahres, 
1975 europäischer Fuß-
baller des Jahres. Es war 
jenes Jahr, als Dynamo 
den Cup der Cupsieger 
gewann, ein Erfolg, den 
die Kiewer 1986 wieder-
holen konnten. 

In all diesen Kiewer 
Erfolgsjahren bemühten 
sich Europas Spitzen-
klubs um das Ausnah-
metalent. Er hätte wohl – 
no na – durchaus ge-
wollt. Aber: „Es hätte 
nur einen Weg gegeben: 
vollständig zu emigrie-
ren, meine Familie und 
meine Eltern zurückzu-
lassen.“ Das wollte er 

den Seinen, Gattin Irina Deriugina,  
Gymnastik-Weltmeisterin, und Toch-
ter Irischa, nicht antun. 

Also ging er erst 1988 in den Wes-
ten. Dann aber gleich in die zweite ös-
terreichische Liga, zu Vorwärts Steyr, 
wo er in 41 Spielen neun – aufstiegs-
sichernde – Tore erzielte, um sich 
dann noch ein Jahr im zypriotischen 
Limassol zu verdingen. Bis 2002 tin-
gelte er coachend durch Griechenland, 
übernahm dann das ukrainische 
Team, führte es bei der WM 2006 ins 
Viertelfinale.  

Und genau das soll am Dienstag 
gegen England wiederholt werden. Zu-
mindest das. Wolfgang Weisgram
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Ein Mann, 
der stets nur 

vorwärtsdachte

Oleg Blochin machte 
Dynamo zum Synonym 

für Kiew. Foto: EPA

Vorwahl-Szenen 
 

Während sich Europa um den Euro sorgt, schachert Wien um Posten
Zugzwang gerät. Wenn, wie von Fek-
ter bisher gewünscht, das Gremium 
verkleinert werden soll, dürfte die 
ÖVP Beyrers Sitz nicht nachbesetzen. 
Mit Beyrers Exit flammt der Streit zwi-
schen ÖVP und SPÖ wieder auf, ob 
man die ÖIAG angesichts der inzwi-
schen überschaubaren Staatsbeteili-
gungen noch braucht, zumal die Jah-
resgage des Chefs von 20 Mitarbeitern 
stolze 500.000 Euro beträgt. 

Mit Auftritten, bei denen sich Fek-
ter dem Ausland als „unguided mis -
sile“ präsentiert, positioniert sie sich 
innenpolitisch: als Alternative zu Mi-
chael Spindelegger nach einem Wahl-

desaster der ÖVP. Auch Wirtschafts-
minister Reinhold Mitterlehner wartet 
auf seine Chance. Die Grünen wieder -
um bringen sich durch ihr Mitgehen 
bei Regierungsvorlagen wie dem Ret-
tungsschirm ESM in Position für eine 
Koalitionsbeteiligung und grenzen 
sich von der Rabiatopposition à la FPÖ 
und BZÖ ab. Wie unsicher die FPÖ 
derzeit ist, zeigt Heinz-Christian Stra-
che zur Causa Graf: Er schwankt von 
verkappten Rücktrittsaufforderungen 
zu Durchhalteparolen und zurück.  

In Europa wartet man auf eine Lö-
sung der Eurokrise, in Österreich auf 
einen Wahltermin. 

In Europa machen sich Politiker 
Sorgen um die Entwicklung des 
Euro, jene in Österreich um das 

Schicksal von Werner Muhm, Klaus 
Schierhackl und Markus Beyrer. Im 
Schatten der Eurokrise hat sich in Ös-
terreich eine Koalitionskrise zusam-
mengebraut, bei der es nicht nur um 
Posten geht, sondern um die Positio-
nierung vor der nächsten Wahl. In der 
SPÖ kursieren bereits Planspiele über 
eine Vorverlegung der für Herbst 2013 
vorgesehenen Wahl. Die Überlegun-
gen dabei: Die ÖVP steckt in einem 
Dauertief, die FPÖ im Korruptions-
sumpf, der sich durch die Stiftungska-
lamitäten Martin Grafs noch verdickt. 
Die Grünen konnten bisher nicht vom 
Sauberkeitsnimbus profitieren. 

Die SPÖ steht in Umfragen auf Platz 
eins, und Bundeskanzler Werner Fay-
mann fällt nicht weiter auf: Er entzieht 
sich weitgehend der Aufgabe des Wer-
bens für politische Standpunkte, der 
sich andere Regierungschefs in Euro-
pa stellen. Auf die innenpolitischen 
Baustellen schickt er seinen Staatsse-
kretär Josef Ostermayer. Immer wenn 
Ostermayer auftaucht (wie am Diens-
tag im Ö1-Morgenjournal), ist Alarm-
stufe Rot in der Koalition; immer wenn 
Nationalbankgouverneur Ewald No-
wotny in der ZiB 2 auftaucht, gilt es                                                                            
an der Euro-Front zu kalmieren. 

Dass sich auch die ÖVP auf die 
Wahl und die Zeit danach vor-
bereitet, zeigt nicht nur ihre  

Blockade der Wiederbestellung von 
Arbeiterkammer-Chef und Kanzlerbe-
rater Muhm für den Generalrat der Na-
tionalbank – gefeilscht wird auch um 
die Vertragsverlängerung des ÖVP-na-
hen Asfinag-Vorstands Schierhackl, 
gegen den die SPÖ eine frühere Mit-
arbeiterin des Finanzministeriums in 
Stellung bringt. Durch den auch für 
die ÖVP völlig überraschenden flucht-
artigen Abgang von Verstaatlichten-
holding-Chef Beyrer eröffnen sich nun 
neue Möglichkeiten für das Postenge-
schachere. Der frühere Schüssel-Se-
kretär hat sich den Problemen bei der 
Telekom und den Fragen nach seinen 
vom Konzern finanzierten Jagdausflü-
gen entzogen: Österreich diskutiert 
über Beyrers Exit nach Brüssel, der 
Rest Europas über Grexit, den Aus-
stieg Griechenlands aus der Eurozone.   

Eine Schlüsselrolle beim Feilschen 
kommt Finanzministerin Maria Fekter 
zu, die bisher Muhms Bestellung blo-
ckiert hat und durch Beyrers Abgang 
auch im Nationalbank-Generalrat in 

Alexandra Föderl-Schmid
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der Standard

Defekter politischer Prozess
Gudrun Harrer  

Es sind nicht so sehr die Einzelentscheidungen, son-
dern vor allem deren Kombination, die den Eindruck 
vermittelt, dass sich Ägypten inmitten eines neuen 

Militärputsches, der sich diesmal einen Richtermantel um-
hängt, befindet: Die – von Hosni Mubarak eingesetzten – 
Verfassungsrichter erklären zwei Tage vor den Wahlen die 
Präsidentschaftskandidatur von Mubaraks letztem Premier 
Ahmed Shafik für zulässig; parallel dazu urteilen sie, dass 
das erste in freien Wahlen gewählte Parlament nicht recht-
mäßig sei. Damit ist auch das erst vor drei Tagen von die-
sem Parlament gewählte Gremium, das die Verfassung 
schreiben sollte, tot. Laut ägyptischen Medien will der Mi-
litärrat die Rechte aller dieser Institutionen übernehmen. 

Nun fehlt in der Tat nur noch, dass Shafik die Wahlen 
gewinnt. Selbst wenn dies ohne Wahlschwindel vonstat-
tengehen sollte, das Urteil über seine Präsidentschaft ist 
bereits gesprochen. Aber abgesehen davon, wer Präsident 
wird: Eine gesunde demokratische Transition sieht anders 
aus als Präsidentenwahlen ohne Verfassung, mit einem il-
legalen Parlament und ohne legitime Regierung. Wenn sich 
der Muslimbruder Mohamed Morsi durchsetzen sollte, 
würde ein Deal zwischen Islamisten und Militär im Raum 
stehen. Diese Wahlen haben ihre Legitimität verloren. 

Die Frage, ob der Militärrat wenigstens so klug sein 
würde, die Umsetzung des Höchstgerichtsurteils 
dem kommenden Präsidenten zu überlassen, wurde 

am Freitagabend beantwortet: Die Junta ließ das Parlament 
schließen. So eilig war es? Wahrscheinlich war den Mili-
tärs das Risiko, dass Morsi vielleicht doch die Präsident-
schaft nicht verweigert werden kann und er sich dann sei-
nerseits gegen die Verfassungsrichter wendet, zu groß. 
Denn Neuwahlen unter Einhaltung der Regel, dass Partei-
kandidaten nicht auf unabhängige Mandate gewählt wer-
den können, würden die Macht der Islamisten, die die 
stärksten Parteien haben, im Parlament stutzen. 

Teilnachwahlen sind übrigens deshalb nicht möglich, 
weil sie erneut anfechtbar wären: Jene Parteimitglieder, die 
einen unabhängigen Sitz ergattert hatten, wären der Mög-
lichkeit beraubt, auf der Parteiliste ins Parlament zu kom-
men. Insofern kann man nicht von reiner Willkür der Rich-
ter sprechen, die auch früher bereits ähnliche Urteile fäll-
ten (die stets verschleppt wurden). Aber in einem defekten 
politischen Prozess wie in Ägypten geht es nicht mehr um 
Sachfragen, sondern darum, wie sie benützt werden.

Griechenland ist anders
Eric Frey  

Man kann es Iren, Portugiesen und Griechen nicht 
verübeln, dass sie, nachdem Spanien eine Banken-
hilfe mit weniger strikten Auflagen erhalten hat, 

nun ähnliche Erleichterungen für sich fordern. Besonders 
in Griechenland hat das Brisanz: Dort hofft der Linkssozia-
list Alexis Tsipras mit solchen Versprechungen auf einen 
Wahlsieg am Sonntag. 

Doch Tsipras verkennt die besondere Lage seines Lan-
des. Spaniens Sparkurs ist politisch verhandelbar, der von 
Irland und Portugal möglicherweise auch. Aber die tiefen 
griechischen Einschnitte ergeben sich aus Zwängen der 
Ökonomie, ja sogar der einfachen Arithmetik. 

Der griechische Staat hat trotz aller Sparmaßnahmen im-
mer noch ein Primärdefizit. Das heißt, selbst ohne jede 
Zinszahlung gibt die öffentliche Hand immer noch mehr 
aus, als sie einnimmt. Ohne externe Hilfe geht dem Staat 
in wenigen Wochen das Geld aus. Ebenso unhaltbar ist der 
Zustand der Volkswirtschaft: Die Griechen haben immer 
noch ein riesiges Leistungsbilanzdefizit. Sie konsumieren 
mehr, als sie produzieren – und sind daher auch für ihre 
alltäglichen Ausgaben von Finanzspritzen abhängig. 

Das macht Griechenland zum Sonderfall in der Eurozo-
ne. Es gibt für das Land keinen echten Sanierungsplan; ihm 
fehlt auch die industrielle Grundlage für eine Ankurbelung 
der Exporte, die die anderen Schuldnerstaaten aus der Kri-
se führen können. Und der Kollaps der Steuereinnahmen 
als Folge des Sparkurses zeigt, wie schwach der griechi-
sche Staat ist. Jahre des Elends sind für die Griechen da-
her programmiert. Ihre einzige Chance ist eine radikale 
Senkung der Lohnkosten, also eine bewusste Politik der 
Verarmung auf Jahrzehnte – oder der Exit aus dem Euro. 

Das gilt für kein anderes Euroland; für die gibt es – wenn 
auch steinige – Wege zur Gesundung. Vor allem Italien ist 
trotz der schwachen Wirtschaft in einer viel besseren Lage, 
denn seine hohen Schulden sind zumeist eigenfinanziert. 

Die Botschaft, dass Griechenland anders ist, sollten nicht 
nur die Wähler hören, bevor sie am Sonntag abstimmen, 
sondern auch die Märkte. Denn wenn Athen die Währungs-
union sofort oder später verlässt, dann ist die größte Ge-
fahr, dass eine Panik auf andere Länder übergreift, für die 
es keinen Grund zum Ausstieg gibt. Dieses Szenario hät-
ten die Brandschutzmauern des Rettungsschirms eigent-
lich verhindern sollen. Da diese nicht wirken, wird die Zu-
kunft des Euro von der Einsicht der Märkte abhängig sein.

EUROKRISE

PRÄSIDENTENWAHLEN IN ÄGYPTEN

*
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scheidung hat London und Ams-
terdam verärgert und Island viel-
leicht den Weg in die EU versperrt. 
Doch den Isländern war das egal. 
Sie sprachen sich bei einer zwei-
ten Abstimmung erneut gegen die 
Beitrittsperspektive aus.  

Doch es gab noch ein Problem: 
Die isländischen Banken hatten so 
erfolgreich ausländische Investo-
ren angelockt, dass der Abzug 
ihres Vermögens die Landeswäh-
rung Krone zum Kollabieren ge-
bracht hätte. Also führte Island – 
mit Billigung des Internationalen 
Währungsfonds – ein in Zeiten des 
globalisierten Geldverkehrs ver-
gessenes Instrument ein: Kapital-
verkehrskontrollen.  

Seitdem ist es Isländern verbo-
ten, Kronen ins Ausland zu schaf-
fen und Fremdwährungen zu im-
portieren. Sie dürfen keine Inves-
titionen im Aus-
land tätigen und 
keine ausländi-
schen Aktien er-
werben. Island hat 
sich ab geschottet. 
Sollte Griechen-
land aus dem Euro 
austreten, werden 
auch dort 
Kapitalkon trollen 
unvermeidlich. 
Doch während sich ein EU-Land 
kaum abkapseln kann, löste Island 
sein Geldsystem vom Rest der 
Welt ab.  

Bis 2015 soll diese Abkapselung 
andauern. Die Maßnahme stößt 
nicht nur auf Zustimmung. Promi-
nente Ökonomen wie Ragnar Ar-
nason bezeichnen das System als 
„Schnapsidee“. Sie beklagen die 
bürokratischen Hürden: Wer aus-
ländische Arbeiter anstellen oder 
Autos importieren will, muss sich 
auf einen bürokratischen Klein-
krieg einlassen, um die Genehmi-
gungen zu erhalten. Doch Island 
hat die Maßnahme Stabilität ge-
bracht. Die Wirtschaft wächst wie-
der, im Februar hat die Rating-
agentur Fitch das Land heraufge-
stuft. „Wir wollen mit diesem Sys-
tem nicht ewig leben. Im Moment 
funktioniert es“, sagt Jan Karlsson, 
ein Mitarbeiter in der Notenbank.  

Nachdem die gröbsten Auf-
räumarbeiten im Finanzsektor ab-
geschlossen sind, wendet sich die 

Regierung den Fischen zu. Sie sind 
neben der Aluminiumindustrie 
und dem Tourismus der wichtigs-
te Wirtschaftszweig des Landes. 40 
Prozent der Exporte sind Makre-
len, Kabeljau und andere Meeres-
tiere. „Ein Fischbestand ist für ein 
Land so viel wert wie eine Ölquel-
le“, sagt der Ökonom Arnason. 
„Der Unterschied ist: Wenn der Be-
stand gut verwaltet wird, versiegt 
die Quelle nie.“ 

Und der Bestand wurde gut ver-
waltet: Er hat sich seit der Einfüh-
rung des Quotensystems erholt. 
Doch unter den Fischern brodelt 
es. „Das System hat zu einer Ver-
teilungskrise geführt“, sagt Jó-
hann Guðmundsson aus dem Fi-
schereiministerium. Der Freihan-
del mit den Quoten hat zu einer 
Marktkonzentration geführt. Die 
fünf größten Betriebe halten mehr 

als ein Drittel der 
Fangquote. Weil 
manche Bootsbe-
sitzer ihre Rechte 
verkauften, verfü-
gen viele Gemein-
den über keine 
Fangrechte mehr. 
Orte an den West-
fjorden wie Thin-
geyri, die jahrhun-
dertelang vom 

Fischfang lebten, sind von ihrer 
wichtigsten Einkommensquelle 
abgeschnitten.  

Niels Arsaelsson aus dem abge-
legen Ort Tálknafjörður an der 
Westküste zählt zu den Verlierern 
des Systems. Der Isländer meint, 
bis in das Jahr 870 n. Chr. nach-
weisen zu können, dass seine Vor-
fahren Fischer waren. Mit ihm en-
det die Tradition. Arsaelsson be-
saß einen Betrieb mit mehreren 
Booten, sein Kapital reichte nicht, 
„um mit den Großen mithalten zu 
können“. Erst verlor er Marktan-
teile, 2007 pfändete ihn die Bank. 
Seither schlägt er sich als Gelegen-
heitsarbeiter durch. Er hat sogar 
wieder etwas Geld, kann aber kei-
ne Fangquote am Markt erwerben.  

Das neue Gesetz, das den Zorn 
der Branchengrößen hervorruft, 
soll Abhilfe schaffen. Erstmals 
möchte sich der Staat selbst eine 
Quote geben, um sie an Fischern 
wie Arsaelsson vermieten zu kön-
nen. Zudem soll die Handelbar-
keit der Quoten begrenzt werden. 
Und die Regierung möchte zur Sa-
nierung des Haushaltes eine hohe 
Steuer auf die Fischereirechte er-
heben. Bisher wurden die Quoten 
für wenig Geld ausgegeben. 

Der isländische Fischereiver-
band warnt, die Industrie werde 
durch den Eingriff zerstört. Fi-
scher wie Arsaelsson unterstützen 
das Paket grundsätzlich, fordern 
aber noch weitergehende Eingrif-
fe. Selbst das Parlament ist gespal-
ten. Präsident Ólafur Ragnar 
Grimsson schlug vergangene Wo-
che eine Volksabstimmung vor, 
um die Pattstellung zu beenden.  

Wie der Konflikt auch ausgehen 
mag: Der Umgang Islands mit der 
Krise sorgt international für Dis-
kussionen. Nobelpreisträger Paul 
Krugman empfiehlt der EU, sich 
das Modell anzusehen. Vor kur-
zem hat der Internationale Wäh-
rungsfonds eine Analyse veröf-
fentlicht. Titel des Papiers: „Is-
lands unorthodoxe Politik weist 
einen alternativen Weg aus der 
Krise.“ 

Der Aufstand der Fischer

folgte die Privatisierung der späte-
ren Pleitebanken Landsbanki und 
Kaupthing. Von Anfang an waren 
Kreditinstitute und Fischerei ver-
zahnt: Ein großer Fischproduzent, 
Samherji, war Großinvestor bei 
Landsbanki und Kaupthing. Bur-
daras Investment Group, Miteigen-
tümer der Landsbanki, ge hörten 
zahlreiche Zulieferbetriebe. Das 
erste große Geld machten Banken 
mit Krediten an Fischer. 

Bescheidene Banker 
Die Zentrale der Landsbanki in 

Reykjavík ist kaum größer als ein 
Postamt. Im Foyer des dreistöcki-
gen Gebäudes hängen riesige Öl-
gemälde, die Bauern bei der Feld-
arbeit zeigen. Alles wirkt klein 
und überschaubar. Kaum vorstell-
bar, dass hier der Finanzkollaps 
des Landes seinen Ursprung 
nahm. Der Chef der Landsbanki, 
Steinthor Palsson, ist ein unprä-
tentiöser Banker. Der blonde Rie-
se wurde 2010 eingesetzt, um im 
Kriseninstitut aufzuräumen. „Die 
Krise hat uns gelehrt, dass unsere 
Möglichkeiten begrenzt sind. Eine 
isländische Bank kann nicht am 
Weltmarkt konkurrieren“, sagt er. 

Das war nicht immer die Leitli-
nie seiner Bank: Nachdem der In-
landsmarkt abgesteckt war, folgte 
in den 90ern die internationale Ex-
pansion der Banken. Ab jetzt war 
die Finanzbranche der Wachs-
tumsmotor des Landes und nicht 
mehr die Fischerei. Der Schwanz 
wedelte mit dem Hund. Der Boom 
machte manche reich. Islands Pro-
Kopf-Einkommen verdoppelte sich 
in der Expansionszeit.  

Als 2008 die Banken kollabier-
ten, hatten sie Schulden in Höhe 
des Zehnfachen der Wirtschafts-
leistung angehäuft. Der Staat ver-
weigerte – im Gegensatz zu Irland 
und Spanien heute – die Rückzah-
lung dieser Gelder und ließ Gläu-
biger seiner Kreditinstitute Ver-
luste erleiden. Das war der Beginn 
des eigenwilligen, ja im Vergleich 
zu Europa radikalen Weges. In 
einer Volksabstimmung sprachen 
sich die Menschen dagegen aus, 
niederländische und britische 
Sparer, die von den hohen Zinsen 
angelockt wurden, für ihre Verlus-
te zu entschädigen. Diese Ent-

Zu den Unzufriedenen 
zählt Niels Arsaelsson. 
Der bullige Isländer sagt, 
bis in das Jahr 870 n. Chr. 
nachweisen zu können, 
dass seine Vorfahren  
Fischer waren. Mit ihm 
endet die Tradition.

„

“

Standard: Sie sind als Komiker 
und Kabarettist zum Bürgermeister 
Reykjavíks gewählt worden. Wel-
cher Job gefällt Ihnen besser?  
Gnarr: Mir hat mein früherer Job 
viel besser gefallen! Ich komme 
aus der kreativen Welt und bin in 
die logische Welt gewechselt. Hier 
gibt es für Kreativität keinen Platz. 
Ich muss mich an alle Anstands-
regeln halten, aufpassen, was ich 
sage, was ich tue. Es ist mir kaum 
noch möglich, spontan zu sein. 

Standard: Ihre Partei Besti Flok-
kurinn hat bei den Gemeinderats-
wahlen 34 Prozent der Stimmen er-
zielt. Wie ist das möglich für eine 
Bewegung ohne Programm?  
Gnarr: Wir haben im Wahlkampf 
das Finanzsystem und das politi-
sche Establishment verspottet. 
Das Leben ist inzwischen so kom-
pliziert geworden, dass eigentlich 
keiner mehr versteht, was um uns 
herum passiert. Das System des 
globalisierten Finanzkapitalismus 
überschreitet doch die Grenzen 
des Nachvollziehbaren. Diejeni-
gen, die so tun, als ob sie die Din-

„In Island gibt es immer noch Caffè Latte“
Jón Gnarr ist der  
witzigste Bürgermeister 
der Welt. Ein Gespräch 
über Kabarettisten,  
isländische Nahtod -
erfahrungen und globale  
Verteilungsgerechtigkeit.  
Von András Szigetvari 

ge begreifen würden, werden Poli-
tiker (lacht). Mit diesen Gedanken 
haben wir gespielt. Darüber hinaus 
haben wir Dinge, die wir für Reyk-
javík erreichen möchten. Das größ-
te Problem der Stadt ist, dass sie 
Autofahrern gegenüber zu freund-
lich ist. Ich würde gerne mehr 
Freizeitmöglichkeiten für Fami-
lien schaffen. Mehr Grünflächen, 
mehr Bäume.  

Standard: Spüren die Menschen 
die Krise noch?  
Gnarr: Ja. Die Zukunft ist unsicher, 
wir wissen nicht, was mit unserer 
Währung passiert. Aber die Krise 
war in Island nicht so verheerend 
wie in anderen Ländern. Es gibt 
hier keine geschlossenen Geschäf-
te und keine Massenarbeitslosig-
keit. Vielleicht liegt das daran, 
dass Island so klein ist und wir 
bessere Wege gefunden haben, 
mit der Krise umzugehen als der 
Rest Europas. Wir haben bestimm-
te Möglichkeiten, die sich aus un -
serer Unabhängigkeit und Abge-
schiedenheit ergeben.  

Standard: Haben sich die Einstel-
lungen der Menschen verändert?  
Gnarr: Wir haben eine Nahtod -
erfahrung gemacht. Alle dachten, 
diese Krise bedeutet unser Ende. 
Es wusste keiner, was nach dem 
Zusammenbruch der Banken ge-
schehen würde. Die Leute fragten 
sich: Werden wir jetzt von einer 
Bank geschluckt und zur Gold-
man-Sachs-Republik? Mit der Zeit 
stellte sich heraus, dass sich gar 
nicht so viel geändert hatte. Island 

fiel in eine Rezession. Ich habe 
mich gefragt, was das für den Ein-
zelnen bedeutet. Ich habe mich 
entschieden, dass eine für jeden 
spürbare Rezession in dem Mo-
ment eintritt, in dem man sich kei-
nen Caffè Latte mehr bestellen 
kann, wenn sich die Leute das 
nicht mehr leisten können. Aber 
in Island gibt es immer noch  
Caffè Latte (lacht). Wir trinken so-
gar sehr viel davon.  

Standard: Also eine Nahtoderfah-
rung ohne Folgen? 
Gnarr: Das habe ich nicht gesagt. 
Das Leben hat sich nicht so sehr 
geändert, die Einstellungen schon. 
Die Krise hat uns vorsichtiger und 
demütiger gemacht. Die Isländer 
waren immer Opportunisten. Das 
hat die Lebensweise im Norden 
mit sich gebracht: Man muss ein 
Opportunist sein und jede Chan-
ce ergreifen, um hier überleben zu 

können. Vor Jahrhunderten ging 
es darum, ein Tier schnell genug 
zu töten, vor zehn Jahren waren 
die Möglichkeiten, auf die sich 
alle stürzten, im Bankensektor. 
Wir konzentrieren uns jetzt auf 
unsere eigenen Belange. Dieses 
Experiment mit der weiten Welt 
ist ja irgendwie gescheitert. 

Standard: Ist Island nicht langwei-
liger geworden? In der Oberliga der 
Globalisierung spielt das Land nicht 
mehr mit. 
Gnarr: Das Land ist interessanter 
geworden. Seit der Krise gibt es be-
sondere Aufmerksamkeit für loka-
le Fragen, was ich spannend fin-
de. Sie können jedes Thema neh-
men, etwa das mit den Fischern. 
Reykjavík arbeitet gerade daran, 
ein neues Spital zu errichten. Vor 
der Krise hätte das niemanden in-
teressiert. Jetzt diskutieren alle 
dar über. Auf Fragen der Vertei-
lungsgerechtigkeit reagieren die 
Menschen viel sensibler.  

Standard: Wie lange wird das an-
halten? 
Gnarr: Ich weiß nicht. Menschen 
brauchen Katastrophen, um reifer 
zu werden.  

  
Jón Gnarr, 1967 in Reykjavík geboren, hat 
sich in jungen Jahren als Taxifahrer und 
Musiker durchgeschlagen. Nach ersten 
Auftritten im Radio ist er als Schauspieler 
in Fernsehserien und Komödien berühmt 
geworden. 2010 wurde er zum Bürger-
meister Reykjavíks gewählt. Gnarr zählt zu 
den beliebtesten Politikern Islands. Er ist 
verheiratet und hat fünf Kinder.Freund der Eisbären: Gnarr.  F.: Reuters
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Ende des 19. Jahrhunderts reichte der Breiðamerkurjökull, eine Glet-
scherzunge des Vatnajökull (Island), der größten Eiskappe Europas, 
noch bis ans Meer. Heute ist er drei Kilometer davon entfernt. Die Auf-
nahmen stammen von 1973 und 2001. „Der globale Gletscherrückgang 
ist eine der wenigen deutlichen Folgen, die auf den Klimawandel zu-
rückgehen“, sagt Reinhard Böhm (ZAMG). Er rät zur Vorsicht bei der 
Bewertung vermeintlich erschütternder Bilder: „Die meisten Fotover-
gleiche früherer Gletscherzungen mit den kläglichen Resten gehen zu-
rück ins 19. Jahrhundert.“ In den Alpen beispielsweise habe der Glet-
scherrückgang aber bereits um 1850 begonnen – also lange, bevor der 
anthropogene Treibhauseffekt spürbar wurde. (max) Fotos: Picturedesk

1973–2001
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Kürzlich kam ich im Beisl neben 
einem Wiener Proll zu sitzen. 
Der Proll war betagt, aber nicht 
gebrechlich, sondern vom sola-
riumsgebräunten, lebenslustigen 
Typus mit dem sexy in den Na-
cken gekämmten Haarschlurf, 
dessen Enden ölig sich nach 
außen wölben. Nach dem Essen 
entfernte der Proll mit Daumen 
und Zeigefinger eine Fleisch-
flachse aus den Schneidezähnen, 
er sagte mehrfach „Heast“ und 
auch einmal „Oasch“ und erzähl-
te seinem Tischnachbarn den 
Witz von der Grabennutte, dem 
Papagei und dem Krokodil.  

Natürlich sagte er nicht „Kro-
kodil“, sondern „Groggodüü“, ein 

in meinen alten Vorarlberger Oh-
ren wunderbar baatzwaach klin-
gendes Wiener Wort, das mir 
einen linguistischen Lustschauer 
über den Rücken trieb. Ein so ein 
Wirtshausproll, der sozial und 
psychisch ganz mit sich im Ein-
klang lebt, ist doch eine feine Sa-
che, ganz besonders dann, wenn 
es sich um einen Wiener han-
delt. Prolls gibt es in ganz Öster-
reich, doch das gewisse Etwas 
hat nur der Wiener Proll. Meiner 
Meinung nach macht ihn das 
zum Primus inter Proles.  

Selbstverständlich erweckt der 
selbstbewusste Proll bei den an-
deren Klassen Neidgefühle, 
außer vielleicht bei den Adeli-

gen. Die bleiben in aller Regel 
lieber Baron und Graf, als Proll 
zu werden (deshalb gibt es auch 
nur wenige adelige Müllkutscher 
bei der MA 48). Umso größer ist 
der Neid auf den Proll in der 
Mittelklasse, der sozialen Heim-
stätte der Klemmis und Zwinglis. 
Ich kenne massenhaft Möchte-
gern-Prolls aus der Mitte. Einer 
von ihnen hat sich zum Beispiel 
aus dem Kleinbürgertum zum 
Sektionschef hochgerackert. 
Heute täte er nichts lieber, als 
seinen Minister nach Tisch ein-
mal nicht mit „Mahlzeit“ zu be-
grüßen, sondern ihm so laut ins 
Büro zu rülpsen, dass dem Mi-
nister das Heinz-Fischer-Bild 

von der Wand fällt und das Per-
pendikel der Standuhr vor 
Schreck stehenbleibt. Leider ist 
der Sektionschef durch eine ge-
diegene schulische Sozialisation 
(Theresianum, Lycée usf.) verbil-
det, und so wird ihm dieser 
Überraschungscoup nie gelingen. 

Es gibt ja auch keine Institutio-
nen, wo er seine öden Spießersit-
ten systematisch verlernen könn-
te. In Österreich haben wir Fach-
hochschulen fürs Nägelschnei-
den und fürs Schwammerlbro-
cken, allein die FH für die unfei-
ne proletarische Art vermissen 
wir bitterlich. Völlig unverständ-
lich, dass noch niemand diese 
Marktlücke gefüllt hat. 

Daniel Miller macht sich gerne die 
Finger schmutzig. Der britische 
Anthropologe hat sich tief in das 
vergraben, was seit den späten 
80er-Jahren unter dem Namen 
„material culture studies“ firmiert, 
und nichts mag er lieber, als die 
feine akademische Theorie in den 
„Matsch und die Dunkelheit des 
Alltagslebens hinunterzuziehen“. 
In seinen Studien geht es Miller 
meist um Dinge, um „stuff“, wie er 
es nennt, Zeugs also, er beforsch-
te Tongefäße in Indonesien, Saris 
in Indien, Coca-Cola in Trinidad, 
Mobiltelefone und Autos auf Ja-
maika oder Kücheneinrichtungen 
in London. In einer Studie, aus der 
das Buch A Theory of Shopping 
hervorging, folgte er etlichen Fa-
milien in den Supermarkt, um zu 
sehen, was von wem und warum 
für den täglichen Gebrauch einge-
kauft wird. 

Miller unterlegt seinen For-
schungen eine „Theorie der Din-
ge“, die er anhand seines Materials 
immer wieder darlegt. Sie besagt 
einerseits, dass – entgegen aller 
moralischen Empörung über ober-
flächlichen Materialismus – Din-
ge Medien der Beziehung sind. In 
diesem Sinne ist Papua-Neugui-
nea nicht materialistischer als 
Großbritannien. Ein zweiter Pfei-
ler seiner Theorie ist die Überzeu-
gung, dass Dinge eine eigenstän-
dige Handlungskraft besitzen. 
Dinge machen Menschen mindes-
tens ebenso, wie 
Menschen Dinge 
machen.  

Alle Themen, die 
Miller bearbeitet, 
verweigern sich 
einer einfachen 
Konsumkritik ge-
nauso wie einer 
Konsumeuphorie. 
Von Millers rund 
30 Büchern wur-
den bisher nur zwei ins Deutsche 
übersetzt, Der Trost der Dinge 
(2010) und Weihnachten (2012). In 
diesen Tagen erscheint sein neu-
es Buch Consumption and its Con-
sequences bei Polity Press.  

Standard: Herr Miller, Ihre Bücher 
sind von großem Mitgefühl für 
Menschen und ihr Verhältnis zu 
Dingen geprägt. Mit Ihren Thesen, 
wie zum Beispiel „Einkaufen ist 
Liebe“ oder „Menschen, die Dinge 
mögen, sind sozialer als solche, 
denen Dinge unwichtig sind“, rich-
ten Sie sich gegen eine landläufige 
und zu einfache Verachtung des 
Konsums. Was ist falsch an der 

Konsumkritik? Sie scheinen sie ver-
logen zu finden ... 
Miller: Alle Konsumkritiker, die 
ich kenne, leben auf einem so ho-
hen Verbrauchsniveau, wie es für 
jede vorhergehende Generation 
unvorstellbar gewesen wäre. Da 
kann man schon auf die Idee kom-
men, dass Konsumkritik schein-
heilig ist. Die Taten der Kritiker 
entsprechen einfach nicht ihren 
Worten, und trotzdem halten sie 
nicht ihre eigenen Parolen für 
flach und verirrt, sondern nur die 
Auffassung anderer Menschen. 
Am schönsten zeigt Kim Hum-
phrey diese Widersprüche in sei-
nem Buch Excess auf. 

Standard: Machen Sie denn keine 
Ausnahme?  
Miller: Doch, es gibt einige Arten 
der Konsumkritik, die ich stark 
unterstütze, zum Beispiel die so-
zialistische Kritik der Ungleich-
heit. Die ungerechten Teilhabe-
möglichkeiten am Konsum in den 
meisten Ländern der Erde muss 
man scharf kritisieren. Zudem bin 
ich für klare Verbote von Gütern, 
deren Herstellung und Verbrauch 
den Klimawandel mitverantwor-
ten. Ich glaube nicht, dass die Lö-
sung der Umweltprobleme in 
einer „Wahl des Lebensstils“ lie-
gen kann und darin, dass Men-
schen sich für „grünen Konsum“ 
entscheiden. Der Umgang mit Na-
tur ist zu ernst, als dass er einer 
Wahl überlassen werden könnte. 

Standard: Das heißt, hier muss die 
Politik die Verantwortung für den 
Konsum übernehmen? 
Miller: Die richtige Antwort auf 
den Klimawandel kann nur in in -
ternationalen Verordnungen lie-
gen. Man muss schädliche For-
men der Produktion verbieten und 
sicherstellen, dass die Beschrän-
kung für die Armen wie für die 

Reichen gilt. So 
sollten zum Bei-
spiel gar keine 
Autos über einer 
be stimmten Moto-
rengröße herge-
stellt und gefährli-
che Chemikalien 
gleich am Anfang 
des Produktions-
prozesses verbo-
ten werden.  

Standard: Oft geht Konsumkritik 
mit Kapitalismuskritik Hand in 
Hand. Glauben Sie, man müsste 
beides voneinander trennen?  
Miller: Ich glaube sogar, dass die-
se beiden Kritiken sehr wenig mit-
einander zu tun haben und dass 
sie getrennt werden sollten. Die 
Hauptprobleme des Kapitalismus, 
vor allem sein Hang zur Ungleich-
heit und zu unethischem Ver-
schweigen der Finanzinteressen, 
haben nichts mit Konsumption zu 
tun. Umgekehrt würden die Pro -
bleme des Konsums, wie etwa die 
Entfremdung in der massiven 
Konsumkultur, auch dann existie-

ren, wenn die Produktionsweise 
eine andere als eine kapitalis -
tische wäre. In meinem Buch 
 Consumption and its Consequen-
ces entwickle ich meine eigene 
Kritik der politischen Ökonomie, 
die zu zeigen versucht, 
dass Kapitalismus kom-
plexer und in der Tat 
auch vielfältiger ist, als 
es die traditionellen 
Kritiken des Kapitalis-
mus glauben machen. 
Sie entwerfen eine „dia-
lektische Theorie der 
materiellen Kultur“ und 
begreifen den Prozess 
der Moderne als widersprüchlich. 
Die Konsumgesellschaft führt 
 daher gleichzeitig zu Selbstver-
wirklichung und Entfremdung, 
sie birgt Fortschritt und Zerstö-
rung.  

Standard: Es mehren sich aber 
Klagen über psychische Erschöp-
fung, alles sei zu viel und gehe zu 
schnell. Scheinbar können sich die 
Menschen nicht endlos an ein kon -
stant wachsendes Angebot an Gü -
tern und Ideen anpassen. Oder 
etwa doch?  
Miller: Mein Mitgefühl mit den 
Menschen hat mit meiner Auffas-
sung von Anthropologie als einer 
ihrem Wesen nach empathischen 
Disziplin zu tun. In meinem Buch 
Digital Anthropology (2012) argu-
mentiere ich, dass wir eine an -
thropologische Herangehenswei-
se an diese Phänomene brauchen. 
Denn erstaunlicher als die Ge-
schwindigkeit der digitalen Kul-
tur selbst ist unsere Fähigkeit, sie 

so schnell als selbstverständlich 
in unser alltägliches Leben zu in-
tegrieren.  

Standard: Als Vertreter der „mate-
rial culture studies“ erforschen Sie 

die Effekte materi -
eller Umgebungen. 
Sind digitale Daten 
„Dinge“ oder etwas 
anderes?  
Miller: Es ist eine Il-
lusion zu glauben, 
dass das Digitale 
immateriell sei. Von 
den Bausteinen der 
Computer bis hin 

zu den strukturellen Begrenzun-
gen von Facebook gibt es genauso 
viele materielle Hemmnisse im 
Digitalen wie im Nicht-Digitalen. 
Manche Dinge werden jetzt mehr 
und manche weniger greifbar. Wir 
müssen das Digitale als eine ra-
sche Entfaltung der „Dialektik der 
Kultur“ verstehen und dabei dem 
grundsätzlichen Argument folgen, 
mit dem wir auch schon die dia-
lektische Verfassung der vor-digi-
talen Konsumkultur erklärt haben 
– die Entwicklungsprozesse sind 
immer widersprüchlich. Es liegt 
immer noch etwas Unheimliches 
in materiellen Dingen und dem 
Zauber, den sie auf uns ausüben 
können.  

Standard: Was, glauben Sie, sind 
die tieferen anthropologischen 
Grün de für das Misstrauen gegen-
über dem Materialismus? Haben 
wir Angst, von den Dingen überwäl-
tigt zu werden?  
Miller: Die Kritik am Materialis-

mus ist so alt wie das Opferritual, 
das ja früher in menschlichen Ge-
sellschaften allgegenwärtig war. 
Bevor wir etwas verbrauchen, wol -
len wir die heiligen Ursprünge je-
ner Welt versöhnen, die wir im 
Akt des Konsumierens aufzehren 
werden. Konsumption nimmt der 
Welt etwas weg, während Produk-
tion ihr etwas hinzufügt. Es ist da-
her gar nicht erstaunlich, dass wir 
die Konsequenzen fürchten. 

Standard: Worin liegt denn der 
wesentliche Unterschied zwischen 
einer Konsumkultur und einer 
Nicht-Konsumkultur in der Bezie-
hung zu Dingen? 
Miller: Der Unterschied ist, dass 
wir in der Konsumkultur jene Be-
ziehung zu den Dingen verlieren, 
die wir hatten, als wir selbst noch 
in den Prozess ihrer Herstellung 
eingebunden waren. Und wir soll-
ten nach Wegen suchen, an dieses 
Gespür und die Hingabe an das 
Einzelne wieder anzuknüpfen. Das 
könnte durch so etwas wie „pro-
duktive Konsumption“ geschehen.  

 
Daniel Miller, 1954 geboren, studierte 
Archäologie und Anthropologie an der 
University of Cambridge. Heute lehrt er 
am University College in London Ethnolo-
gie. Konsumforschung gehört zu seinen 

Schwerpunkten. Zu-
letzt erschien „Con-
sumption and its Con-
sequences“ (Polity 
Press, 2012). Sein 
Buch „Weihnachten. 
Das globale Fest“ ist 
auf Deutsch 2011 bei 
Suhrkamp erschienen.

„Dinge machen Menschen ebenso, wie Menschen Dinge machen“, sagt Daniel Miller. Manche Menschen treffen 
dann eine Entscheidung. Wie etwa die Österreicherin Sandra Krautwaschl (Foto), deren Selbstversuch, ohne  
Plastik zu leben, nun in einem Buch nachzulesen ist: „Plastikfreie Zone. Wie meine Familie es schafft, fast ohne 
Kunststoff zu leben“ ist gerade als Taschenbuch bei Heyne erschienen.  Foto: dapd

Konsumption nimmt 
der Welt etwas weg,  
während Produktion ihr 
etwas hinzufügt. Es ist 
daher gar nicht  
erstaunlich, dass wir  
die Konsequenzen  
fürchten. 

„

“

Der Anthropologe und 
Konsumforscher Daniel  
Miller im Gespräch  
über Konsumkritik,  
Opferrituale und die  
Macht der Dinge. 
Von Andrea Roedig.

„Grüner Konsum ist keine Lösung“

Der Wiener Proll, der 
Primus inter Proles. Eine 
Begegnung im Beisl.

DA MUSS   
MAN DURCH 
 
Die Krisenkolumne von  
Christoph Winder

RI

+2

Samstag, 16. Juni 2012 Album A 3Interview



 Album A 4 Samstag, 16. Juni 2012Architektur

Die Sonne scheint, fröhliche Men-
schen sitzen unter einer ziemlich 
großen Pergola, die mit Fotovol-
taikpaneelen verkleidet ist, essen 
und trinken, im Hintergrund Rad-
fahrer und ballspielende Kinder. 
Plötzlich biegt lautlos ein korea -
nisches Elektroauto um die Ecke. 
Stimme aus dem Off: „Songdo. 
Where future happens.“  

Für die Songdo New City – so 
der offizielle Name – wird eifrig 
die Werbetrommel gerührt. Wäh-
rend die modernen KTX-Hochge-
schwindigkeitszüge mit 300 km/h 
durch die Landschaft brettern, 
wandert der Fernsehspot alle paar 
Minuten über den Flatscreen. 
Songdo, was übersetzt so viel 
heißt wie „Zwergkie-
ferninsel“, ist ein  
800 Hektar großes 
künstlich aufgeschüt-
tetes Eiland am süd-
westlichen Stadtrand 
Seouls, rund 40 Kilo-
meter und mehr als  
30 U-Bahn-Stationen 
von der Innenstadt 
entfernt. Und es ist 
der derzeit größte Stolz der süd -
koreanischen Wissenschafter und 
Planer.  

Das Kooperationsprojekt des 
koreanischen Stahlunternehmens 
Posco E&C, des viertgrößten Stahl-
erzeugers weltweit, und des ame-
rikanischen Real Estate Develo-
pers Gale International mit Sitz in 
New York, ist die erste bereits rea-
lisierte Smart City der Welt. Rund 
20 Milliarden Euro wird man am 
Ende in die Zukunftsstadt insge-

Grün Ding braucht Weile
Am Stadtrand von Seoul 
entsteht eine ökologische 
Musterstadt, die dem 
Meer abgerungen wurde: 
Songdo New City.  
Sieht so die Zukunft 
 urbanen Lebens aus?  
Von Wojciech Czaja

samt investiert haben. Dass das 
größte Konkurrenzprojekt, Norman 
Fosters Masdar City in Abu Dhabi, 
seit der Finanzkrise mehr oder we-
niger auf Eis liegt, wirkt sich auf 
die Stimmungslage der Südkorea-
ner nicht gerade negativ aus.  

„Songdo ist das Exempel einer 
modernen, futuristischen Stadt“, 
sagt Angela Hong von der Incheon 
Development & Tourism Corpora-
tion (IDTC), die für die Vermark-
tung der Retortenstadt zuständig 
ist. „In manchen Punkten haben 
wir uns an der klassischen euro-
päischen Stadtplanung orientiert. 
Was für die einen altmodisch ist, 
kann für die anderen eine Revolu-
tion sein.“  

Das Straßennetz ist dicht, die 
Fahrbahnen sind verhältnismäßig 
schmal, die Gehsteige und Radwe-
ge dafür umso breiter, und überall 
Bänke, Bäume, blühende Büsche. 
Aufgelockert wird das Ganze von 
ein paar Plätzen und einem  
40 Hektar großen „Central Park“ 
mit künstlichem See, Wassertaxis 
und Tretbootverleih. Eine Idylle 
wie aus dem Almanach für Stadt-
planung. Fragt sich nur: Wo sind 
die Menschen? Und was ist smart 

an alledem?  
„Die Metropolre-

gion Seoul stößt mit 
ihren 25 Millionen 
Einwohnern allmäh-
lich an ihre topografi-
schen und geografi-
schen Grenzen, daher 
war klar, dass man ei -
nes Tages neues Land 
gewinnen muss“, er-

klärt Tom Murcott, Vizepräsident 
von Gale International, auf An -
frage des Standard. „Bei so ei -
nem großen Projekt ergibt sich die 
einmalige Chance, neue techni-
sche Entwicklungen und Erkennt-
nisse aus der Wissenschaft und 
Stadtplanung einfließen zu las-
sen.“  

Das flache Neuland, das mit ei-
nigen namhaften Software- und 
Hardware-Unternehmen wie etwa 
Arup, Cisco, LG, 3M und United 

Technologies entwickelt wurde, 
verfügt in allen Wohnungen und 
öffentlichen Gebäuden über „Te-
lepresence“, ein neuartiges Kom-
munikationstool mit hoher akus-
tischer und optischer Qualität, 
über Real-Time-Fahrpläne für 
 U-Bahn und Busse, die online er-
sichtlich sind, sowie über Regen- 
und Salzwassernutzung.  

Die wohl ungewöhnlichste in -
frastrukturelle Errungenschaft be-
trifft jedoch die Müllentsorgung: 
Stinkende Müllwagen wird man 
hier niemals zu Gesicht bekom-
men, denn die gesamte Müllent-
sorgung funktioniert unterirdisch 
und vollautomatisch über ein ei-
gens entwickeltes pneumatisches 
Unterdrucksystem.  

Müllentsorgung per Rohrpost 
„Im Grunde genommen ist das 

nichts anderes als ein klassisches 
Rohrpostsystem, wie man es im 
vorigen Jahrhundert immer wie-
der in Bürogebäuden verwendet 
hat“, sagt James von Klemperer, 
Chefarchitekt bei Kohn Pedersen 
Fox Associates (KPF) in New York, 
das für den Masterplan der Song-
do New City verantwortlich ist, 
„nur eben ein bisschen größer und 
ein bisschen weiter.“ Auf Knopf-
druck wird der Mist durch die 
 halbe Stadt gejagt, wo er am Ende 
in einem Kraftwerk zur Biogas -
gewinnung genutzt wird.  

Ein Musterbeispiel für ökologi-
sche Stadtplanung – bloß warum 
ist von der im Film versprochenen 
Solarenergienutzung nichts zu 
 sehen? Und wo sind die vielen 
 E-Bikes oder E-Autos, mit denen 
im ganzen Land geworben wird 
und auf die man so sehnsüchtig 
wartet? „Diese Technologien sind 
leider noch nicht zur Genüge aus-
gereift“, so von Klemperer. „Die 
Ausbeute von Fotovoltaik ist noch 
viel zu gering, eine solche Anlage 
würde sich in Südkorea erst inner-
halb von 20 Jahren rentieren. Und 
solange die koreanischen Auto-
hersteller kein serienreifes Elek -
troauto produzieren, sind uns die 

Hände gebunden.“ Mit dem ersten 
Stromwagen am Markt werde sich 
die Situation ändern.  

Bis dahin begnügt man sich mit 
einem ausgebauten Fuß- und Rad-
wegnetz sowie strengen ökologi-
schen Richtlinien für die Archi-
tektur. Sämtliche Bürotürme ver-
fügen über begrünte Atrien, die 
die Luftfeuchtigkeit regeln. Das 
zentrale Konferenz- und Ausstel-
lungszentrum „Convensia“ und 
das benachbarte Luxushotel She-
raton sind bereits nach LEED-Kri-
terien zertifiziert. Eines Tages, so 
jedenfalls lautet der Traum von 
Gale International, wolle man eine 
LEED-Zertifizierung für die ganze 
Stadt erreichen.  

Auch um kulturelle Nachhaltig-
keit ist man in Songdo bemüht. In 
der Mitte der Stadt steht das Hel-
lo Kitty Planet, ein Ausstellungs-
haus für die weißen Cartoon-Kat-
zen. Daniel Libeskind hat ein Lu-
xus-Shoppingcenter geplant, das 
demnächst in Bau gehen soll. Und 

der Schweizer Pritzker-Preis-Trä-
ger Peter Zumthor hat nach Aus-
kunft von KPF ein Museum für 
zeitgenössische Kunst entworfen. 
Noch ist das Projekt nicht aus -
finanziert.  

Wunderbare Zukunft. Doch die 
Gegenwart sieht anders aus. Von 
den geplanten 70.000 Einwoh-
nern, die hier eines Tages leben 
sollen, sind erst 22.000 vor Ort. Bis 
Jahresende wolle man 5000 weite-
re anziehen. „Wenn man bedenkt, 
dass hier vor zehn Jahren noch 
Meer war und dass die Stadt erst 
seit kurzem existiert, dann haben 
wir schon viel erreicht“, sagt Gale-
Chef Tom Murcott. „Und ich bin 
mir sicher, dass Songdo eines Ta-
ges die smarteste Stadt der Welt 
sein wird.“ Denn eines dürfe man 
bei aller „Smartness“ nicht außer 
Acht lassen: „Eine grüne Stadt zu 
bauen bedarf nicht nur Architek-
tur, Infrastruktur und Technolo-
gie, sondern vor allem Zeit.“  

p www.songdo.com

Die grüne Stadt: Auf dem künstlich aufgeschütteten Eiland Songdo gibt es viel Technologie und keine Müllautos – allerdings auch noch kein wirkliches städtisches Leben.  Foto: Czaja
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Pläne für die grüne Zukunft: Wohn- und Bürohochhäuser am Rande des Cen-
tral Parks. Eines Tages sollen hier 70.000 Menschen leben.  Visualisierung: IDTC
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Island ist überall 
Als der junge isländische Schrift-
steller Andri Snær Magnason sein 
Buch Traumland. Was bleibt, wenn 
alles verkauft ist? 2006 in Island 
herausbrachte, war Islands Ban-
kenkrise noch in einigermaßen 
weiter Ferne. Prophetisch, mag 
man da urteilen, aber eigentlich 
nur logisch gedacht, wie der Au-
tor, dessen Buch in Island „ein-
schlug wie eine Bombe“ (Björk) 
und Rekordauflagen erreichte, 
aufgezeigt hat, was mit seiner Hei-
mat passiert, die lange für unwirk-
lich schöne Landschaften und un-
berührte Geysire (und allenfalls 
sphärische Popmusik) stand und 
heute für Staatsbankrott und 
 Naturzerstörung steht. Vielleicht 
weil Island als Insel so klein und 
überschaubar ist, zeigt das Buch 
Entwicklungen auf, die die ganze 
Welt betreffen, oder besser: betref-
fen sollten. Wie immer geht es um 
kurzfristigen Profit und die lang-
fristige Ausbeutung der Natur. 
Konkret darum, Island, von rund 
30.000 Menschen bewohnt, zum 
größten Aluminiumhersteller der 
Welt zu machen. Traumland ist 
ein persönliches und gleicherma-
ßen poetisches Sachbuch – und 
ein Appell (nicht nur an die Islän-
der!), im Namen des Wohlstands 
nicht alles aufs Spiel zu setzen 
und an einer alternativen Zukunft 
zu arbeiten. Auf Deutsch erschie-
nen ist das Buch bereits 2010, 
rechtzeitig zum Island-Schwer-
punkt der Frankfurter Buchmesse, 
wieder beim Freiburger Verlag 
Orange Press  – klein, aber fein und 
unschlagbar in Sachen nachhalti-
ger Lesestoff. Im Herbst folgen 
weitere Titel zum Thema: Kaufen 
für die Müllhalden. Das Prinzip der 
geplanten Obsoleszenz und More 
than Honey. Zukunft ohne Bienen? 
 Mia Eidlhuber 

 
Andri Snær 
Magnason, 
„Traumland. 
Was bleibt, 
wenn alles ver-
kauft ist?“ € 20 / 
285 Seiten. 
Orange Press, 
Freiburg 2010

Ein Grundsatzwerk 
Nachhaltigkeit ist als Schlagwort 
in aller Munde. Erstmals taucht 
der Begriff 1713 in der Forstwirt-
schaft auf. Der sächsische Ober-
berghauptmann Carl von Carlo-
witz beschreibt das Ziel, ökonomi-
sche Erwägungen mit dem Faktor 
Natur in Einklang zu bringen. 

Was steckt heutzutage hinter 
dem Schlagwort? Die Autoren 
arbeiten am renommierten Karls-
ruher Institut für Technologie und 
beschäftigen sich seit 
Jahren mit dem The-
ma, in das sie sehr 
grundsätzlich einfüh-
ren. Armin Grunwald 
und Jürgen Kopfmüller 
beschreiben wesentli-
che Meilensteine – 
darunter auch den 
„Weltgipfel von Rio 
und die Folgen“. 

Die beiden Wissenschafter 
zeichnen Kontroversen nach, schil-
dern Messparameter und zeigen 
Umsetzungsmöglichkeiten auf: 
von der lokalen Ebene wie den 
Agenda-21-Strategien bis zum 
Global-Governance-Modell. Inter -
essant sind Querverbindungen et -
wa zu den Weltreligionen.  

Am Ende stellen die beiden Au-
toren Thesen auf, in welchen Be-
reichen aus ihrer Sicht dringender 
Handlungsbedarf besteht. In dem 
in der Campus-Studium-Reihe 
 erschienenen Buch, das für die 
zweite Auflage aktualisiert wurde, 
ist alles sehr solide und gut nach-
vollziehbar aufbereitet. Manch-
mal sind die Beiträge aber allzu 
trocken.  

 Alexandra Föderl-Schmid 
 

 
 
Armin Grun-
wald / Jürgen 
Kopfmüller, 
„Nachhaltigkeit“. 
€ 17,40 / 279 
Seiten. Campus-
Verlag, Frank -
furt / New York 
2012

 Bücher 

Keine Normalität mehr 
Wenn von Extremereignissen die 
Rede ist, denken wir meist ans 
Wetter, das aufgrund des Klima-
wandels „verrückter“ spielt als bis-
her. Dem in Wien lebenden Kom-
plexitätsforscher und Bestseller-
autor John Casti geht es in  seinem 
dieser Tage erschienenen Buch X-
Events allerdings um etwas ganz 
anderes: nämlich um kaum vor-
hersehbare Katastrophen, die der 
extrem komplexen technologi-
schen Infrastruktur un serer Ge-
sellschaft geschuldet sind. Denn 
die ermöglicht nicht nur unseren 
hohen Lebensstandard, sondern 
macht uns auch für Extremereig-
nisse wie globale Pandemien, Zu-
sammenbrüche des Internets oder 
der Stromversorgung oder den 
Kollaps des Finanzsystems anfäl-
lig. Und so wie das Wetter nicht 
mehr „normal“ ist, so gibt es auch 
für unsere globalisierte Gesell-
schaft keine „Normalität“ mehr. 

In elf spannenden und blen-
dend geschriebenen Fallstudien 
macht Casti klar, dass diese 
 X-Events zwar nicht wahrschein-
lich, aber doch nicht völlig ausge-
schlossen sind. Einige der geschil-
derten Szenarien – wie etwa die 
mögliche Selbstzerstörung der 
Erde durch die Erzeugung kleins-
ter Teilchen am Cern – mögen all-
zu spekulativ anmuten, doch etli-
che der Fallstudien sind durchaus 
dazu angetan, sich – jenseits des 
2012-Apopkalypse-Karnevals – 
gewisse Sorgen zu machen. Was 
X-Events neben seinen literari-
schen Qualitäten aber vor allem 
lesenswert macht: Casti befasst 
sich auch damit, wie man das Un-
vorhersehbare womöglich doch 
vorhersehen und vielleicht sogar 
verhindern könnte oder was ge -
eignete Gegenmaßnahmen wären, 
wenn sie einträten. So fühlt man 
sich nach der Lektüre immerhin 
mental etwas besser vorbereitet 
auf jene hoffentlich nie eintreten-
den X-Events – auf die man sich 
per definitionem nur schwer vor-
bereiten kann. Klaus Taschwer 

 
 
 
John Casti, 
 „X-Events.  
The Collaps  
of Every thing“.  
US-$ 26,99. 
 William Morrow, 
New York  
2012

Unerforschte Stoffe 
Kunststoff umgibt uns überall, 
mittlerweile auch an Stellen, wo 
wir ihn nicht vermuten würden. 
Bei Büchern etwa, die nicht nur 
aus Papier und Leim bestehen, 
sondern auch aus Dispersions -
klebern, laminierten Buchdeckeln 
und der Plastikfolie, mit der sie 
verschweißt sind. Der Dokumen-
tarfilmer Werner Boote hat uns in 
seinem Film Plastic Planet bereits 
2009 eindrucksvoll vorgeführt, mit 
welchem vielschichtigen, aber für 
die Welt noch relativ neuem und 
deswegen in seinen Auswirkun-
gen oft noch unerforschtem Mate-
rial wir es hier zu tun haben. Sei-
ne beunruhigenden, international 

zusammengetragenen Ergebnisse 
zum Thema gibt es seit 2010 auch 
in Buchform. Gemeinsam mit dem 
Wiener Publizisten Gerhard Pret-
ting hat der Regisseur seine Re-
cherche aus 15 Ländern, sprich 
den Sukkus aus 400 Stunden 
Filmmaterial über die Kulturge-
schichte, die aggressiv wachsende 
Branche und die gesundheitli-
chen Risiken dieses Stoffs publi-
ziert, ergänzt durch ein sehr auf-
schlussreiches Glossar und einen 
Schlussteil, der Konsumenten 

mögliche Auswege 
aus dem Dilemma 
aufzeigt. Erschienen 
ist das Kompendium 
im deutschen Verlag 
Orange Press, der 
sich auf das Thema 
Nachhaltigkeit spe-
zialisiert hat. Bei 
Orange Press sind 
über die Jahre immer 

wieder die Bücher zu den thema-
tisch einschlägigen österreichi-
schen Dokumentarfilmen erschie-
nen, etwa zu Erwin Wagenhofers 
Film von 2005 We Feed the World 
(das Buch von Wagenhofer und 
Max Annas erschien 2006, ist aber 
vergriffen), gefolgt von Let’s Make 
Money, wo sich Wagenhofer auf 
die Spuren des Geldes begeben 
hat. Das Buch von Caspar Dohnem 
erschien 2008.  Mia Eidlhuber 

 
Gerhard Pret-
ting, Werner 
Boote, „Plastic 
Planet. Die  
dunkle Seite  
der Kunststoffe“.  
€ 20 / 223 Seiten. 
Orange Press, 
Freiburg 2010

Größtes Sorgenkind der Wis-
senschafter: der Klimawandel. Da 
die Menschheit derzeit zweimal 
so viel Treibhausgas ausstößt, wie 
Wälder und Meere imstande sind 
zu absorbieren, geht jährlich eine 
gigantische CO2-Menge in die At-
mosphäre. Erst ab 2030 nehmen 
die Treibhausgasemissionen ab, 
viel zu spät, wie Randers anmerkt. 
Dafür, den globalen Temperatur-
anstieg auf zwei Grad zu begren-
zen, wie international als noch ak-
zeptabel angesehen wird, ist es da-
mit zu spät. Randers sieht viele 
Konflikte auf dem Weg bis 2052. 
Dennoch erwartet er einen neuen 
Zeitgeist: Die Kultur des Konsums 
wird verpönt, nachhaltiges Wirt-
schaften „in“. Johanna Ruzicka 

 
Jorgen 
Randers, 
„2052: A Global 
Forecast for  
the Next Forty 
Years“. A Re-
port to the Club 
of Rome. € 25, 
Chelsea Green 
Publishing 
2012

brett, sie sind etwas Organisches, 
in dem die Fantasien der Bewoh-
ner, die baulichen Gegebenheiten 
und die Möglichkeiten des Raums 
zusammengewachsen sind. Nach-
haltigkeit ist hier nicht Schlagwort, 
sondern Realität.  
 Gregor Auenhammer  

 
Alexandra  
Dallinger /  
Bernhard Ecker / 
Miguel Tres, 
„Garten Design“. 
€ 50,– / 208 S., 
Brandstätter-V., 
Wien 2012

Unvorhersehbare Extrem-
ereignisse und vorher-
sehbare Entwicklungen, 
unerforschte Stoffe und 
erforschte Schlagworte. 
Die Bücher zur Stunde 
anlässlich des Erdgipfels.

Vorsicht! Nachhaltiger Lesestoff

RI
+2

Die kommenden 40 Jahre 
Als der US-Ökonom Dennis Mea-
dows 1972 in Die Grenzen des 
Wachstums vor einer ungezügel-
ten Ausbeutung des Planeten 
warnte, wurde er zynisch als „Pro-
phet des Weltuntergangs“ be-
zeichnet. Die Situation ist nicht 
besser geworden, im Gegenteil. 
Der norwegische Ökonom Jorgen 
Randers, damals Koautor des 
Club-of-Rome-Berichts, legte kürz-
lich eine Bilanz zu den damaligen 
Vorhersagen vor 40 Jahren vor 
und wagte eine Vorschau auf die 
kommenden 40 Jahre. Dieser pes-
simistische Bericht, 2052: A Global 
Forecast for the Next Forty Years, 
liegt nun in Englisch vor. Wieder 
enthält er Beiträge führender Wis-
senschafter, Ökonomen und Zu-
kunftsforscher. Fazit: Wenn mit 
den Ressourcen der Erde weiter-
hin so ungehemmt umgegangen 
wird wie bisher, droht der Erde bis 
spätestens 2100 der Kollaps. Auf 
zu vielen Ebenen sei das System 
mittlerweile ausgereizt; „business 
as usual“ sei deshalb in Zukunft 
nicht mehr möglich. 

Nachhaltiger Garten Eden 
Die Herausforderung, urbane Bal-
lungszentren zu attraktiven, le-
benswerten, ökologisch nachhal -
tigen und autarken Lebensräumen 
zu formen, steht permanent im 
 Fokus von Architekten, Städtepla-
nern und Landschaftsdesignern. 
Zukunftsweisende Beispiele mo-
derner Utopien und Realisierungen 
subsumierten die Architektin Alex -
andra Dallinger und der Journalist 
Bernhard Ecker. In ihrem opulent 
illustrierten Opus Garten Design 
präsentieren sie angesichts 36 ex-
emplarischer Gärten zukunftswei-
sende Gestaltungsideen für das 
Wohnen im Freien. Credo der von 
den „Gärtnern von Eden“ designten 
Gärten und Parkanlagen ist, den 
Charakter der Bewohner widerzu-
spiegeln. Unter dem Aspekt der Äs-
thetik arrangierter Kompositionen 
halten die scheinbar unspektakulä-
ren Ansichten in überraschend for-
maler Genauigkeit die Natur im 
Einklang mit dem Menschen fest. 
Das können archaisch-kontempla-
tive Bestandsaufnahmen von wild-
wuchernden Gärten sein oder von 
penibel geplanten und gezirkelten 
Einheiten. Fest steht, dass die 
Architektur sich stets von der Na-
tur inspirieren lässt. Unabhängig 
von modischen Baustilen haben 
Grünräume rund um Privathäuser, 
Wohnhausanlagen und öffentliche 
Areale beträchtlich an Bedeutung 
gewonnen, nicht zuletzt auch we-
gen einer ökologisch geprägten 
 Betrachtungsweise. Im Einklang 
mit der Natur soll das Wohnen  
im Freien sein. Die sorgsam ge -
planten Außenräume sind keine 
bloßen Erfindungen auf dem Reiß-
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Während ein FPÖ-Politiker aus-
nahmsweise nur in den Wald 
geht, um dort bärig unter media-
lem Beifall Lebensbejahendes zu 
tun, statt Jugenddummheiten zu 
begehen, zurrt Putin erste Dik -
taturanzeichen straff an seine 
Fahnen. Und setzt die Segel. In 
eine neue alte Richtung. Desti -
nation Archipel Gulag. All in -
clusive. 

Den ersten Probeball spielte er 
schon zuvor, als plötzlich nach 
den Kaukasiern neue Sünden -
böcke gefunden worden waren. 
Und zwar sehr praktische, da 
von diesen Gegnern weder Ge-
walt noch Bombenanschläge als 
Gegenmaßnahme zu erwarten 
waren: die Homosexuellen. Öf-
fentliches gleichgeschlechtliches 
Küssen kann nun als Strafdelikt 

geahndet werden. Öffentliches 
gleichgeschlechtliches Knut-
schen könnte demgemäß bald 
mit 100 Peitschenhieben bestraft 
werden. Öffentlicher gleichge-
schlechtlicher Geschlechtsver-
kehr vermutlich den Korb unter 
der Guillotine einbringen, Todes-
strafe plus Verbannung bis ins 
siebte Glied. Es gab verhaltene 
Proteste, allerdings eben nur 
 verhaltene. Dass Mitglieder der 
Gruppe Pussy Riot immer noch 
zu juristisch äußerst unklaren 
Haftbedingungen einsitzen, hat 
man schon fast wieder verges-
sen, so üblich ist eine solche 
Form der Repression geworden. 
Demonstrationen werden unter 
fadenscheinigen Begründungen 
aufgelöst. Oppositionelle werden 
verdroschen und abgestraft, 

manche zu drakonischen Strafen 
verurteilt. Die Demonstranten 
lassen sich dennoch nicht ein-
schüchtern, aber die Lage kann 
jederzeit weiter eskalieren. Es 
gibt Anlassgesetzgebung und es 
wird weitere Anlassgesetzgebung 
folgen.  

Europa hingegen sieht lupen-
rein erstaunt zu, während weite-
re Dominosteinchen sich auf 
 lustiges Wackeln und Tanzen 
einschwingen. Manche freuen 
sich daran, denn manchen spielt 
das günstig in die Hände, dieses 
Wackeln. Dieses Schwanken. 
Während des Schwankens ver-
schieben sich Grenzen, wie sich 
auch bei heftigen Erdbeben die 
Landschaft verschieben kann. 
Anstandsgrenzen. Geduldgren-
zen. Toleranzgrenzen.  

Österreich zum Beispiel bebt 
lustig vor sich hin und sieht kei-
nen Anlass zur Anlassgesetzge-
bung, obwohl ein Dritter Natio-
nalratspräsident in großem Stile 
Dinge tut, für die Tony Wegas 
wesentlich zügiger bestraft wor-
den wäre. Ein Handtascherl ist 
dem Grafen zu gering. Für den 
Grafen soll es Stiftungen regnen. 
Oder gekühlte Bananen. Womit 
wir nun die  schwierige Quadra-
tur des Kreises erfolgreich wieder 
beendet hätten. Und mit dem Be-
treten der Bananenrepublik so-
wohl in Russland als auch in Ös-
terreich angekommen sind. Und 
somit im Handumdrehen die gott-
gleiche Gabe der Bilokation be-
wiesen haben. Ob mit oder ohne 
Anlass. Es ist zum In-den-Wald-
gehen. Oder die Wände hoch.

GESCHÜTTELT, 
NICHT GERÜHRT  
 
Von Julya Rabinowich 

Ein Mittsommernachts-
traum, Synchronizität 
und Kühlbananen.

Der Witz ist alt, aber gut: „Trifft ein 
fremder Planet die Erde und fragt: 
‚Wie geht es dir?‘ Sagt die Erde: 
‚Nicht gut, ich habe Homo sa-
piens.‘ Darauf der fremde Planet: 
‚Keine Angst, das geht vorüber.‘“ 
Der tiefere Sinn dieses Witzes 
dürfte sein, dass die Erde auch 
sehr gut ohne uns Menschen aus-
kommt. Aus diesem Grund sind 
Sprüche wie „Wir haben die Erde 
von unseren Kindern nur geborgt“ 
Unsinn. Wir haben die Erde von 
niemandem geborgt! 
Dass sich der Homo 
sapiens aus Wasser-
flöhen entwickelt 
hat, war Zufall und 
retrospektiv betrach-
tet ein Fehler der Na-
tur. Da man diese 
Entwicklung aber 
nicht mehr rückgän-
gig machen kann, 
müssen wir uns eben, so gut es 
geht, auf dieser Erde einrichten. 
Und dass es nicht so gut geht, zeigt 
sich auch im Kontext der „Dekla-
ration von Rio“. In dieser Deklara-
tion wurde erstmals global das 
Recht auf nachhaltige Entwick-
lung verankert. Als unerlässliche 
Voraussetzungen für eine solche 
Entwicklung wurden vor allem 
die Bekämpfung der Armut, eine 
angemessene Bevölkerungspoli-
tik, Verringerung und Abbau 
nicht nachhaltiger Konsum- und 
Produktionsweisen sowie die um-
fassende Einbeziehung der Bevöl-
kerung in politische Entschei-
dungsprozesse genannt.  

Vergleicht man diese Deklara-
tion von 1992 mit der Realität des 
Jahres 2012, zeigt sich, dass Kon-
ferenzen dieser Art sinnlos sind. 
Solche Zusammenkünfte dienen 
in erster Linie dazu, den Men-
schen Sand in die Augen zu streu-
en. Jetzt findet in Rio also die Fol-
gekonferenz statt, wieder werden 
Regierungsvertreter und „Exper-
ten“ Phrasen dreschen, um an-
schließend in ihre Flugzeuge zu 
steigen und zurück an ihre reich 
gedeckten Tische zu fliegen. 

Dass Barack Obama erst gar 
nicht nach Rio kommt, ist ver-
ständlich. Was sollte er dort sa-
gen? Dass die USA für den Irak-
krieg bisher fast vier Billionen 
Dollar ausgegeben haben, jährlich 
aber 8,8 Millionen Menschen an 

Hunger sterben? Soll er verkün-
den, dass in den USA bei Hinrich-
tungen auf dem elektrischen Stuhl 
künftig Ökostrom verwendet wird? 
Oder soll der Chef des Nestlé-Kon-
zerns zugeben, dass zwar ein Drit-
tel der Menschheit keinen Zugang 
zu adäquaten Trinkwasserquellen 
hat, sein Unternehmen in vielen 
Schwellen- und Entwicklungslän-
dern aber Quellgebiete und Was-
serrechte aufkauft, das entnom-
mene Grundwasser mit Minera-
lien anreichert und das in Fla-
schen abgefüllte Wasser unter 
dem Namen „Pure Life“ an die lo-
kale Bevölkerung weiterverkauft?  

Soll der McDonald’s-Boss über 
Strategien seines Konzerns im Be-
reich Corporate Responsibility be-
richten und erklären, dass McDo-
nald’s seine Firmenfarbe von Rot 
auf Grün gewechselt hat, um da-
mit ein sichtbares Bekenntnis 
zum Umweltschutz abzugeben? 
Ist doch alles Unsinn. 

Vor einigen Jahren war ich in 
Mali und habe dort einige Dogon-
Dörfer im Bergland von Bandiaga-
ra besucht. In Dörfern wie Telim 
oder Wallia gibt es weder Strom 

noch Fließwasser, und 
die Beschäftigung der 
Menschen besteht da-
rin, ihr tägliches Über-
leben zu sichern. Um-
geben sind diese Dör-
fer mit ihren Lehm- 
und Holzhütten von 
Brachland, auf dem 
ausgemergelte Kühe, 
Schafe und Ziegen 

kaum noch etwas zum Fressen fin-
den. Wenn ich den Menschen dort 
erzählt hätte, dass infolge der Rio-
Konferenz in Paris 1994 die „Kon-
vention zur Bekämpfung der Wüs-
tenbildung“ beschlossen wurde, 
hätten sie mich ausgelacht. Sidi 
Bamadio, unser einheimischer Be-
gleiter, berichtete, dass die Ge-
gend früher fruchtbar war und es 
genügend Wasser gab. Heute aber 
müssen die Kinder kilometerweit 
gehen, um für ihre 
Familien Wasser 
aus entlegenen 
Brunnen zu holen. 
Umweltschutz, 
wie wir ihn im 
Kleinen praktizie-
ren, gibt es in die-
sen Dörfern nicht, 
und so hängen  
an jedem dürren 
Busch zerschlis-
sene Plastiksäcke, und dass alte 
Autoreifen verbrannt werden, ist 
hier so normal, wie die Tatsache, 
dass tote Hunde in den Straßen-
graben geworfen werden. Auf die 
Frage, wo denn die jungen Män-
ner seien, antwortete Sidi: „Auf 
dem Weg nach Europa.“ 

Wenn ich hierzulande dann 
eine Werbung für „BIORAMA. 
FAIRFAIR. Fashion. Design. Food 
Market for Sustainable Products“ 
sehe, frage ich mich, was sich ein 
Flüchtling aus einem solchen Dorf 
wohl denken würde.  

Da ich für die Zubereitung mei-
nes Strudelteigs eine normale 
Rama, und keine Bio-Rama ver-
wende, wäre ich auf einer solchen 
Messe auch fehl am Platz, was 
jetzt nicht heißen soll, dass ich in 
meinem Alltag nicht nachhalting 
handeln würde. Beispielsweise 
komme ich mit meinem Labello-
Stift eine Woche länger aus als je-
der normale Verbraucher, weil ich 
den Stift nicht wegwerfe, wenn er 
scheinbar leer ist, sondern mit 
einer Beißzange den Innenstift 
zerdrücke und die Labello-Reste 
mit einem Zahnstocher heraus-
kratze, um sie auf die Kuppe des 
blauen Außenstifts zu schmieren. 
Auf diese Weise kann ich mir mei-
ne Lippen locker eine Woche län-
ger eincremen. In 40 Jahren ver-
braucht man mit dieser Methode 
zwölf Labello-Stifte weniger, was 
einer Gesamtersparnis von 24 Eu -
ro gleichkommt. Das ist nicht be-
sonders viel, aber bei 100 Millio-
nen Labello-Benutzerinnen und  
-Benutzern kämen 2,4 Milliarden 
Euro zusammen, die man zum 
Beispiel notleidenden Bankdirek-
toren spenden könnte, damit die 
nicht verhungern. 

Stolz bin ich auch auf mein 
 40-Jahr-McDonald’s-Boykott-Jubi -
läum, das ich demnächst feiern 
werde. Im August 1972, als der 
 Begriff „sustainable development“ 
noch mit „kraftgebende Entfal-
tung“ übersetzt wurde, beschloss 
ich während eines Ferienaufent-
halts in Los Angeles nach dem Be-
such eines McDonald’s-Ladens 
nämlich, diese Art der Nahrungs-
aufnahme für den Rest meines Le-
bens zu verweigern. In mein Tage-
buch schrieb ich damals: „In 
einem Land, in dem sich der Groß-
teil der Bevölkerung von McDo-
nald’s-Fraß ernährt, ist der geisti-
ge Verfall nicht aufzuhalten.“  

In der Zwischenzeit ist McDo-
nald’s mit seiner „Systemgastrono-
mie“ in mehr als 100 Ländern ver-
treten und macht in 32.000 Res-

taurants einen 
jährlichen Umsatz 
von 23 Milliarden 
Dollar. Obwohl 
mein McDonald’s-
Boykott nicht zu 
viel bewirkt haben 
dürfte, werde ich 
auch in Zukunft 
keine „Happy 
 Meals“ konsumie-
ren. In erster Linie 

aus politischen Gründen. Für 
mich ist McDonald’s ein Syn onym 
für den weltumspannenden Kon-
sumterror des Großkapitals, den 
man  verharmlosend „Globalisie-
rung“ nennt, womit nichts ande-
res gemeint ist, als dass ein Ham-
burger in Wien genauso schme-
cken muss wie in Hongkong. Dass 
so eine Gleichschaltung der Mas-
sen erfolgt, versteht sich von 
selbst. Wie der Hamburger welt-
weit genormt ist, soll auch der 
Konsument genormt sein. Der 
„moderne“ Mensch muss in die-

sem System seine Individualität 
auf den Altären der Konsumtem-
pel opfern, weil dieses System 
sonst zusammenbrechen würde. 
Damit der Konsument erst gar 
nicht auf die Idee kommen könn-
te, bei McDonald’s Teil eines zer-
störerischen Systems (Regenwald, 
Sojaproduktion etc.) zu sein, wird 
so getan, als würde er als Indivi-
duum ernst genommen. Aus die-
sem Grund suggeriert McDonald’s 
in seinen aggressiven Werbekam-
pagnen ja auch ständig, dass jeder 
Junk-Food-Junkie Teil einer gro-
ßen, glücklichen Familie ist.  

Der Dramatiker, Whisky-Trin-
ker und Zigarrenraucher Heiner 
Müller hat diesen neuen Typus 
von Konsumenten so beschrieben: 
„In den McDonald’s-Läden sitzt 
schon eine neue Menschenrasse, 
die begeistert Scheiße konsu-
miert. Da sitzen nur noch Zom-
bies, und die an diese neue Welt 
gewöhnten Kinder brauchen we-
der Kunst noch Literatur oder 
Theater und werden nie im Leben 
auf die Idee kommen, dass das für 
sie interessant sein könnte. Oder 
dass irgendein Gedanke interes-
sant ist, der sich nicht unmittelbar 
in Hamburger umsetzen lässt.“  

So gesehen ist es logisch, dass 
McDonald’s durch strategische 
Partnerschaften mit Großkonzer-
nen wie Coca-Cola oder Disney 
seine wirtschaftliche Vormacht-
stellung als umsatzstärkste Fast-
food-Kette auch ideologisch absi-

Sprüche wie „Wir haben 
die Erde von unseren  
Kindern nur geborgt“ sind 
Unsinn. Wir haben die 
Erde von niemandem  
geborgt! Dass wir uns aus 
Wasserflöhen entwickelt 
haben, war Zufall und  
retrospektiv betrachtet 
ein Fehler der Natur.  
Von Kurt Palm

Wie geht es der Erde?

McDonald’s verkauft in 
Kombination mit Kinder -
menüs weltweit  die meis-
ten Kinderspielsachen.  
So sollen die Kleinsten an 
ein Essen gewöhnt  
werden, das  garantiert 
nicht gesund ist.

„

“ Kurt Palm, geb. 1955 in Vöcklabruck, 
 Studium der Germanistik und Publizistik in 
Salzburg. Seit 1983 als Autor und Regis-
seur tätig. Er schrieb Bücher über Brecht, 
Stifter, Joyce, Mozart, Fußball und Palm-

samstage. Drehte Kino-
filme und inszenierte 
zahlreiche Opern und 
Theaterstücke im In- 
und Ausland. Palm  
lebt in Wien. Zuletzt 
 erschien der Roman  
„Die Besucher“ (Resi-
denz, 2012). Foto: Corn

chert. McDonald’s ist nicht nur 
der größte Abnehmer von Coke-
Produkten, sondern verkauft in 
Kombination mit Kindermenüs 
weltweit auch die meisten Kinder-
spielsachen. So sollen die Kleins-
ten an ein Essen gewöhnt werden, 
das garantiert nicht gesund ist.  
I’m hating it. Dass im Westen fast 
30 Prozent der Bevölkerung über-
gewichtig sind und gleichzeitig 
alle drei Sekunden ein Mensch  
an Hunger stirbt, hängt mit den 
Strukturen des internationalen 
Kapitalismus zusammen. Solan -
ge Konzerne wie McDonald’s, 
 Coca-Cola, Nestlé etc. weltweit 
eine  derartige Vormachtstellung 
einnehmen, wird sich an die - 
sem skandalösen Missverhältnis 
nichts ändern. Da können in Rio 
noch so viele Beschlüsse gefasst 
werden.
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„Aus Satellitendaten kann man ableiten, wie groß Abfluss und Fließ-
geschwindigkeiten der Gletscher Grönlands sind“, sagt Wolfgang Schö-
ner. 2001 bis 2005 hat etwa der Helheim-Gletscher stark an Masse ver-
loren. Mögliche (noch nicht verifizierbare) Gründe dafür: Schmelzwas-
ser vom Inneren des Kontinents oder die Temperatur des Meerwassers. 
„Grönland müsste komplett abschmelzen, damit der Meerespiegel um 
die oft kolportierten sechs Meter ansteigt“, ergänzt Böhm. „Das wird 
aber erst in ein paar Tausend Jahren der Fall sein.“ (max) Fotos: Picturedesk

2001–2005
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Allein sind Bernhard Jenny und seine Frau Cristina Colombo eher selten. Die beiden und ihre Kinder verstehen ihr Haus als ein sehr offenes. Foto: Rainer Iglar

Nachhaltig leben bedeutet 
teilen: Der Salzburger 

Kommunikationsberater 
Bernhard Jenny lebt in 

einer großen offenen Villa, 
die er auch mit Michael 

Hausenblas teilte. 

ses stammten, der diese Figuren 
als Sinnbild für die Kinder aufstel-
len ließ, die er selbst nie hatte. Uns 
hat das sehr beeindruckt, und so 
haben wir das Haus doch genom-
men.  

Für uns war es immer wichtig, 
die Familie intensiv zu leben. Da-
her hieß es auch: Wohnraum ist 
gleich Arbeitsraum. Meine Frau 
und ich betreiben im Haus unsere 
eigene Kreativagentur jennycolom 
bo.com. Kunden kommen also auf 
gewisse Weise in unser Wohnzim-
mer. Hier gibt’s kein schickes 
Frontdesk, wo man ‚so tut, als ob‘.   

Noch etwas war uns seinerzeit 
klar: Wenn wir schon so ein rie-

sengroßes Haus kau-
fen, dann wollen wir 
es nicht für uns al-
lein, sondern ganz be-
wusst als offenes Haus 
verstehen. Zahlrei-
che Freunde und Be-
kannte kommen zu 
Besuch und nutzen 
diese Fläche mit uns. 
Wir wollen nicht auf 

Besitz sitzen, sondern solche Mög-
lichkeiten mit anderen teilen. 

Nachdem wir uns immer schon 
sehr für Flüchtlinge – wir nennen 
sie lieber ‚Willkommene‘ – enga-
giert haben, kommen auch immer 
wieder Menschen, die am großen 

Das Haus drückt unser soziales Verständnis aus
Wir wohnen in der Vor-
stadt von Salzburg, genau-

er gesagt zwischen Innenstadt und 
grünem Gürtel, in der Nähe des 
Messezentrums – eine ideale Lage 
sozusagen. Meine Frau Cristina 
Colombo und ich haben sechs 
Kinder, wobei diese mittlerweile 
alle schon groß sind. Drei von ih-
nen leben aber immer noch mit 
uns unter einem Dach.  

Das Haus ist eine Art Villa mit 
circa 250 Quadratmetern auf ins-
gesamt drei Stockwerken. Ein Teil 
des Gebäudes stammt aus den 
Sechziger-, der andere aus den 
Dreißigerjahren. Es wirkt aber äl-
ter. Und es wirkt ziemlich ver-
träumt.  

Wir haben uns da-
mals – das war vor 18 
Jahren – aus verschie-
denen Gründen für 
diesen Ort entschie-
den. Erstens brauch-
ten wir mehr Platz, 
und zweitens gab es 
folgende Geschichte: 
Ursprünglich wollten 
wir das Haus gar nicht kaufen, und 
zwar unter anderem, weil im Gar-
ten eigenartige Figuren aus Stein 
herumstanden – Nachahmungen 
von antiken Statuen. Schließlich 
stellte sich aber heraus, dass die-
se Objekte vom Erbauer des Hau-

Wohnzimmertisch mit uns zu-
sammensitzen. Der Tisch bildet 
das Zentrum des Hauses. Mit der 
Art, wie wir wohnen, drücken wir 
unser soziales Verständnis aus. 
Man kann das doch nicht trennen! 
Der 24. Dezember wurde von mei-
ner Frau zum ‚Tag des offenen 
Hauses‘ erklärt. Alle, die an die-
sem Tag nicht wissen, wo sie hin-

sollen, oder einfach diesen Wahn-
sinn nicht aushalten, sind an die-
sem Tag bei willkommen. Über 
den Tag verteilt tauchen bis zu 100 
Menschen auf. Um elf Uhr vormit-
tags geht’s los, um drei, vier in der 
Früh ist Schluss. Das ist das Ge-
schenk, das wir uns als Familie zu 
Weihnachten machen.  

Als wir das Haus und seinen cir-
ca 500 Quadratmeter großen Gar-
ten übernahmen, war es ziemlich 
verschachtelt, weil hier vier Woh-
nungen untergebracht waren. Wir 
haben viele Wände herausgeris-
sen und bei der Gestaltung der 
neuen Räume darauf geachtet, 
dass sie auch für spontane Über-
nachtungen taugen. Ich würde sa-
gen, wir leben sehr praktisch. Das 
Haus ist schlicht und doch ge -
mütlich. Gemütlichkeit entsteht 
durch das Praktische, aber es fal-
len mir dazu auch viele Kerzen 
und Räucherwerk ein.  

Generell bedeutet Wohnen für 
uns, einen Ort zu schaffen, an dem 
sich ein Bezugssystem wie eine 
Familie wohlfühlen kann. Weiters 
drückt es, wie bereits erwähnt, das 
Weltbild aus, das die Bewohner in 
sich tragen. Und dazu gehört auch 
die Frage: Mit wem wollen wir die-
ses Haus teilen, wenn dann eines 
Tages alle Kinder ausge-
zogen sind? 

    Wohnen in Wien-Umgebung Süd Seite I 2           Wohnen für immer: Hotel Kempinski Seite I 6 
derStandard.at/Immobilien

Bernhard Jenny wurde 1956 in 
Salzburg Stadt geboren, wo 
er als Creative Art Director, 
Blogger und Performer arbei-
tet und lebt. Seine Kreativ-
agentur für Corporate Identi-
ty und Design, barrierefreie 
Webauftritte und Social Me-
dia wird als Familienunter-
nehmen geführt.  

Unter www.bernhardjenny. 
posterous.com bloggt Jenny 
zum Thema Unternehmens-
kommunikation, unter www. 
bernhardjenny.wordpress. 
com schreibt er regelmäßig zu 
den Themen Politik, Gesell-
schaft, Menschenrechte und 
Integration/Inclusion. Er ist 
außerdem Mitglied der Platt-
form für Menschenrechte 
Salzburg.  
 p www.jennycolombo.com
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Geräumige, begrünte Anlage
mit 4 Bauteilen

235 modern und
hochqualitativ ausgestattete
Wohnungen

Wohneinheiten von
30 m² bis 140 m²

Großteils Balkon, Loggia
oder Terrasse

Hauseigene Tiefgarage

Fertigstellung Sommer 2012

WOHNEN IN
MARGARETEN

Eigentum
Miete

Vorsorge

www.ehl.at
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Miete

Vorsorge
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Weitere
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01 512 76 90
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Nur noch wenige Tage, um 
soziale Projekte einzubringen 

 
Einreichfrist für Ideen gegen Armut endet am 20. Juni

„Die Tatsache, dass die Jury uns 
das Vertrauen ausgesprochen hat, 
hat uns ermutigt, andere Jobange-
bote auszuschlagen und uns mit 
unserer Idee selbstständig zu ma-
chen“, sagt Katharina Norden, die 
mit Game Changing (heute Three 
Coins), einem Lernprogramm für 
Financial Literacy, im letzten Jahr 
den Innovationspreis „Ideen 
gegen Armut“ erhalten hat.  

Mit „Ideen gegen Armut“ unter-
stützt Coca-Cola Österreich ge-
meinsam mit dem Standard und 
dem NPO-Kompetenzzentrum der 
Wirtschaftsuniversität Wien die 
Umsetzung von sozialen Projek-
ten zum Thema Armutsbekämp-
fung und Armutsprävention in 
Österreich. Heuer wird der Preis 
bereits zum sechsten Mal verge-
ben. Ein besonderes Augenmerk 
liegt in diesem Jahr auf der Förde-
rung von Female Entrepreneur-
ship und Frauen als Unternehme-

rinnen. Zumindest einer der bei-
den mit jeweils 41.500 Euro do-
tierten Innovationspreise wird an 
ein Projekt mit dieser Zielsetzung 
vergeben.  

Gesucht werden einerseits Pro-
jektideen, in denen Frauen als 
Unternehmerinnen ihren Fokus 
auf die Armutsbekämpfung bzw.  
-prävention in Österreich legen. 
Andererseits können auch Projek-
te zur Förderung der beruflichen 
Selbstständigkeit von Frauen, die 
armutsgefährdet sind oder von Ar-
mut betroffen sind, eingereicht 
werden.  

Die Einreichfrist endet am 20. 
Juni. Danach werden von einer 
unabhängige Jury die zehn besten 
Projekte für den weiteren Prozess 
ausgewählt. Die endgültige Ent-
scheidung wird dann bei der Pro-
jektpräsentation vom Advisory 
Board getroffen. (ost) 

 p www.ideen-gegen-armut.at

Mit Verve und Empathie entführt der in Wien lebende 
Hamburger Ökonom und Nachhaltigkeitsexperte Fred 

Luks durch seine jüngste bibliophile Publikation auf eine  
Tour de Force über „Gott und die Welt“. Phänomenal! 

antwortung, Wachstum, Xeno-
phobie und das Zaudern. Amü-
sant, intellektuell, intelligent und 
zynisch. Gedankensprünge prä-
gen das Werk und machen es le-
senswert. Apodiktisch ist es nicht. 
Auch nicht fatalistisch, wie man 
nun meinen könnte. Maximal apo-
kalyptisch, zieht man die richti-
gen Schlüsse aus der Kumulation 
aller erdenklichen Unmöglichkei-
ten und Unwägbarkeiten.  

In Wahrheit ist Luks’ Œuvre als 
Standpunkterforschung des Jetzt 
zu sehen, ein großes Ganzes im 
Blickwinkel. Pointiert und pole-
misch interpretiert Luks den Sta-
tus quo unseres Daseins, unserer 
Gesellschaft, unserer Philosophie 
und unseres in der Krise befindli-
chen Selbstbewusstseins. Im Pro-
zess des Bewusstwerdens und Be-
wusstmachens entsteht das We-
sentliche in der Individualität. 

Luks, obwohl Wahlwiener, la-
mentiert nicht, sondern konsta-
tiert, hin und wieder konsterniert. 
Er philosophiert teils in scheinbar 
lapidarem Plauderton, dennoch 
eloquent und fein elaboriert. E- 
und U-Musik, Hochkultur und 
Alltägliches junktimierend, ohne 
Berührungsängste. Fachlich fun-
diert, partiell aber mit kapriziösen 
gedanklichen Rösselsprüngen. 

Trotz hohen literarischen Tem-
pos sprachlich brillant formuliert, 
ist Luks zweifelsfrei mit zahlrei-
chen Tempowechseln – aufgrund 
zahlloser assoziativer Einschübe 
und semantischer Feinheiten und 
philosophischer Petitessen – ein 
fulminantes Epos des Jetzt gelun-
gen. Sicher nicht jedermanns Sa-
che, de facto aber grandios! 

Assoziativ-philosophisches 
„Weltverbesserungs-Abc“

Gregor Auenhammer 

Fred Luks hat recht. Wir befinden 
uns in einer sich rasch verändern-
den Welt inmitten einer verände-
rungsresistenten Gesellschaft, in 
der Amtsinhaber und Würdenträ-
ger fast aller politischen Couleurs 
lediglich auf das reagieren, was 
Boulevard und Meinungsumfra-
gen als mehrheitsfähig vorgeben. 
Pro futura wagt kaum einer pro-
aktiv zu planen, geschweige denn 
zu agieren. Anstelle von Meinun-
gen produzieren in der Öffentlich-
keit befragte öffentliche Personen 
grosso modo inhaltlose Sprech-
blasen und beantworten konkrete 
Fragen nur mit Flos-
keln, die in klassi-
schen NLP-Schulun-
gen vermittelt wur-
den. Dementspre-
chend gesichts- und 
konturlos sind die 
meisten Agenten der 
öffentlichen Hand. 
Undiplomatisch sind 
die meisten dennoch. 
Zu all dem gesellt sich eine global 
grassierende Entscheidungsaller-
gie. Angesichts der globalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise ist die 
erschreckende, ernüchternde so-
wie augenscheinliche Ahnungs-, 
Hilflosigkeit und Unwissenheit 
internationaler Politiker und Ex-
perten offensichtlich.  

Fred Luks, aus Hamburg stam-
mender, in Wien lebender gelern-
ter Ökonom, Manager und Nach-
haltigkeits-Experte, verführt den 
Leser in seinem – an Seiten schma-
len, an Inhalt gewichtigen – Band 
Irgendwas ist immer zu einer fulmi-
nanten Tour d’Horizon. Fantas-
tisch rasant reiht er Assoziation an 
Assoziation, Begriffe und Befind-
lichkeiten erklärend, Termini hin-
terfragend und Rückschlüsse als 
Trugschlüsse entlarvend, um zu 
einer klaren Message zu kommen: 
Alles ist möglich und unmöglich. 
Im Weg liegt das Ziel, bzw. im Ziel 
erfährt man den Weg. Denn, wie er 
meint, „irgendwas ist immer“ – 

Faktum genug, um die reale „Poli-
tik des Aufschubs“ zu legitimieren. 

Hochinteressant beispielsweise 
seine Erklärung der „Nachhaltig-
keit“: „Nachhaltigkeit ist eine Ent-
wicklung, die die Bedürfnisse der 
heute lebenden Menschen befrie-
digt, ohne zu riskieren, dass künf-
tige Generationen ihre eigenen Be-
dürfnisse nicht befriedigen kön-
nen. Hierin liegt ein begründbares 
Leitbild, bei dem es um Gerechtig-
keit, Wirtschaft und Ökologie 
geht. Es ist schwer, gegen ‚Nach-
haltigkeit‘ zu sein, und ich bin 
auch total dafür. Doch dann: Wir 
sind leider schon über die ‚Nach-
haltigkeit‘ hinaus, obwohl wir sie 

grandios verfehlt ha-
ben.“ Des weiteren 
entlarvt Luks in 
einem fantastischen 
Furioso, mit Verve 
und Empathie, den 
Terminus als popu-
listisch, weil er sich 
auf alles und nichts 
anwenden lässt – als 
Killerargument und 

Begründung für und gegen jedes 
Problem verwendbar ist: Umwelt, 
Soziales, Wirtschaft, Lebensstil, 
Mobilität, Finanzen, Glück, Parti-
zipation und die Genderfrage. Ge-
rechtigkeit und Rechtsprechung.  

Die Dichotomie von Gut und 
Böse, von Recht und Unrecht, 
Schön und Hässlich lässt sich mit 
dem Terminus auf alles anwen-
den. Im Kontext konterkariert er 
aber auch jegliche Motivation und 
Argumentation. Luks selbst sieht 
seine Abhandlungen nicht als rein 
wissenschaftlich, aber auch nicht 
rein feuilletonistisch. In Form 
eines „Weltrettungs-Abc“ fabu-
liert Luks über Authentizität, Be-
troffenheit, CSR, über Dilemmata, 
Empörung, Facebook, über Hu-
morlosigkeit, „i“, Jetzt, Kunst, Lip-
penbekenntnisse, Mut sowie den 
zentralen Kristallisationspunkt: 
die „Nachhaltigkeit“. Folglich re-
flektiert Luks über Opportunis-
mus, Politik, Quantensprünge, 
Revolution und Scheitern, Ver-
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Fred Luks: „Irgendwas ist immer. Zur 
Politik des Aufschubs“, € 10,– / 106 Sei-
ten, Metropolis Verlag, Marburg 2012 

Innovationsmanagement MSc im Wert von EUR 13.400,–
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Ziel: Sie erwerben die Kompetenz, Innovationsprozesse zu
steuern und innovative Technologien, Produkte und
Dienstleistungen zu entwickeln.
Dieses Studium enthält in einem ausgewogenen Verhältnis
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